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Das Frauenwahlrecht.
Eine Waffe im Klaſſenkampfe.

Am Sonntag, 19. März, iſt im ganzen Reiche der erſte
ſozialdemokratiſche Franentag.

Für ihn gilt es zu rüſten, damit er bis in die letzte Hof-
wohnung hinein die Frauen und Arbeiterinnen aufrütteln und
ſie in die Reihen der Wahlrechtskämpfer führe.

Die Bewertung des Frauenwahlrechts durch bürgerliche
Frauen und durch Proletarierinnen iſt eine ganz ver-
ſchiedene. Die bürgerlichen Frauen ſehen im Frauen-
wahlrecht vor allem eine Waffe, die man ihnen im
Gegenſatz zu dem Manne ihrer Klaſſe vorenthält.
mit deren Hilfe ſie ſich die gleichen Bildungsmöglichkeiten
wie die der Männer erzwingen und ſich die liberalen Berufe
öffnen können. Frauenrechtleriſche Motive ſind es in erſter
Linie, die ſie zum Kampfe ums Wahlrecht treiben, frauen-
rechtleriſche Ziele, die ſie mit Hilfe des Wahlrechts erreichen
wollen.

Der Kampf der Proletarierinnen ums Wahlrecht richtet ſich
nicht gegen die Männer ihrer Klaſſe die ja ſelbſt noch des
demokratiſchen Wahlrechts zu Landtagen und Kommunalver-
waltungen entbehren er wird in Gemeinſchaft mit den
Männern gegen die herrſchenden Klaſſen geführt,
die im wohlverſtandenen Jntereſſe les aufbieten, der Ar-
beiterklaſſe das Wahlrecht vorzuenthalten. Jm Beſitz des Wahl
rechts werden die Proletarierinnen wiederum an der Seite
rer männlichen Klaſſengenoſſen dieſe Waffe führen, um
Klaſſenforderungen der Arbeiterſchaft durchzuſetzen. Und zwar
Forderungen, deren Erfüllung eine Einſchränkung der Aus
beutung menſchlicher Arbeitskraft bedeutet, eine erhöhte Für-
ſorge für Kranke, Jnvaliden, Unfallverlezte, Witwen und
Waifen, eine ESrleichterung der Zoll- und Steuerlaſt; deren
Erfüllung der Arbeiterſchaft beſſere Bildungs- und Entwick-
lungsmöglichkeiten garantiert; die ſie im ganzen widerſtands-
fähiger und widerſtandsluſtiger macht gegenüber all den
niederdrückenden Tendenzen des Kapitals.

Dieſe Bewertung des Frauenwahlrechts durch die Prole-
tarierinnen iſt diktiert durch ihre wirtſchaftliche und
ſoziale Stellung: Die mannigfache Not des Lebens hat
ſie hinausgetrieben aus der ſchützenden Familie in die Er
werbsarbeit.

Hier in gleicher Weiſe wie der Mann der mannigfaltigen
Ausbeutung und Unterdrückung preisgegeben, erkennen ſie als-
bald die Solidarität ihrer Jntereſſen. Wollen ſie nun dem-
entſprechend handeln, ſich an allen Kämpfen um eine hellere
Gegenwart und um eine lichtere Zukunft beteiligen, ſo fällt
ihnen ihre politiſche Rechtloſigkeit hindernd in den Arm. Sie
lernen damit den Wert und die Bedeutung politiſcher Rechte
für den Klaſſenkampf kennen und ſchätzen.

So werden z. B. juſt die Proletarierinnen, die neben der
Erwerbsarbeit noch ein Tauſenderlei von Hausarbeit zu ver
richten haben, am beſten die Notwendigkeit und den Segen
eines geſetzlich feſtgelegten Achtſtundentages einzuſchätzen
wiſſen, ſie werden ihn am heißeſten erſehnen, am begeiſtert-
ſten für ihn kämpfen.

Ein direkter Einfluß auf die Geſetzgebung iſt ihnen aber
nicht verliehen, weil das Wahlrecht fehlt.

Mit bleiernem Druck liegt die ſchier unerträgliche Laſt in-
direkter Steuern auf der Arbeiterſchaft. Am ſchlimmſten
empfindet dieſen Druck die proletariſche Hausfrau und Mutter,
der Finanzminiſter der Familie“. Jm. Kampf gegen dieſe
volklsausſaugende Zoll- und Steuerpolitik iſt ihr der direkte
politiſche Einfluß geſperrt, weil ihr das Wahlrecht fehlt.

Jeder Einkauf beim Väcker, beim Fleiſcher, beim Kaufmann
entlocken ihr Ausrufe des Zornes und der Empörung über die
ſchier unerſchwinglichen Preiſe der zu erſtehenden Waren; im
Beſitze des Wahlrechts würde dieſe Empörung ihren Ausdruck
bei den Wahlen finden: Mit Wonne würden gerade die
Frauen alles aufbieten, um bei der nächſten Wahl Kehraus
zu halten mit den Brot und Fleiſchwucherern. Heute müſſen
ſie als politiſche Rechtloſe zähneknirſchend beiſeite ſtehen.

Die Volksſchulen, wohin die Proletarier ihre Kinder ſenden,
ſind noch immer das Aſchenputtel unter den Bildungsanſtalten,
ja mehr als das, ſie ſind kirchliche und patriotiſche Drill-
anſtalten. Blutenden Herzens müſſen die Proletariereltern
ſehen, wie ihren gut talentierten Kindern die höheren Lehr
anſtalten verſchloſſen, ſie ſich mit der Volksſchule begnügen
müſſen, während den weniger intelligenten Kindern reicher
Nachbaren alle Bildungsquellen geöffnet ſind. Jm Beſitze des
Wahlrechts würden die Proletarierfrauen ſicher ihren ganzen
politiſchen Einfluß einſetzen für die Einheitsſchule, für die
Unentgeltlichkeit des Unterrichts, der Lehr und Lernwittel,
kurzum dafür, daß die beſſere Bildung nicht mehr das Privileg
des Geldſacks bilde.

Die wenigen Beiſpiele, die um hunderte vermehrt werden
könnten, zeigen mit aller Deutlichkeit, welch wichtige Waffe

im proletariſchen Klaſſenkampf das Frauenwahlrecht iſt.
Das allgemeine und gleiche, nicht das beſchränkte

Frauenwahlrecht, das bürgerliche Frauen als eine „Vorſtufe“
zum allgemeinen betrachten. Den bürgerlichen Frauen be-
deutet allerdings auch das beſchränkte Frauenwahlrecht eine
politiſche Waffe, vie Rechtloſigkeit der Proletarierin aber
bleibt bei ſeiner Einführung beſtehen. Ja mehr noch: ſie
wird befeſtigt und unerträglicher geſtaltet. Denn
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das beſchränkte Frauenwahlrecht, das an Beſitz und Bildungs
grade geknüpft iſt, vermehrt den Einfluß und die Macht der
Beſitzenden und wird damit geradezu zu einem Bollwerk gegen
das allgemeine und gleiche Frauenwahlrecht. Nur dies le tz
tere iſt die ſo wichtige Waffe, der die Prole-
tarierinnenjuſtinihrer Armut und Abhängig-
keit ſo dringend bedürfen. Dafür zu kämpfen iſt
der Zweck des ſozialdemokratiſchen Frauentages am 19. März.

Am gleichen Tage werden ſich auch die öſterreichiſchen Ge-
noſſinnen zu einer Demonſtration für das allgemeine, gleiche,
geheime und direkte Frauenwahlrecht zuſammenfinden. Jm
Geiſte ſich die Hand reichend, werden Deutſche
und Oeſterreicher verſprechen, nicht früher
vom Kampfe zu laſſen, als bis das volle Bürgerrecht
der Frau errungen iſt.

Politiſche Ueberſicht.
Halle a. S., 8. Februar 1911.

Die neue Militärvorlage.
Die Beratung der neuen Militärvorlage wurde am Dienstag

in der Reichstags- Budgetkommiſſion begonnen.
Gefordert wird die Erhöhung der Friedenspräſenzſtärke um
10 875 Mann, wodurch die geſamte Friedenspräſenzſtärke die
Zahl von 515 321 Mann ohne Unteroffiziere und Offiziere er
reichen würde. Die Durchführung dieſer neuen Forderung
würde bis 1915 an dauernden Ausgaben 21,8 Millionen, an
einmaligen Ausgaben 82,4 Millionen erfordern. Die Beratung
wurde mit längeren vertraulichen Darlegungen des
Kriegsminiſters und des telephoniſch auf Wunſch der Kom-
miſſion herbeigerufenen Staatsſekretärs des Auswärtigen
Amtes eingeleitet. Auch die Reden der Vertreter der Parteien
wurden in der Hauptſache als „vertraulich“ erklärt. Sehr
ſcharf kritiſierte Genoſſe Ledebour, dem Redner anderer Par-
teien ſich anſchloſſen, die Abweſenheit des Reichskan z-
lers, der auch bei einer ſolchen Beratung das Parlament
ignoriere. Der Kanzler habe die Pflicht, zu erſcheinen und
die nähere Begründung für die Vorlage zu geben zumal die
vertraulichen Darlegungen des Staatsſekretärs völlig un-
genügend und ſtellenweiſe nichtsſagend waren. Auf eine be-
ſondere Anfrage gab der Kriegsminiſter bekannt, es ſei nicht
richtig, daß der Schatzſekretär die Militärvorlage zuſammen
geſtrichen habe, ſondern er, der Kriegsminiſter, der auch allein
die Verantwortung trage, habe ſie auf das geforderte „Mini-
mum“ reduziert, und zwar aus finanziellen und auch aus
anderen Gründen, trod der vielen und lebhaften Beſtrebungen,
eine größere Vorlage zu erzielen. Für die nächſten fünf
Jahre werde aber mit der geforderten Vermehrung auszu
kommen ſein, die ja nur „vorhandene Lücken“ ausfüllen ſolle.

Die weitere Beratung wurde auf Mittwoch vertagt.

Das Zwecksverbandsgeſetz,
das ſich auf die preußiſchen Gemeinden mit Ausſchluß von
Groß-Berlin bezieht, welcher Ausſchluß allerdings kein unbe
dingter und kein unzweifelhafter iſt, wurde am Dienstag vom
Dreiklaſſenhauſe in erſter Leſung erledigt. Begeiſtert
war eigentlich niemand von der Art, wie durch dieſes Geſetz die
Selbſtverwaltung der Gemeinden noch weiter eingeſchränkt
werden ſoll. Frhr. v. Zedlitz freut ſich aufrichtig darüber,
daß es in die Hand der Oberpräſidenten gelegt ſein ſoll, ſelbſt
Städte, die gar keinen Zweckverband wollen, gewaltſam dazu
zuſammenzuſchließen. Einer eingehenden Kritik unterwarf Ge-
noſſe Hirſch Berlin den Entwurf, zu deſſen Empfehlung ſich
der Miniſter auf die engliſche Gemeindeverfaſſung berufen
hatte. Abg. Hirſch erwiderte, daß der Miniſter vergeſſen habe,
daß die engliſchen Gemeindegeſetze nicht von einem Dreiklaſſen-
hauſe gemacht werden! Unſer Redner bezeichnete auch die Ge-
ringfügigkeit der ganzen heutigen preußiſchen Selbſtverwal-
tung, deren Eigenheiten ja faſt alle Tage glänzend illuſtriert
werden, wenn irgendwo ein Oberbürgermeiſter die Stadktver-
tretung, die ihn gewählt und angeſtellt hat, ſo behandelt, wie
der Schulmeiſter ſeine Schulbuben. Abg. Hirſch kritiſierte auch
das famoſe Beſtätigungsrecht, das die angeblich frei-
gewählten, höheren Selbſtverwaltungsfunktionäre abhängig
macht von dem Wohlwollen und der Gnade der Regierungs-
präſidenten uſw. Dieſe ſchöne Ergänzung der Selbſtverwal-
tung ſoll auch den Zweckverbänden aufgedrängt werden. Jn
der Sache ſelbſt ſind wir ſelbſtverſtändlich durchaus dafür, daß
durch Zweckverbände die Erfüllung der ſtändig ſteigenden Ge
meindeaufgaben erleichtert und kirchturmpolitiſcher Eigen-
brödelei der Garaus gemacht werde. Schließlich ging die Vor-
lage an eine Kommiſſion. Mittwoch wird das Geſetz über den
Groß- Berliner Zweckverband verhandelt.

Sogtzial demokratiſche Anträge im Drei-
klaſſenparlament. Zur zweiten Leſung des Etats des
Miniſteriums des Jnnern beantragt unſere Fraktion im preu-
ßiſchen Abgeordnetenhauſe, die Staatsregierung möge ohne
Verzug einen Entwurf vorlegen, durch den alle preußiſchen
Geſindeordnungen und alle preußiſchen Geſetze über
die Verletzung der Dienſtpflicht des Geſindes und der länd-
lichen Arbeiter aufgehoben werden andere Anträge fordern
eine Umgeſtaltung der Beſtimmungen über Forſtdiebſtahl, die
allgemeine Geſtattung des Gebrauchs fremder Sprachen in
öffentlichen Verſammlungen und der Abhaltung von Verſamm-
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lungen unter freiem Himmel, Aufhebung des S 2 des Vagea
bundengeſetzes und Abſchaffung der politiſchen Geheimpoligei.

Lizentiat Everling.
Der in Halle ſtationierte nationalliberale Reichstagsabge-

ordnete und Direktor des Svangeliſchen Bundes, Lic. Ever
ling, Vertreter des 10. ſächſiſchen Wahlkreiſes, Döbeln
Roßwein, gehört zu den unangenehmſten Erſcheinungen,
die die Bülowſchen Blockwahlen 1907 in den Reichstag ſchwemm-
ten. Er iſt einer von den reaktionären Herrſchaften, die ſich
aufdringlich mit ihrer volksfeindlichen Geſinnung brüſten, um
geſehen zu werden. Dabei aber Kulturkampfpauker, der
ſich in dieſer Hinſicht nicht über den Liberalismus der ſiebziger
Jahre zu erheben vermochte.

Die Kulturkämpferei wird ihn wohl auch der Kreuzzeitung
Rückſicht auf den ſchwarz-blauen Block! verhaßt gemacht

haben in der Morgenausgabe vom 7. Februar bringt ſie
einen Artikel: „Zur Kandidatur Everling“, in dem eine
„wohlinformierte Seite“ berichtet, daß Everling 1905 nur
unter großem Widerſpruch zum Direktor des Evangeliſchen
Bundes gewählt worden ſei:

Gleich Profeſſor Nippold, der ſeinen früheren Schüler doch
etwas genauer kannte, vermißte damals auch Graf Wintzin
gerade an Everling die moraliſche Qualifikation,
den weiten Blick und vor allem den rechten Takt, den
eine ſolche Stellung erfordere

Jn den größeren Bundesverſammlungen habe ſich Everling
ſtets beſonders unliebſam bemerkbar gemacht durch ſeine ab
ſprechende Kritik über die GeſchäftsleitunginHalle,
wie auch über die Redaktion der vom Bunde damals noch in
Berlin unterhaltenen offiziellen Deutſch- evangeliſchen Korre-
ſpondenz. Jn dieſer Taktik lag Methode. Profeſſor
Witte ſollte von ſeinem Poſten in der Geſchäftsleitung
verdrängt werden. Die Deutſch- evangeliſche Korreſpon-
denz aber ſollte die Baſis, das willkommene Sprung-
brett bieten, von dem Everling ſein Ziel, eine poli-
tiſche Rolle zu ſpielen, erreichen konnte. Die
unerwartete Auflöſung am 13. Dezember 18906 kam ſeinen
ehrgeizigen Plänen ſehr zuſtatten. Er ließ ſich in Döbeln-
Roßwein als Kandidat der Ordnungsparteien wählen, und
ſtellte den Geſamtvorſtand dann vor die vollendete Tat-
ſach e.

Es wird dann weiter erzählt, daß Everling den Schrift-
führer, Profeſſor Witte, aus dem Vorſtand des Evangeliſchen
Bundes hinausgeekelt, und daß er die Bundeskorreſpon
denz „arg mißbraucht“ habe, um „die eigene Per
ſönlichkeit und Tätigkeit ins rechte Licht zu ſetzen“.

Kein Wunder daher, ſchließt die Kreuzzeitung, wenn die
zerſetzende Tätigkeit dieſes Mannes nachgerade auch von
einem Teile ſeiner bisherigen Wähler erkannt und verurteilt
worden iſt. Aber auch das Mißtrauen, das Graf Winzinger-
Rode und jene andern „bewußt und ehrlich empfindenden
Proteſtanten“ 1905 in Hamburg gegen Everling zum Aus-
druck brachten, hat ſich, je länger deſto mehr, als nur zu be-
gründet erwieſen. Sollten aber wirklich die liberalen und
freiſinnigen Wähler in Döbeln-Roßwein an ihm als ihren
Kandidaten für die nächſten Reichstagswahlen feſthalten, ſo
trifft ſie allein die Schuld, wenn dort die Sozialdemo-
Lratie erntet, was Everling geſät hat.

Die Sozialdemokratie kann nur ihrer Genugtuung Aus-
druck geben, daß die „Ordnungsparteien“ ſo treffliche und
charakteriſtiſche Leute, wie Everling, als ihre würdigen Re-
präſentanten aufſtellen. Die Konſervativen haben übrigens
dem prächtigen Everling in Döbeln einen eigenen Kandidaten
gegenübergeſtellt. Aber auf jeden Fall geht die politiſche Herr-
lichkeit Everlings bei den kommenden Wahlen flöten. Man
werfe nur einen Blick auf das Wahlergebnis von 1907. Da
erhielten: Sozialdemokrat 12 760, Nationalliberal 6944, Kon-
ſervativ 4476, Freiſinn 2735. Die Stichwahl ergab: National-
liberal 14 421, Sozialdemokrat 12 7693. Jeder Blinde fühlt wohl
mit dem Stocke, daß Döbeln-Roßwein jetzt zum bombenſicheren
Wahlkreiſe der Sozialdemokratie herangereift iſt. Der ſozial-
demokratiſche Kandidat iſt Dr. Lenſch, leitender Redakteur
der Leipziger Volkszeitung.

Alſo im Herbſt: Gute Nacht Everling!

Die Anruhen auf Ponape.
Der ſtellvertretende Gouverneur von Neu-Guineag, Re-

gierungsrat Dr. Oſt wald, hat nun einen weiteren Bericht
über die Urſachen des Aufſtandes erſtattet. Dem in der Nord-
deutſchen Allgem. Leitung veröffentlichten Bericht entnehmen
wir folgende Stelle:

„Es handelt ſich in letzter Linie um eine Auflehnung gegen
unſere Herrſchaft, die den Jokojleuten anfing, unbequem zu
werden. Bis 1907 etwa hatte man die Dinge in Ponape
gehen laſſen, wie ſie wollten. Dann ſetzte langſam ein Prozeß
ein, der eine Umformung einer Reihe alter Rechtsgewohnheiten
und Sitten der Ponapeleute zum Ziele hatte und ſie in ihren
alten Bequemlichkeiten und Selbſtherrlichkeiten zu ſtören an
fing. Dieſe Lehnsverfaſſung ſollte beſeitigt
werden. Damit kamen die Steuern, welche durch Wege-
arbeiten aufzubringen waren. Jokoj hatte der Einführung
dieſer Neuerungen am längſten Widerſtand entgegengeſetzt.
Schließlich konnte es ſich der Entwicklung der Dinge offen nicht



Er

mehr mit Errorg entgegenftemmen und ging auf die Vorſchläge
Boeders ein. Zweifellos nur mit großem inneren Wider-
ſtreben Nun nahm die Entwicklung unter dem neuen Bezirks-
amtmann ein ſehr viel ſchnelleres Tempo an. Man hatte die
Eingeborenen hier außerordentlich ſchonend und ſanft ange
faßt, jetzt wurde energiſch zugegriffen. Es wurde
von ihnen verlangt, daß ſie nicht nur für das Jahr 1910, ſon
dern auch für das vorhergehende Jahr die
Steuerarbeit leiſteten. Jm letzten Jahre war die
Arbeit von allen anderen Eingeborenen auf Ponape geleiſtet
worden, während die Jokojleute ſich ihr noch entzogen. Sie
hatten daher die im vorigen Jahre nicht geleiſteten Arbeiten
nachzuholen, womit ſie ſich auch einverſtanden erklärt haben.
Der Wegebau wurde raſch vorwärts getrieben. Er öffnete ihre
wenig zugängliche Jnſel. Sein Fortſchritt war ein Symbol
des Wegſalls der alten Freiheit. Alles dies ſchuf
eine tiefgehende Gärung.“

Mittlerweile iſt es den Polizeitruppen gelungen, den Auf-
ſtand niederzuſchlagen.

Studentenbewegung.
Jn Berlin tagte am letzten Montag abend wieder eine große

Studentenverſammlung, in der die Frage, wie ſich
der Student der Politik gegenüber zu verhalten habe, mit
leidenſchaftlichem Eifer erörtert wurde. Jn dieſer Verſamm-
lung die von der freien Studentenſchaft einberufen war, ſpra-
chen als Referenten der freikonſervative Abg. v. Kardorff, der
nationalliberale Abg. Maurer und der fortſchrittliche Abg.
Prof. v Liſzt. Da man offenbar das Beſtreben hatte, die ver-
ſchiedenſten politiſchen Richtungen zum Worte kommen zu
laſſen, muß es auffallen, daß die Referentenliſte keinen Sozial-
demokraten aufwies. Darin liegt ein Zugeſtändnis der freien
Studentenſchaft an den nationalen Terrorismus auf Koſten
des von ihr vertretenen Prinzips der politiſchen Unvorein-
genommenheit.

Das ſogenannte Problem, das in dieſer Debatte wieder lang
und breit behandelt wurde, gehört allerdings nicht zu jenen,
an welchen ſich ſonſt parteipolitiſche Kämpfe entzünden. Es
handelte ſich nicht um die Frage, ob ſich der Student dieſer
oder jener Partei anſchließen ſoll, ſondern ob er überhaupt
das Recht und die Pflicht hat, ſich für Politik zu intereſſieren.
Dieſe Frage iſt, ſollte man denken, durch die Reichsverfaſſung
gelöſt. Da alle Studenten künftige Wähler ſind muß man
von ihnen verlangen, daß ſie ſich die Bildung ſchaffen, die zur
verſtändigen Austübung ihrer Vürgerrechte unentbehrlich iſt.
Unter organiſierten jungen Arbeitern gilt dergleichen als
ſelbftverſtändlich, man wird dort nicht begreifen, daß man im
Kreiſe der akademiſch gebildeten Altersgenoſſen darüber noch
diskutiert.

Das meiſte, was die parteipolitiſch verſchieden gefärbten
Redner zur Sache vortrugen, iſt nun auch wirklich ſo, daß es
von allen vernünftigen Menſchen ohne weiteres unterſchrieben
werden kann. Man kann z. B. dem freikonſervativen Herrn
v. Kardorff zuſtimmen, wenn er den Studenten zuruft:

Vorfolgen Sie die Tagesereigniſſe, leſen Sie Zeitungen,
aber nicht bloß eine. Streben Sie nach eigenem Urteil, be-
wahren Sie ſich aber das Recht, es ſpäter gegebenenfalls
wieder preiszugeben. Gewöhnen Sie ſich daran, auch vor der
Ueberzeugung der Gegner Achtung zu haben. Stürzen Sie
ſich nicht zu früh ins Parteigetriebe. Das hat Zeit; wie ſoll
einer reif ſein fürs Parteileben, wenn er von einem klein-
ſtädtiſchen Gymnaſtum an die Univerſität Berlin kommt

Nicht minder verdiente der nationalliberale Abg. Maurer
allgemeinen Beifall zu finden, wenn er ausführte:

Gehen Sie in Volksverſammlungen, in Vereinsverſamm-
lungen. Sprechen Sie mit den Leuten, die Sie da finden
werden. Man zuckt die Achſeln über die „Maſſe“, aber Sie
werden ſehen, daß es auch da Jndividuen gibt. Machen
Sie insbeſondere das Wort „national“ nicht
zum Schlagwort. Halten Sie feſt daran, daß im Zeit-
alter des gleichen, geheimen und direkten Wahlrechts nur
der Geift die Maſſen beherrſchen kann.

Die Verſammlung hätte im ganzen einen würdigen Ver-
lauf genommen, wäre ſie nicht von ungezogenen jungen Leuten
geſtört worden, die von Politik nichts lernen wollen, aber ſich
doch reif genug fühlen, um Phrafen zu dreſchen und zu
ſchimpfen. Dieſe ſogenannten nationalen oder deutſchvölkiſchen
Elemente verurſachten zum Schluß einen furchtharen Tumult,
weil ſie es nicht unterlaſſen konnten, die Freiſtudenten der
l S r

Kleines Feuilleton.

Auch ein Univerſitätslehrer.
Die freiſinnigen Studenten der Krakauer polniſchen

Univerſität ſind, wie bekannt, in den Streik getreten.
Der dem Klerikalismus ſtets dienſtfertige Unterrichtsminiſter
Graf Stürgkh errichtete an der Krakauer theologiſchen Fa-
kultat die Lehrkanzel für katholiſche So zial-
wiſſenſchaften und berief aus Pofen den Kaplan Peter
Zimmermann, literariſches Gepäck aus einigen
Agitationsbroſchüren beſteht. Allerdings hat er ſich durch eine
Schrift, betitelt: Mein Frauenzimmer, ein Bei
trag zur Pſychologie der Pfarrersköchin, weitund hreit eine heitere Berühmtheit geſchaffen. Jn dieſem ſei

nem Hauptwerk ſchildert er die Lebenserfahrungen, die er als
Prieſter und Pantoffelheld geſammelt. „Nach dem Genuß von
Zwiebeln,“ ſo erzählt er, „bekomme ich den Schlucken und Auf-
ſtoßen bis zum folgenden Tag. Jch bin dann traurig und um
2314 Prozent weniger arbeitsfähig. Jch flehte die Köchin
unter Tränen an, zu gar keiner Speiſe Zwiebeln zu nehmen.“
Sie verſpricht's, hält's aber nicht. Heimlich ſchleicht ſich der
Pfarrer in die Küche und entdeckt dort „unter Schmerzen eine
ganze Schublade voll Zwiebeln“. Die geiſtliche Autorität ſinkt
immer tiefer vor der weltlichen zuſammen. „Anfangs erteilte
ich Weiſungen, ſpäter bat ich, noch ſpäter zürnte ich, dann ver-
reiſte ich auf zwei Tage und was ich ihr zu ſagen hatte, ſchrieb
ich unterwegs.“ Schließlich verſucht es der Prieſter mit einem
heroiſchen Mittel. Er läßt folgendes Jnſerat im Katho-
liſchen Wegweiſer erſcheinen: „Jn den Eheſtand treten möchte
eine Jungfrau in der Blüte ihrer Jabhre, hübſch, geſund, all-
gemein geachtet, beſitzt 4000 Mk. Anfragen uſff.“ Es treffen
beachtliche Angebote ein, aber unſer Fräulein Roſa weicht nicht
vom geiſtlichen Herrn, der dann meint, „daß ſie für ihn das
war, was für den Ozean die felſige Küſte, an welche er mit
elementarer Kraft immer von neuem brandet“. Hätte ſich der
Verfaſſer dieſes ſozial wiſſenſchaftlichen Werkes mit ſeiner So-
zialwiſſenſchaft in den Grenzen ſeiner Fakultät gehalten,
würde ihn niemand behelligt haben, da er damit in eine öffent-
liche Vorleſung hinaustrat, gaben ihm die freiheitlichen Stu-
denten in ſeinem Hörſgal durch eine Demonſtration zu wiſſen,
was ſie von ſeiner Wiſſenſchaft denken. Daran ſchloß ſich eine
ſozialdemokratiſche Verſammlung. Nun eilte aber der Senat

deſſen

dem Bedrohten zu Hilfe und relegierte den Vorſitzenden der
Verſammlung im Hörſaale, den Sprecher der Sozialdemo-
kraten und einen dritten, der ſtatt „Seiner Magnifizenz“ „Herr
Rektor“ zu r gewagt.
den Rat, die i

240 Studenten erhielten überdies
verfität zu verlaſſen (eonsilium abeundi).
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Zuneigung zur Sozialdemokratie zu verdächtigen. Zuneigung
zur Sozialdemokratie iſt ſicher keine Schande, aber bei dem
gegenwärtigen ſklaviſchen Zuſtande, der an den preußiſchen
Univerſitäten herrſcht, darf ſich kein Student ohne Gefahr der
Diſziplinierung zu ihr bekennen. Ss iſt alſo begreiflich, daß
die Denunziationen der Sauf- und Radauſtudenten bei der
n der Verſammlung ſtürmiſche Entrüſtung hervor
riefen.

Der Hauptfſkandal beſteht nun darin, daß die ſtudentiſchen
Skandalmacher die gehätſchelten Lieblinge der Behörden ſind,
während das ernſt ſtrebende, wenn auch bis zur Schwächlichkeit
bedächtige Freidenkertum mit allen Kräften in ſeiner Ent-
faltung behindert und ſchikaniert wird. Der preußiſche Staat
will Studenten, die ſich beſaufen und politiſch unwiſſend blei-
ben, um aus dieſem Material ſeinen künftigen Bedarf an
Landräten, Polizeipräſidenten, Staatsanwälten und Richtern
zu decken. Man muß dieſe hoffnungsvollen Jünglinge be-
trachten, um zu verſtehen, was die preußiſche Regierung mit
ihrer ſog. „Jugendpflege“ und ihrer Bekämpfung der freien
proletariſchen Jugendbewegung eigentlich beabſichtigt.
Gelänge es ihr, die Jugend des arbeitenden Volkes richtig in
ihre Hände zu bekommen, weiß der Himmel, das gäbe eine
ſaubere Zucht!

Deutſches Reich.
Matt geſetzt! Landgericht sdirektor Unger,

deſſen Rechtsbelehrung der Geſchworenen im Moabiter Prozeß
dem preußiſchen Juſtizminiſter Anlaß zu einer Befragung gab,
iſt mit der Leitung einer Zivilkammer betraut worden. Seine
Verſetzung iſt allerdings bereits im Dezember erfolgt; Unger
war aber damals ſchon für die Leitung des Schwurgerichtes be
ſtimmt worden. Seine Verſetzung hängt alſo mit der von ihm
gegebenen Rechtsbelehrung nicht zuſammen, immerhin aber iſt
er wohl für die ganze Dauer ſeiner ferneren Amtstätigkeit
als Strafrichter ausgeſchaltet.

Thron und Altar. An ſeine im März ſtattfindende Mittel
meerreiſe ſchließt Wilhelm II. einen Beſuch beim Papſte an.
An ſich wäre dieſe Meldung der Frankfurter Zeit höchſt gleich-
gültig, wenn nicht in der letzten Zeit eine Art ſtiller Kampf
zwiſchen Rom und Berlin geführt worden wäre, der in der Rede
des preußiſchen Geſandten beim Vatikan blitzartig beleuchtet
worden iſt. Man darf in dieſer Reiſe eine Konzeſſion an
das Zentrum erblicken, das gegenwärtig ja vollſtändig Re-
gierungspartei geworden iſt. Hat ſich doch das Zentrum eben
wieder in der Budgetkommiſſion wenn auch mit dem üblichen
venn und aber bereit erklärt, die Militärvorlage in
ihrem vollen Umfange anzunehmen. Thron und
Altar ſie halten zuſammen.

Deutſche Kultur in Afrika. Das nachſtehende Original-
dokument hat den etwas beſchwerlichen Weg von Kamerun
zur Redaktion der Welt am Montag gefunden:

Vekanntmachung.
Die gegen den Bananfo-Mann Edonde Mulobi durch das am

22. Dezember 1910 von Sr. Exzellenz dem Gouverneur beſtätigte
Irteil vom 28. November 1910 wegen Diebſtahl s im Rück-

falle erkannte
Todesſtrafe

iſt heute vormittag 515 Uhr durch Erhängen vollſtreckt wor-
den. Duala, 23. Dezember 1910. Der Bezirkshauptmann.
J. A. Bomke.

Der Schwarze wurde am 23. Dezember, am Tage vor dem
„heiligen“ Weihnachtsabend, gehängt. Da haben die Miſſionare
beider Konfeſſionen gleich den „Heiden“ ein Beiſpiel aufzeigen
können für die Kraft des Chriſtentums der deutſchen Koloni-
ſatoren.

England.
Die Eröffnung des Parlaments

wurde unter den hergebrachten altertümlichen Zeremonien voll-
zogen. Nachdem der König den Thronſitz im Hauſe der Lords
eingenommen hatte und der Träger des „ſchwarzen Stabes“
die Mitglieder des Unterhauſes zur Schranke des Hauſes der
Lords gerufen, reichte der Lordkanzler dem König kniend die
Thronrede.

Die Thronrede kündigt Vorſchläge an für die Regelung
der Beziehungen zwiſchen den beiden Häuſern des Parla-
ments zum Zwecke eines wirkſameren Arbeitens der Verfaſſung,
ferner Maßregeln zur Ausdehnung der Alters-
venſionen auf Perſonen, die bisher infolge des Genuſſes

Daraufhin proklamierten die freiheitlichen Studenten den
Streik, den ſie trotz der ablehnenden Haltung der Altpolen zu
einem allgemeinen machen zu können glauben.

Kirchlich blutrünſtige Romantik.
Die Allgemeine Evangeliſch-lutheriſcheKirchenzeitung hat ſich im Anſchluß an die Moabiter

und Wedding-Krawalle ihre ganz eigenen Gedanken gemacht.
Die Stärke des frommen Blattes liegt anſcheinend auf dem
Gebiete der Pſychologie; hell flackert ſein pſychologiſches
Dreierlicht und beleuchtet die Zuſtände in unſerem Volke mit
entſprechender Klarheit folgendermaßen

„Der Pſychologe, der als Schlachtenbummler durch
Berlin X. einherwandert, ſieht noch etwas anderes. Er ſieht
das brennende Verlangen der Leute nach etwas
Romantik im Leben. Er ſieht den Kraftüberſchuß all der
jungen Leute zwiſchen 20 und 30 Jahren, er ſieht, wie ſie in
Gegenwart ihrer Frauen und Bräute die Fäuſte ballen und
ſich rühmen, es den „Blauen“ ordentlich beſorgen zu wollen.
Vielleicht kommen ſie eben aus dem Kinotheater, wo ſie für
10 Pf. ſich Die Jagd nach dem Verbrecher oder eine andere
Serie lebender Bilder angeſehen haben. Nun wollen ſie
auch etwas erleben. Als Kinder haben ſie Jndianer geſpielt.
Jetzt werfen ſie mit Ziegelſteinen nach den Schutzleuten. Die
einzige Heldentat, von der ſolch ein Proletarier erzählen
kann, iſt ja eine gelegentliche Schlägerei nebſt Widerſtand
gegen die Staatsgewalt“, wobei es dann ein paar Monate
geſetzt hat. Und nach Heldentaten, gleichwohl welcher Art,
dürſtet man eben. Gerade ein gutgenährtes
Pferd wird vom Haber geſtochen; und ein Volk,
das vierzig Friedensjahre hinter ſich hat, verſucht Barri-
kaden zu bauen, wenn es nicht in die Schützengräben gegen
den auswärtigen Feind kommt. Jſt dies ein Zeichen, daß
das Reich bei uns wankt? Jch glaube kaum. Gebt den
Leuten eine andere Romantik und ſie verrichten
Wunder der Pflichttreue. Jm Südweſt hatten wir eine
Menge urſprünglicher Sozialdemokraten unter den uner-
müdlichen Kämpfern. Wir leiden als Volksganzes an
fetter Dis ämie. Darum ſchreien wir nach Bewegung,
damit das Blut wieder friſch kreiſe. Jn dem Moment, in
dem ein Krieg ausbräche, gäbe es keine Krawalle mehr
dann iſt dieſes Surrogat nicht mehr nötig.“

Die frommen Pſychologen ſehen klar, bemerkt dazu die
Berliner W. a. M. mit beißendem Spott: Das gutgenährte
Volk ſticht der Haber es wirft ſchon, um der durch die hohen
Lebensmittelpreiſe bewirkten Fettſucht zu entgehen, mit Zie-
gelſteinen nach Schutzleuten und baut, um ſich nur Bewegung
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von Armenunterſtühungen kein Anrecht darauf beſaßen, weiler
die Einführung einer Verſicherung der Jnduſtrie-
bevölkerung gegen Krankheit und Jnvalidität
und einer Verſicherung gegen Arbeitsloſigkeit
in den Jnduſtriezweigen, in denen ſie vorzugsweiſe zutage tritt.

Rußland.
Ein Notſchrei der politiſchen Verbannten.

Unter den zahlreichen Geſuchen, mit denen die ſozialdemokra-
tiſche Dumafraktion von den politiſchen Verbannten buchſtäblich
überſchüttet wird, iſt der nachſtehende Brief einer Gruppe von
Verbannten im Dorfe Bogorodskoje (Gouv. Wjatka) für
die Leiden der politiſchen Verbannten in Rußland ſehr be-
zeichnend:

„Wir leiden unglaublich Not und wiſſen nicht, womit das
enden wird. Wir hungern bereits einige Wochenl!
Unſere Lage iſt dadurch noch verſchlechtert, daß wir ſeit dem
29. September, als die Kälte einſetzte, der Mogrichkeit beranb
ſind, vom Hauſe fortzugehen und Arbeit zu ſuchen. Aus unbe-
kannten Gründen hat man uns bis heute das Geld für Wintker-
kleidung noch nicht ausgezahlt. Sämtliche Verbannte beſitzen
an Kleidungsſtücke nichts außer Sommerbluſen und zer-
riſſene Stiefel. Viele werden aus den Wohnungen ge-
jagt. Wir ſind zum unvermeib nen Hungertode verurteilt.
Auf alle unſere Bitten, uns die uns zuſtehende Unterſtützung
(monatlich 7 Rubel 50 Kopeken pro Perſon!) auszuzahlen, ant-
wortet die örtliche Adminiſtration mit Stillſchweigen, oder be-
ruft ſich auf die höheren Jnſtanzen

Gleichlautende Nachrichten kommen aus den Gouvernemenls
Aſtrachan, Archangelsk uſw. Noch furchtbarer iſt natücr-
lich die Lage der politiſchen Verbannten, die nach den Tundren
und Eiswüſten Oſtſibiriens verſchlagen ſind. Von dort dringt
aber nur ſelten ein Laut an die Oeffentlichkeit

Eine revolutionäre Verſchwörung
will die Polizei des Hängezaren und der grufiniſchen Bevölke
rung des Kaukaſus „entdeckt“ haben. Die Bewegung ſei auf
Losreißung der Provinz vom Väterchens Reiche gerichtet ge
weſen. Jn Tiflis und Kutgis wurden zahlreiche ange
ſehene Perſönlichkeiten verhaftet, welche an der Spitze der Be-
wegung ſtanden. Außerdem wurden geheime Waffen und
Munitionsdepots gefunden. Aus dem letzteren Umſtand ſchließt
„man“, daß eine „bewaffnete Erhebung“ geplant geweſen ſei.

Italien.
Der drohende Eiſenbahnerſtreik.

Die italieniſche Regierung befindet ſich in arger Ver-
legenheit: ihr läßt die Frage keine Ruhe: Werden die
Eiſenbahner ſtreiken oder nicht? Von den Eiſenbahnern iſt
nicht zu erfahren, was ſie eigentlich vorhaben, und ſo befürchtet
die Regierung den plötzlichen Ausbruch des Streiks. Der
Miniſter der öffentlichen Arbeiten hat infolgedeſſen bereits ver
fügt, daß gewiſſe Züge in Zukunft nur noch unter mili-
täriſcher Bewachung abgehen. Das Fachorgan der
Eiſenbahner beſteht auf den Forderungen, welche von den Eiſen-
bahnern geltend gemacht worden ſind. Dieſe Forderungen be
dingen eine Mehrausgabe von 35 Millionen Lire, welche Summe
von den Eiſenbahnern als unumgängliches Minimum be-
trachtet wird, um die Lage zu beſſern. Die Eiſenbahner ver-
langen weiterhin die Wiedereinſtellung der wegen Streikver-
gehens im Jahre 1907 gemaßregelten Kameraden. Sollte ſich
die Regierung dieſen Forderungen nicht fügen, ſo ſeien ſie ent-
ſchloſſen, die Feier der 50. Wiederkehr des Jahrestages der
Proklamierung der Einheit Jtaliens auf ihre Weiſe zu begehen.

Türkei.
Die Kämpfe im Jemen.

Konſtantinopel, 7. Februar. Die Araber im Jemen
griffen dreimal vergeblich an und verloren bei dieſen Kämpſcn
bis heute 600 Mann. Die Verluſte der Garniſon ſind unbekannk.
Der Kampf dauert fort. Ein Angriff auf Hodeida ſteht un-
mittelbar Levor.

Perſien.
Das Attentat auf den Finanzminiſter.

Der Finanzminiſter Sanihed Dauleh iſt einer Meldung
des Reuterſchen Bureaus zufolge ſeinen Verletzungen
erlegen. Die beiden Attentäter wurden von der Polizei feſi-
genommen; einer von ihnen wurde verwundet. Da beide
ruſſiſche Untertanen ſind, hat die ruſſiſche Geſandt-
ſchaft ihre Aus lieferung verlangt. Jn Jspahan herrſcht
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des Proletariats, der Kientopp und die Allge-
meine Evangeliſch-lutherüiſche Kirchenzei-
tung!

Wie Ludwig Uhland die Piepmätze ausſchlug.
Zur Zeit der Ordensſaiſon, wo die einfarbigen und bunten

Piepmätze gleich in Hunderten und Tauſenden von Exem-
plaren auf das angeſtammte Vaterland herniederhageln und
neben den Polizeiſchergen auch die Knopflöcher liberaler Parla-
mentarier mit irgend einer ſchönen Medaille oder Bändchen
geſchmückt werden, dürfte eine Reminiſzenz an Ludwig Uhland
und ſeine Ordensgeſchichte angebracht ſein.

Uhland war Profeſſor an der Tübinger Hochſchule, als er
1833 von neuem als Abgeordneter in die Zweite württember
giſche Kammer gewählt wurde. Da der Regierung dieſe Kam
mer, ebenſo wie heute der Reichstag der preußiſchen, ein Dorn
im Auge war, verweigerte ſie Uhland den Urlaub zur Aus-
bung ſeines Mandats und erteilte ihm hierauf die von ihm
erwünſchte Entlaſſung aus dem Staatsdienſt „ſehr gern“. Als
dann nach der Bewegung der vierziger Jahre die Reaktion
allenthalben wieder in vollſter Blüte ſtand, glaubte der
Preußenkönig den ſchwäbiſchen Dichter damit zu ehren, daß er
ihn zum Ritter des von Friedrich II. geſtifteten Ordens pour
le méörite vorſchlug. Und zwar glaubte man den Dichter mit
dieſer Ehrung zu überraſchen. Aber man hatte ſich hierbei
gründlich verrechnet. Zum Erſtauner A. v. Humboldts, der
Kanzler des Ordens war, lehnte Uhland entſchieden ab. Auch
auf die wiederholten Vorſtellungen Humboldts, daß der König
das Patent bereits unterſchrieben habe und daß es doch ſchon
deshalb nötig ſei, „damit ein ſo ſchöner Name nicht auf der
Liſte mangle, welche die größten Männer des Zeitalters ent-
halten ſolle“, lehnte er erneut ab und zwar mit der ſchriftlichen
Begründung, daß er „dadurch in unlösbaren Widerſpruch mit
ſeinen literariſchen und politiſchen Grundſätzen geraten
würde“. Dieſer Widerſpruch wäre um ſo ſchneidender, wenn
er mit dieſem Ehrenzeichen geſchmückt wäre, „während ſolche,
mit denen ich in Vielem und Wichtigem zuſammengegangen
bin, weil ſie in der letzten Zerrüttung weiterſchritten, dem Ver-
luſte der Heimat, Freiheit, ja ſelbſt dem Todesurteil verfallen
ſind.“ Uhland hatte hierbei die Bluturteile der badiſchen
Standgerichte vor Augen, gegen die er wiederholt proteſtiert
hatte. Auch den im gleichen Monat (Dezember 1853) ihm vom
bayeriſchen König verliehenen Orden lehnte er aus dem
gleichen Grunde ab.

Das war vor beinahe ſechzig Jahren. Aber: „wenn heut
ein Geiſt herniederſtiege“

zu machen, Barrikaden. Alſo her mit einem 7 ſo blutig
wie möglich; es drängt alles darauf hin: Die Fettſucht



große Erregung darüber, daß der ruſſiſche Konſul ſich
weigert, den Mann auszuliefern, der am 1. d. M. den
Gouverneur durch mehrere Schüſſe veéer-
wundete. Es heißt, die Geiſtlichkeit reize die Bevölkerung
auf, fich der Eröffnung einer Filiale der ruſſiſchen Bank zu
widerſetgen.

Aus der Partei.
Die beleidigte Majeſtät.

Die Strafkammer in Duisburg verurteilte am Dienstag den
Gewerkſchaftsſekretär Hanke- Berlin wegen ſogenannter
„Majeſtätsbeleidigung“ zu vier Wochen Gefängnis. Der
Verurteilte ſoll die „Majeſtätsbeleidigung“ in einem Vortrag
üher: Kaiſer und Volk begangen haben, indem er erklärte, es
ſei nicht richtig, was Wilhelm II. nach England geſchrieben habe,
daß ein großer Teil des deutſchen Volkes England feindlich
geſinnt ſei. Der Staatsanwalt wollte den Majeſtätsverbrecher
gleich zu drei Monaten verknurrt wiſſen.

Und die „nationalen“ Lobredner der herrlichen deutſchen
Redefreiheit behaupten, der berüchtigte Majeſtätsbeleidigungs-
paragraph ſei „gemildert“ worden.

Ein Aufruf ver chineſiſchen Sozialiſten.
Hie kürzlich entſtandene chineſiſche ſozialiſtiſche

Partei veröffentlichte ihren erſten Aufruf an das Volk. Nach
der Schilderung der Leiden, die das Land jetzt durchlebt, heißt es
in dem Aufrufe, daß China „ärger als eine Hure“ iſt. „Jene
verkauft ihre Liebkoſungen, während wir noch dafür zahlen, daß
man uns vergewaltigt. Unſere Bedrücker, die Mandſchus, haben
ein uns gänzlich fremdes abſolutes Regime eingeführt. Dieſes

Aus den Nachbarkreiſen.
Wittenberg. Nationalliberale Sonderkandi-

datur. Wie die Magdeburger Zeitung meldet, fand hier am
Montag nachmittag unter dem Vorſitz des Amtsrichters Dr.
Hoerning eine Vertrauensmännerverſammlung der
nationalliberalen Partei des Kreiſes ſtatt. Den
Hauptinhalt der Beratung bildete die Aufſtellung einer
eigenen Kandidatur Die nationalliberalen Dreh-
ſcheibenpolitiker haben den Ernſt der Situgtion ganz richtig
erkannt. Sie meinen, wie die Verhältniſſe ſich im Kreiſe ent
wickelt haben, iſt mit Beſtimmtheit anzunehmen, daß die
Sozialdemokraten diesmal im erſten Wahl-
r den freiſinnigen Kandidaten über-lügeln würden und ſomit eine Stichwahl zwiſchen
Konſervativen und Sozialdemokraten ſtattfinden
und der Liberalismus überhaupt ausgeſchaltet würde. Um dies
zu verhindern, muß die Wahltaktik dahin gehen, den Konſer-
vativen ſo zu ſchwächen, daß der Liberale und der
Sozialdemokratindie Stichwahl kommen. Dieſe
Abſicht kann natürlich durch einen linksſtehenden freihändle-
riſchen Kandidaten in dem durchaus agrariſchen Wahlkreiſe nie-
mals erreicht werden. Deshalb war die Aufſtellung einer nakio-
nalliberalen Kandidatur im Jntereſſe des Geſamtliberalismus
durchaus geboten. Von den anweſenden zehn Ortsgrupven er-
klärten ſich neun für die Sonderkandidatur. Als Kandidat wurde
der Landtagsabgeordnete Hofbeſitzer Wamhof aufgeſtellt, eine
„ausgezeichnete Kapazität für ländlichen Beſitzſtand“.

Die Herren Nationalliberalen haben wirklich große Roſinen
im Sack, wenn ſie dem abgeklapperten Liberalismus ſo viel
Zugkraft zutrauen, um den Konſervativen aus der Stichwahl zu
verdrängen. Wenn auch das Schuldkonto des Junkertums über-
groß iſt, ſo iſt doch kaum anzunehmen, daß ſich die oſtelbiſchen
Strauchritter gerade von den Liberalen, die ebenfalls ihr voll-

pro Jahr erhöht werden ſollte. Die Stadtverordneten gingen
über den Antrag des Magiſtrats hingus und erhöhten die
Summe auf 100 Mk. Eine längere Debatte entſtand über das
Geſuch des Hausbeſitzervereins, Uebernahme der Hafapflicht für
die Brunnen auf die Stadt. Der Magiſtrat halte beſchloſſen,
dieſe Haftpflichtkoſten abzulehnen. Da man in der Debatte
über das Eigentumsrecht der Brunnen weniger genaue Feſt-
tellungen machen konnte, wurde der Magiſtrat erſucht, ſich

mit verſchiedenen Haftvpflichtverſicherungen in Verbindung zu
ſetzen, um die Mitverſicherung der Brunnen zu ermöglichen.
Der Magiſtrat wird erſucht, einen entſprechenden Entwurf
demnächſt vorzulegen. Auch war in dem Geſuch des Haus-
beſitzervereins darauf hingewieſen, die Stadtverwaltung ſollte
da Brunnengeld der ſäumigen Zahler einziehen. Dies wurde
abgelehnt. Die nochmalige Beſchlußfaſſung über Feſtſehung
des Gehalts des Stadthauptkaſſen- und Sparkaſſenkontrolleurs
wurde von der Tagesordnung der öffentlichen Sitzung abgeſetzt
und in geheimer Sitzung beraten. Ueber den Vertrag mit
dem Otto Haufeſchen Graben wurde beſchloſſen, dieſes Stück-
chen Garten gegen Zahlung eines Pachtgeldes zu überlaſſen.
Das Stückchen Land bleibt Eigentum der Stadt und iſt jeder-
zeit entziehbar. Ferner wurde die Anſchaffung einer Rats-
wage am Bürgergarten beſchloſſen. Die Offerten der beiden
hieſigen Zeugſchmiedemeiſter ſollen in erſter Linie berückſich-
tigt werden. Dem Beſchluß des Magiſtrats, das niedrigſte An-
gebot diesmal nicht zu berückſichtigen, zumal die Differenz im
Preiſe der beiden hieſigen Jntereſſenten eine ganz minimale
iſt, ſtimmte die Stadtverordnetenſitzung zu. Der Pachtpreis
der Wage beträgt 200 Mk. jährlich einſchl. Reparaturen.

a r r e ePartei Literatur.
Jn Freien Stunden. Romanbibliothek in Wochenheften.

Verlag Buchhandlung Vorwärts, Berlin SW. 68.
Die Hefte 4 und 5 ſind erſchienen und bringen die Fortſetzung
des ſpannenden Romans Karl Spindlers: Der Jude. Jn
Freien Stunden koſtet pro Heft 10 Pf. und iſt durch alle Buch

Regime muß vom Erdbodenfortgefegt werden.“ Jn
dem Aufruf wird weiter die Lage der Arbeiter ge-
ſchildert, die wie Sklaven zum Export verkauft werden, wäh-
rend zu gleicher Zeit die Arbeiterklaſſe in den anderen Ländern
das Recht genießt, offen über ihre Bedürfniſſe zu ſprechen und
zu ſchreiben, Vereine zu bilden und einen großen Bund der Ar-
beiter aller Länder zu gründen“. Der Aufruf fordert alle Ar-

gerüttelt Maß zu der Mehrbelaſtung des Volkes beigetragen
haben, fürchten ſollten. Bange wird den Konſervativen nur vor
dem Anſturm der Sozialdemokratie. Das Reſultat bei der
Hottentottenwahl war folgendes: Die Konſervativen erbielten 524a die Freiſinnigen 5764 Stimmen, während der Genoſſe bandlungen, Speditionen und Kolporteure zu beziehen.
Fritſch 4598 Stimmen auf ſich vereinigte. Der Reichstagswahl- Prari Maochenſchri vkampf iſt mit der der dier Kandidaten eröffnet. e We rats Wochenſchrift für r
Unſere Genoſſen im Wahlkreis werden ebenfalls mit aller Kraft und Gemeindeſozialismus. Die Zefte 4 und 5 ſind erſchienen.

J Jede Woche rhei de NRhor un Preiſheiter Chinas anf, einen energiſchen Kampf für die an die Arbeit gehen. Nur durch einen friſchen, frohen Kampf I o erheint ein Heft. Abonnement zum Preiſe von
Jdegale des Sozialismus zu führen, und ſtellt die fol- können wir unſeren Zielen, Freiheit, Gleichheit und Brüder- A M r Quartal nehmen alle Poſtanſtalten, Buchhandlungen
genden Forderungen auf: Abſchaffung der Monarchie, Grün- lichkeit für alles, was Menſchenantlitz trägt, näher kommen. und Speditionen entgegen. Probenummern koſtenlos vom
dungeiner Republik auf der Grundlage des allgemeinen,
gleichen, direkten und geheimen Wahlrechts für Männer und
Frauen, Wählbarkeit aller Exekutivbeamten der Provinzial wie
der Zentralregierung, den Präſidenten des Reiches mit einbe-
griffen. Unterzeichnet iſt der Aufruf vom Führer der chine-

Verlag Buchhandlung Vorwärts, Berlin SW. 68.

e n r v wirrVerantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht, Partei
nachrichten Paul Hennig, für Ausland, Gewerkſchaftliches,
Feuilleton und Vermiſchtes Karl Bock, Lokales Otto

Wittenberg. Als Streikſünder frei geſprochen
wurde der Arbeiter Auguſt Elmenthaler in der letzten Straf-
kammerſitzung. Er ſollte beim Streik in der Dynamitſabrik
einen Arbeitſuchenden bedroht haben. Das Schöffengericht ver-
urteilte ihn auch zu 5 Mk. Jn der Berufung erzielte E. aber
ſeinen Freiſpruch; es war eben nichts mit der Bedrohung.ſiſchen ſozialdemokratiſchen Partei, SunWen. In die Kreisſäge geraten iſt der Werkmeiſter Nieb uhr, Provinzielles und Verſammlungsberichte Gottl.

Sozialiſtiſche Beamte in Milwaukee. Bennewitz in der Fabrik von Schäfer in der Dresdnerſtraße. Er Kasparek ſämtlich in Halle.

t ählt Bezirks- d Gerichts büßte die vorderen Fingerglieder der rechten Hand ein. t et Die im Herbſt gewählten neuen Sezirks und Gerichts Eine „feine“ Pleite hat der Holzhändler Otto Die heutige Nummer umfaßt 10 Seiten.
Beamten haben, 41 Mann ſtark, Beſitz von ihren Aemtern Juriſch gemacht. Jn dieſem Konlkurſe ſoll eine Abſchla gen ,n,t,,,,, rergriffen und gleich mit einigen Reformen begonnen. zahlung von zwei Prozent erfolgen. Dazu ſind 12 000 Mk. ver- ehe en
Der Leichenſchauer, Dr. Nahin, beſeitigte ſofort die bisherige fügbar. Die Forderungen haben die reſpektable Höhe von

553 643,36 Mk. erreicht.
Zahßna. Ein unverbeſſerlicher Wüſtling iſt der ietzt

hier wohnhafte, zu Kemberg geborene, bereits wegen Sittlichfeits-
verbrechens mit 1 Jahr Gefängnis und 2 Jahren Zuchthaus vor-
beſtrafte Fabrikarbeiter Friedrich Haſe. Jn der letzten Straf-
kammerſitzung des Wittenberger Gerichts hatte er ſich wieder auf
die Anklage wegen Sittlichkeitsverbrechens an einem 11jährigen
Mädchen und wegen Erregung öſſentlichen Aergerniſſes zu ver

r ſcheußliche Ausſtellung von Meſſern, Revolvern, Giftflaſchen,
Setkftücken und anderen von Mördern und Selbſtmördern be
nutzten Tötungsmitteln. Und der Sheriff Arnold, dem das

e Gefängnis unterſteht, erſetzte das bisherige Syſtem, nach dem
der Sheriff das Geld für die Verköſtigung der Geſangenen
erhielt und auf eigene Rechnung das Eſſen beſorgte, durch die
unmittekbare Lieferung der Koſt durch die Verwaltung. Da-

g3C
e 3

4 L z 9

O 2 J. p J s 4 J J JH mit wird die Möglichkeit, daß der Sheriff auf Koſten der antworten. Jn der unter Ausſchluß der Oeffentlichkeit geführtien S remangelhaft und ſchlecht genährten Gefangenen Profit macht, Verhandlung wurde der Unhold für überführt erachtet und mit e e h
r beſeitigt. einer Geſamtſtrafe von zwei Jahren Zuchthaus beſtraft. s eUeberall zeigt es ſich, wie unter dem alten Syſtem die Bür- rnTorgau. Die Steuererhöhung perfekt. Der

Haushaltsplan balanziert in Einnahme und Ausgabe mit
806 720 Mt. (1909-10 waren es 740 000 Mk.) Die Geſamtein-

ger ausgeplündert worden ſind. Bei den Pflaſterarbeiten ſind
in 10 Jahren 114 Mill. Dollar zuviel ausgegeben worden. Jm
neuen Jahre werden 100 000 geſpart werden. Jm übrigen

Im kleinſten Ort
finden Sie Kathreiners Malzkaffee. Dasm nahme iſt zu 790 220 Mk., die Geſamtausgabe zu 806 720 Mt.n ſteht das jetzt geltende Vudget, das von der alten Verwaltung angegeben. Unter den Einnahmepoſten ſtehen obenan: Ge- kann man von kei d Malzn aufgeſtellt iſt, noch unter dem Bann der früheren Zuſtände. meindeabgaben mit 243 200 Mt. orjährig 223 750 Mt.); die on keinen anderen Malz- F

t. Doch iſt entdeckt worden, daß die „armeren Viertel in der Gemeindeſteuerzuſchläge ſind wie bekannt von 150 auf 160 kaffee ſagen. Es iſt der direkte Beweis
n Stenereinſchätzung zugunſten der reicheren benachteiligt wor- Prozent erhöht. Die Erträgniſſe der Forſten ſind veran

den ſind. Mit Recht konnte Gen. Berger in einer Rede in
Hlahome City ſagen: „Wir haben der Stadt die e v ſt e e hr
liche Verwaltung gegeben, die ſie je gehabt hat. Nicht
allein die Werſfen ſind für uns, auch die Geſchäftsleute zollen

dafur, daß Kathreiners Malzkaffee der
beſte iſt. Denn nur ein wirklich gutes
Getrank kann einen ſolchen Erfolg haben.

ſchlagt zu 71 860 Mk. (Ausgabe 27 550 Mk.), des Waſſerwerks
zu 38 880 Mk., (Ausgabe 28 870 Mk.), der Gasanſtalt zu 36 140
Mark. (Ausgabe 11110 Mk.), aus unbebauten Grundftücken
zu 19 190 Mk. (Ausgabe 3110 Mk.) uſw. Unter den Lehranſtal-
ten erfordern in Ausgabe: Gymnaſium 122600 Mk. (Einnahmer d t N. 9ig uns Beifel. Unter den Maſſen verſtehe ich nicht nur Ar 77 400 Mk.), mittlere Schulen 80 280 Mk. Einnahme 45 520 Vathreiners Ma zkaffee verdankt die bei

r beiter und die Organiſierten. ſondern auch die Handlung Kark), Volksſchulen 67 230 Mk. Einnahme 11880 Mk.). Die ſpielloſe Verbreitung und Beliebtheit
ſi gehilfen, die kleinen Geſchäftsleute und den breiten Mittel allgemeine Verwaltung iſt mit 63 550 Mk. Ausgabe und 7860 ſeiner immer gleichen Gät iner Bede ſt an d.“ Mark Einnahme verzeichnet. 5 er gleehen e, ſeiner e
dt WWweweaaaAÜÄC,ananu Mühlberg. Vom Rathaus. Jn der am Freitag ſtatt

gefundenen Sitzung der Stadtverordneten wurde die reichhar
tige Tagesordnung wie folgt erledigt. An Stelle des verſtorbe
nen Mitgliedes der Schuldeputation, Lindhorſt, wurde Stadtv.

e zf„Fptnieſkaſten der Redaktion.
Krankenkaſſenbeſchwerde Merſeburg. Ehe Sie Antwort er

kömmlichkeit, ſeinem Wohlgeſchmack
und ſeiner Billigkeit

z 5 5 e 2 e Jhalten, darüber können noch mehrere Wochen vergehen. Den G. Herrmann gewählt. Zum Geſuch des Elbboten, um Er- Den Lekalt machtol
i Eingang der Antwort müſſen wir ſchon abwarten. Bitte uns höhung der Pauſchalſumme für die amtlichen Bekanntmachun

dieſelbe dann ſofort zuzuſtellen, damit das Weitere veranlaßt gen, legte der Magiſtrat der StadtverordnetenVerſammlung e e
a e We e 2 J z ewerden kann. einen Antrag vor, wonach die Summe von 50 Mk. auf 80 Mk.

en

m- nene e end
la
en
ind

er

orn 2 Konfirmanden- Kleiderstoſſe, Konfmandon-
h S
Alset Jacketts Schwarz Weiss Farbig Kleiderer eine Wolle doppelt- igt bew. Fab., Aſtrn Gheviet e en b 9 fantariertoffe 70 r aus schwer Sorge und Cheoriot,our in schwarz Cheviot, nette 50 M. r Pf. merceristiort. Atr. 98 Pf. (hevie 75 Pt. i roeamenten Koner 50
e rleidsame Fassons 4.75 G l. 2.10 14 45 148 e l'üll-Kragen u. W xrbei v m. Seid.- 4 reine Wolle jc reine Wolle 28.50der x75 Apartau Panana ne 928 08pe e en ren 190 Woiſhatigt d 5 ellendem Wonbetet n Serga
luch in schwarz Coating, schick h 110-120 cm breit x Mtr. 2.10 1.85 1.50 1.35 A. breit. Mtr. 1.90 1.65 1.35 K. M. Faille w. apart Applikation i
en mit Blenden besetzt, 10.50- N. M. 2.15 1.65 1.45 A. N. felg reine Wolle. 45 Spachtel-Finsätzen. Rock 503 reine Wolle r J Als 1 ha ghal 90 110 en 1 mit Falten-Ansatz 18ent Hohair-Crene doppeltbreit x bheviot eder M. pieg vier 193 175 1 29.50 dis I X.

M. 2.00 1.75 1.50 1.35M. 2.00 1.75 1.50 s rchen ine W reine Wolle, 2Koörsotts See hen 185 VWolltattst An 125 an-Nun el. Unterröcke
e u 2.10 1.85 1.50 A. M. henen ee aus gutem Drell mit M. 200 1.85 t t jef Wolle m. Seide 00 aus bestem weiss. Barehbent 4 25lche, Stahl -Rivlagen 90 j reine Wollo 445 1 Keidenbatigt h. en 2 mit I anguette 1Ser- Stnek I 120 2.18 r. Safinluch tie h 15 bhevron r 185 I pro wir 285 C. 275 250 2.25 1.85 1.50 I M.

dwrn, v ine Wolle, s pr. woissen Stoffon, m.aus prima Dreil. in weiss 1 bachemire ben 17 Seiden-Hatist Sein e boating e breit r. 12
liert und grau Stüek 2.40- L. M 240 200 A. Mir 2.35 S M. Meter 2.65 W M. 4.00 3.25 2.75 2.26 M.
vom
dem Halle a. S.,

Marktplatz 2 und 3.
meut Geschäftshaus le4

v
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Direktor u. Besiteer: Paul Bläthgen.

örnhard Mörbitz
Der König der Komiker!Der lUiehiing e Varieté-Besucher!

Max Marzelli un
Keine erhöhten Preise. r Anfang 8 Uhr.

e

99 „Volnsparh“
Burgstrasse 27.

Freitag den 10. Februar
Grosses

Im 6chluß Auspertun

einfarbig und gemnufſtert,

zum Verkauf.

Aeſdeſne in Hauslieiderſtoſfen
Hacht-Scante-fent

Kbencdts 9 Uhr
WellIFIefſsc h

spaier FkChleine ſche Wurgt, Bratwurst
m civerre ndere ädurnenltzel.

Um gütigst zahlreichen Zuspruch bittet, freundliechstgrässend Die Gesehsftsteitung-

itrng2 Zurg Kino, Triftstrasse 22.

Die Schlager meines Programms vom S. bis 19. Februur:
Heldenmut einer Mutter. ergreif. feſſelndes Drama; König Arthur,
große Tragödie; apperstaren hat 8chuld, ar. humor. Schlager:
Amsrika tn itlr volles N aturſchauſpiel. Sie verſänmen nichts!Der Film. Segraten s des Reichtags- Abg. Pa. Singer welchen
z vom 13. 15. Februar bringe, iſt techniſch der allerbeſte, welcher

r

herg eſtettt warde. W I. Platz 389 II. Platz 20 Kinder 10

wer De ben
Geiststrasse 22. Reilstrasse 133.

Leichenbegängnis
cee Reichstags Abgeordneten

Paul Singer

Agrippina.
Grosses Sensations Schauspiel

aus der Zeit Neros.
V

III v

IIIIIIESozialdem. Verein, Mergehurg

bennerzier L a Kaiser Wihelmshalle

Mitglieder Versammlung.
Tagesordnung:

1. Vortrag über das Varteiprogramm.
2. Bericht vom 2. Quartal.
3. Vereinsangelegeunhbeiten.Um zahrreiches Teſgeinen erſucht

Ref.: Gen. Drescher.

Komm Predn, S um da Vern

füt Annabure un Varegen. 6. H. b.
Sonntag den 309. Februar nachmittags 3 Uhr

ſolide Ausführung jedes Meter jetzt

e Näglicher Verkanf von 9 bis 21 Uhr und van

am L ei Turm.
h e S S Be S a 33 J e S SS esW e e We J

3 c

wegen Geſchäfts Auflöſung

kommen die großen Reſt-Beſtände in

kleiderstoffen
bis zur älfte der früheren Preise

Für die Konfirmation
günſtigſte Kanfgelegenheit.

2 bis 7 Uhr. T

l J r h J e Rg. r e r i re5 d men 9595 lre S

63.. 4..

Diemitz
Zöberitz
Mötzlich

in Diemitz im Lokale

Weſtewitz
Kroſigk
Prieſter
Seeben
Gutenberg
Sennewitz

Tages-Ordnung:

1. Vortrag.

n in un an pIyn ham

2. BVeitragsfrage.

wenn
Halle a. S.

Sonnabend den 11. Februar abends 7'/, Uhr
Zum weißen Nöß'“l,

Sonntag den 12. Februar nachmittags 3 Uhr
in Teicha im Lokale des Herrn Ronniger,

Sonntag den 12. Februar abends 7 Uhr

in Westewitz im Lokale des Herrn Schaaf,

Sonntag den 19. Februar nachmittags 3 Uhr
in Seeben im Lokale des Herrn Richter

Tee
3. Wahl

der Vertrauensleute.
Kollegen! Zu dieſen wichtigen Verſammlungen iſt es Pflicht,

jedes Mitglied mit großem Jntereſſe und Eifer dafür ſorgt,
lungen gut beſucht werden.

daß ein
daß dieſe Verſamm-

Die Orts- Verwaltung.
Radlerkluh „Frisch au', Bitterfeld.

S osonntag d. 12. Febr. 1911 findet im Reſtaurant

9 Hohenzollern unſer diesjähriger

in „Beecks Gesolschaftshaus“ (kleiner Saal)

ordentliche Ceneral-Verrammlung,
Tagesordnung

Kappenball mit Narrenſtunde
ſtatt. Narrenſtunde findet v. 9--10 Uhr ſtatt.Maskenkarten ſind bei Franz étammer,

Barbiergeſch., Burgſtr.,Geſchäft, Halliſcheſtr., m 3 Mittelſtr., Guſtav Menzel, Weſt

1. Bericht über das verflofene Geſchäfts Halbjahr.
2. Bericht von der geſetzlichen Reviſion.
3. Geſchäftliches.

Anträge der Mitglieder müſſfen, nach S 17 Abſ. 2, fünf Tagevorher beim Vorſttzenden des Aufſichtsrates eingereicht ſein.

Der Aunfſichtorat: gez. Riohard König, Vorſigzender.

ln m wen Fern bennann Könnern.
Zennabend den H. Februar abends 8 Uhr:

e ergammlung W II Vereine

Hohenzoller n, zu haben.

Anfang 7 Uhr. Der Vorstand

Mein Bruchband „Ideal“ ohne Feder, eigenes 7 auch
bei Nacht tragbar, bietet die grösste Erleichterun und hält unter
Garantie jeden Bruch zurück. Leib- und Vo
Geradehalter, Gummistrümpfe usw.Bestellungen nach Mustern werden entgegengenommen in nalle,

Montag, 13. Februar, von 9--4 Uhr im Hotel „Grüner Banum“.

Um zahl reiche s Erſcheinen erſucht Der Vorstand

Guſtav Blum, Zigarr.

2 beſten Herren u. Vamenmast. werd. präm.

Bruchleidende

rfalibinden

Kotillon- Orden,
gröesste Auswahl.

O. F. Ritter
rstrasse 90.

u un
Verein füchhmee,

Kl. Steinstrasse 6,
empfiehlt ihre Fabrikate zu

festen und soliden Prelsen.

lumpen, Knochen,kisen, Hetalle, Wi ne

GroßeBandagen-Speriallet kugen fiel Sntart, voreltangar. Abert Bode dent 22.

a ſtraße 25). Malerz (Albert Schmidtſtraße

lteur Mittag S.

S Schimmelſtraße 17

Heute u. e e age:
Anfang 8ein bruſer,

M cäas n lager
Kleine PreiſeNsaneiter Heg

M Ab Sonnabend, 11. Febr.

I ba ken
rdttheoſe

Direktion: üed. Uorel N.

e
hardse.

Fernruf 1181.
Donnerstag, den 9. Februar.

S J 144. Vorſtellung i. Ab. 4. Viertel.

Rovität! Novität!
Zum 12. Maler Gruf von durenhurg.

Operette in 3 Akten
von Franz Lehär.

Koſſenöffnung 7 Uhr.
Anf. 7/2 Uhr. Ende 10 Uhr.

kEE

Freitag den 10. Februar 1911.
145. Abonnem. -Vorſt. 1. Viertel.

Fn neuer Einſtudierung
und Inſzenierung nach dem Nuſter

der esvadever plele
R a

a vJ v
er

J T e Große Oper in 5 Akten
von G. Meyerbeer.

c r WReisetaschen
Gesellenkoffer Rucksäcke,
Gamaschen, ſtarke Arbeiter
Portemonnates empfiehlt zu

ganz billigen Preiſen

Paul Göldner,
Koffer- und Lederwarenfabrik.

Halle a. Lalprigerstr. 79.

ſie via Hevolufon

von Karl Kautsky.
l. 6oziglreform n. ſoziule

Repolution.

Preis 40 Pfg.

II. Am Tage nach der
ſozialen Revolution.

Preis 30 Pfg. Porto 10 Pfg.
Zu beziehen durch alle Aus

träger und die

Volks Buchhandlung,
Halle a. S., Harz 42/48.

Siawdesanlliche Rochrichten.

Halle-Säd Steinweg 9) 7. Febr.

Aufgeboten: enund Marie Gröber a hauſ
und Schm jedſtraße 20)Rennebe rg u. Jda Richter e
dorf und Neue Leipz. Chauſſee).
Klavierte chniker Hochrein und
F. Koch (Halle u. 7 nerxleben).Vtohtesr Eickworth u. P. Hertzſch

(Gablenz). leiſcherm r Engemann und M. Hennig Galle u.
Wettin). Chauffeur Emmert und
E. Zſchieſche (Deſſau u. d 7

Geboren: Arbeiter Pöſchke S
Blechſchmied Heinrich

Wege ſtr. 107). SchloſſerAisleben T. S 30).
Schloſſer Brödner nS Hyn-

a gdorſer
ſtraße 8).

Geſtorben: Arbeiter Grobellne

(Klinik).

aus Zipfendorf, 53 J. (Berg-
mannstroſt) Zimmermann Rei

männ, 66
(Schwetſchkeſtr. 29.

Koufinanns Herr T., 2
Kaufmann

öllner aus Merſeburg, 52 J.
(Klinik).

jHalle-Nord (Gr. Brunnenſtr. 3a),
7. Februar.

Geboren: Schneider Schurich
S. (Leſſtngſtraße 27). Tiſchler
Meißner T. (Wittekindſtraße 18).

Geſtorben Arbeiterin Minna
Pappe, 57 J. (Gr. Wallſtraße 19).

T Für d die Jnſerate verantwortlich: Rob. Jlgner. Drutd der Haleſch. Genoſſenſch.Buchdrud. (E. G. m. b. H. Verleger vorm. Aug. Groß jezt A. Jähnig. Sämil. i. Halle a. S.
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Briefe aus dem Orient.

Der arabiſche Rolonialkrieg.
Das Communique des türkiſchen Miniſteriums des Jnnern

über den Aufſtand in Jemen, das Jhnen der Telegraph bereits
übermittelt haben dürfte, bedeutet das offizielle Zugeſtändnis,
daß man es in Arabien nicht mehr mit gelegentlichen Auf-
ſtänden, ſondern mit einem regelrechten Kolonial-
krieg zu tun hat. Das ſind nicht mehr vereinzelte Banden-
kämpfe, ſondern eine Vereinigung der wichtigſten Araber-
ſtämme, die ſelbſt die Offenſive ergriffen, die Hauptſtadt des
Jemen, Sangaag, umzingelt haben und dieſe ernſtlich be
drohen.

Die Truppenmaſſen, die die Regierung jetzt nach dem
Jemen ſendet, können erſt Ende Februar in bedeutender Zahl
auf dem Kampfgebiet erſcheinen. Davon, ob ſich San ga bis
dahin hält, hängt weſentlich der weitere Verlauf des Feld-
zuges ab. Es heißt, daß Sanag reichlich mit Munition und
Nahrungsmitteln verſehen ſei. Wenn die Hauptſtadt trotzdem
nicht ſtandhalten ſollte, ſo würde das die weitere Kriegführung
ſehr erſchweren und die Sendung noch ſtärkerer Truppenmaſſen
erforderlich machen.

Man rechnet mit Kämpfen, die fich den ganzen Frühling und
vielleicht auch den Sommer durch hinziehen könnten. Das koſtet
vor allem ein Heidengeld und erſchwert in doppelter Beziehung
die finanzielle Lage des Reichs: erſtens, weil es alle Berech-
nungen des Budgets über den Haufen wirft, zweitens, weil es
die Unterbringung der Anleihe, die noch in den Portefeuilles
der Banken ruht, und den Abſchluß weiterer Finangzgeſchäfte
ungemein erſchwert.

Politiſch wird dadurch die Reformtätigkeit der Regierung in
Kleinaſien ſo gut wie lahmgelegt. Die anarchiſtiſchen Zu-
ſtände. die ſchon ſetzt in Meſſopotanien herrſchen, werden nun
mehr erſt recht um ſich greifen, und ſelbſt der Weiterbau der
Bagdadbahn kann dadurch beeinflußt werden. Sowohl am
Perſtſchen Golf wie im Jnnern Perſiens bekommen England
und Rußland freie Hand. Der Aufſtand kommt dieſen beiden
Mächten wie gerufen.

Die Urſachen des Aufſtandes laſſen ſich auf drei Haupt-
momente zurückführen: 1. das ſoziale Elend, 2. die Macht der
Scheiks, 3. die engliſche Einmiſchung.

Arabien bildet bekanntlich eine Wüſte, die von fruchtbaren
Landſtrichen umſäumt iſt. Jm Süden, Weſten, Nordweſten iſt
es das Küſtenklima, das eine üppige Vegetation hervorruft, im
Oſten bezw. Nordoſten das waſſerreiche Meſopotamien. Wo es
Land zu bebauen gibt, iſt die Bevölkerung anſäſſig, die Wüſte
dagegen wird von den nomadiſierenden Beduinen bewohnt.

Man verſteht gewöhnlich unter Nomaden Völkerſchaften, die
mit ihren Herden herumziehen und fich von der Viehzucht er
nähren. Das genügt aber nicht zur Charakteriſtik der nomadi-
ſeerenden Beduinen der axabiſchen Wüſte. Das unwirtliche
Klima der Wüſte bedingt es, daß das einzige Tier, über das ſie
in bedeutenden Mengen verfügen, das Ka m el iſt. Das Kamel
iſt ein äußerſt genügfames Tier, dafür liefert es aber auch ſelbſt
fehr wenig Nahrungsmittel: ſeine Milch wird wohl von den
Menſchen verſpeiſt, genügt aber nicht zum Unterhalt des Ge
ſchlechtes. Die Beduinen find infolgedeſſen ſeit Jahrhunderten
Handwerker. Aus der Wolle des Kamels bereiten ſie die
mannigfachſten Gegenſtände, Stoffe, Teppiche, Matten uſw.,
die ſie bei den Bauern des „glücklichen Arabien“, Syrien, Meſo
potamien, gegen Nahrungsmittel und ihren ſonſtigen Bedarf
austauſchen. Jhr wichtigſter Erwerbszweig war aber ſeit jeher
der Transport durch die Wüſte. Wir kennen dieſen
Verkehr meiſtens nur aus den Erzählungen der Kaufleute, die
ſich über die Ueberfälle ſeitens der wilden Beduinenſtämme be
klagen. Allerdings, wie die erſten Seefahrer zugleich Räuber
waren, ſo ſind auch dieſe Vermittler des Verkehrs durch die
Wüſte Gewaltmenſchen, die nicht immer die Scheidungsgrenze
zwiſchen mein und dein zu unterſcheiden vermögen Bei alle-
dem iſt es aber eine hiſtoriſche Tatſache, daß ohne die Beduinen
der Verkehr durch die Wüſte unmöglich wäre. Sie kennen die
Routen, kennen die Plätze, wo man auf der weiten Reiſe Waſſer
und Erholung finden kann, ſie haben mit unſäglicher Mühe,
unter Anwendung einer rieſenhaften Maſſenarbeit künſtliche
Oaſen geſchaffen, um einen regelrechten Verkehr unterhalten
zu können. Als Transporteure und Karawanenbegleiter haben
ſie den Völkern der Umgebung gedient, um deren Verkehr unter-
einander zu vermitteln, und durch ihr Gebiet zog auch ein wich-
tiger Landweg nach Oſtindien.

Aber ſie haben die Glanzzeit ihrer wirtſchaftlichen Tätigkeit
längſt hinter ſich. Schon die Beſiedlung Südeuropas, die das
Schwergewicht der Ziviliſation aus Aſien nach Europa über-
trug und im Mittelländiſchen Meere die Handelosſtraßen
kreuzte, hat den wirtſchaftlichen Verfall Arabiens zur Folge
gehabt. Später kam die Umſchiffung Afrikas, die einen See-
verkehr mit Oſtindien ermöglichte. Dann die Entdeckung
Amerilas, die den Handelsverkehr nach dem Atlantiſchen Ozean
ablenkte. Jn jüngſter Zeit die Erbauung des Suezkanals, die
einen nahen Seeverkehr mit Oſtindien ſchuf.

Die moderne Entwicklung mit ihren Eiſenbahnen muß, wie
Kleinaſien, auch dieſe Gegenden zu einem neuen Leben er-
wecken. Vorläufig aber iſt das Ergebnis des vom Kapitalis-
mus geleiteten Jnduſtrialismus die Vernichtung. Der Kara-
wanenverkehr erhielt ſeinen Todesſtoß weshalb denn auch
die Beduinen mit ſolcher Wut die Eiſenbahnen zerſtören. Die
eindringende Fabriksware raubt den Markt den Produkten des
ein heimiſchen Gewerbes. Der Handel verſtrickt die Bevölke-
rung, die anſäſſige wie die nomadiſierende, in eine Schuld-
knechtſchaft. Und da kommt noch der Staat mit ſeinen Steuern
und Rekrutenaushebungen!

Dieſe ſoziale Zerſetzung iſt der Grund, weshalb die Araber,
die Bauern wie die Nomaden, eine unruhige Maſſe bilden, die
zu Aufſtänden bereit iſt.

Der ſoziale Verband der Araber hält die Mitte zwiſchen der
Stammesorganiſation und dem Staat. Die Grundlage bildet
die Vereinigung mehrerer Zelten, die eine Anzahl blutsver-
wandter Familien verbindet. Dieſe Familienverbände ſelbſt
werden zu einer höheren Gruppe zuſammengefaßt, der die
Aufſicht über die Herden und ſonſtige regelmäßige Kollektiv-
arbeiten zufallen. Mehrere ſolcher Gruppen bilden einen Ka-
rawanenverband zum gemeinſamen Marſch durch die Wüſte.
Mehrere Karawanenverbände vereinigen ſich zur Verrichtung
großer Oaſenarbeiten vor allem große Grdarbeiten, um die

Oaſſen gegen Verſandung durch Wüſtenwinde zu ſchützen

ferner zum Kampf gegen andere Verbände. Noch darüber hin
aus geht der religiöſe Verband, der bereits den Uebergang zur
islamitiſchen Staatsbildung darſtellten.

Die Scheiks, die an der Spitze der großen Verbände ſtehen,
vereinigen deshalb eine große Truppenmacht unter ihrem Be-
fehl. Jn dieſem Augenblick ſind es zwei Scheiks, der Jmam
Jahia und Seid Jdriß, die die Araberſtämme unter
ihrem Befehl vereinigt haben. Beide ſtreben nach einer Los-
löſung von der türkiſchen Herrſchaft, um ſelbſtändige Staaten
zu bilden, und kämpfen vereint gegen die türkiſche Armee.

Dieſe Beſtrebungen werden von England unterſtützt, das
die Türkei ſowohl von der Küſte des Roten Meeres, das es in
ein äghptiſches „geſchloſſenes Meer“ verwandeln möchte, wie
vom Perſiſchen Golf und womöglich aus Meſopotamien zurück
drängen möchte. England verſorgt dieſe Aufſtändiſchen mit
Gewehren und Munition, gelegentlich auch mit Geldmitteln.
Wenn die neueſten Auslaſſungen der Times, die eine endgül-
tige Klärung der politiſchen Anſprüche Englands und der Tür-
kei in jenen Gebieten verlangt, den Jntentionen der engliſchen
Regierung entſprechen, ſo erſcheint der gegenwärtige Aufſtand
nur zu begreiflich.

Jeny-Gazetta, ein türkiſches Organ, erinnert daran,
daß 1903 bei den großen Araberkämpfen 86 000 Mann türki-
ſcher Truppen, mehrere hunderttauſend Gewehre und 70 Feld-
geſchütze vorloren gingen! Das gibt eine Vorſtellung davon,
welche gewaltige Entwicklung dieſer Kolonialkrieg unter un-
günſtigen Verhältniſſen annehmen könnte. Parvus.

Gewerkſchaftliches.
Die Lohnbewegung im graphiſchen Gewerbe Leipzigs

hat zum Anſchluß von 68 Privatlithographen an die Verein-
barungen geführt. Mit einer Anzahl Betriebe ſchweben zurzeft
noch Verhandlungen. Wenn auch der drohende Ausſtand ver-
mieden werden konnte, ſo muß doch nach wie vor auf Arbeiten
aus Leipziger Ateliers geachtet werden, da eine ziemliche Anzahl
Firmen noch geſperrt ſind. Bei der Firma W. Leopold-
Jlmenau ſind ernſte Differenzen ausgebrochen, die zum
Ausſtande führen können, wenn deren Beilegung unmöglich
ſein ſollte. Bei der Firma Roeller u. Huſte in Leipzig
legten die Wachstuchdrucker die Arbeit nieder, weil ihnen eine
Reduktion der Akkordſätze um nahezu 50 Prozent zugemutet
wurde. Zuzug nach den genannten Orten iſt fernzuhalten.

Achtung, Metallarbeiter

In der Maſchinenfabrik und Eiſengießerei
Phönix in Sorau haben die Metallarbeiter wegen Lohn-
differenzen die Arbeit eingeſtellt. Die Arbeiter im
Phönix in Sorau werden geradezu erbärmlich entlohnt; ge
lernte Arbeiter, wie Schloſſer, Modelltiſchler, Keſſelſchmiede
erhalten einen Stundenlohn von 22—-25 Pfg. Die Arbeitsein-
ſtellung erfolgte, weil den Akkordarbeitern (Drehern, Formern)
bedeutende Verſchlechterungen ihrer Akkorde zugemutet wurden.
Die beſcheidenen Forderungen der Arbeiter, die Attordpreiſe zu
belaſſen, wie ſie bisher waren und den Stundenlohn für ge
lernte Arbeiter auf 80 begw. 36 Pfg. und für Hilfsarbeiter auf
28 Pfg. feſtzuſetzen, hat die Betriebsleitung des Phönix abge
lehnt. Die Arbeiter, einſchließlich der Mitglieder des Gewerk
vereins, haben daraufhin einmütig den Betrieb verlaſſen.
Zuzug von Metallarbeitern aller Branchen ich ſtreng fernzu-
halten.

halle und Saalkreis.
Halle a. S., den 8. Februar 1911,

Politiſcher Vortragskurſus des Bildungsausſchuſſes.
Jn ſeinem dritten und letzten Vortrage über das ſozialdemo-

kratiſche Programm behandelte Genoſſe Julian Borchardt-
Verlin den Klaſſenkampf und ſeine Taktik. Nach
einer kurzen Rekapitulation der voraufgegangenen Vorträge
wandte fich der Vortragende dem Thema des Abends zu und
zeichnete hier zunächſt in klaren, knappen Umriſſen den Be
griff des hiſtoriſchen Materialismus. Die Pro-
duktionsweiſe iſt es, die das Weſen der Geſellſchaftsordnung
beſtimmt aus der Umwälzung der Produktionsweiſe ergibt ſich
demnach auch eine Aenderung der Geſellſchaftsordnung. Dieſer
Entwicklungsprozeß iſt ein ſtändiger und vollzieht ſich noch täg-
lich vor unſeren Augen. Eine wichtige Rolle in dieſem wirt-
ſchaftlichen und ſozialen Umwandlungsprozeß ſpielt vor allem
die Steigerung der Produktivität der Arbeit. Da dieſe Steige-
rung dauernd iſt, ſo bedingt das notwendig und logiſch auch
eine fortwährende Umwälzung der Geſellſchaftsordnung.

Nun wäre es völlig verkehrt anzunehmen, daß die Menſchen
gar keinen Einfluß auf die Entwicklung hätten, und den Dingen
ihren Lauf laſſen müßten. Ohne die Tätigkeit, ohne Zutun der
Menſchen wird nichts Neues. Der Sinn des Wortes Entwick-
lung kann nur ſo verſtanden werden, daß dieſe Dinge durch
zweckbewußtes Handeln der Menſchen geändert worden
ſind. Die Geſellſchaftsordnung iſt im Laufe der menſchlichen
Geſchichte mehr als einmal umgewälzt worden. Die Triebfeder
dieſer Umwälzungen war und iſt immer der Klaſſen-
kampf. Nehmen wir als Beiſpiel die Geſchichte der alten
Germanen. Der Grund und Boden, der urſprünglich Gemein-
eigentum des Stammes, der Sippe war, wurde ſpäter an ein-
zelne Stammesgenoſſen verloſt. Der Grund und Boden auf
immer längere Zeit verliehen, bis ſchließlich daraus das Privat-
eigentum mit dem darauffolgenden Erbfolgerecht entſtand.
Große Ländereien wurden auch von den Königen (z. B. den
fränkiſchen), die das Verfügungsrecht über den größten Teil
des Landes hatten, an ihre Getreuen, Kriegsleute, Ritter und
Beamte, verſchenkt. Die alten Freien konnten meiſtens die
Laſten, die ihnen der Kriegsdienſt des Königs auferlegte, nicht
mehr erſchwingen und zogen es vor, den großen Grundbeſitzern
zu dienen, deren Bebauung des Grund und Bobens weit produk-
tiver und rationeller war. Hier ſehen wir, wie durch die ge-
ſteigerte und geänderte Produktionsweiſe ſich eine ganz neue,
vom Großgrundbeſitz abhängige Geſellſchaftsklaſſe bildet. So
ging die Entwicklung in anderer Weiſe bis auf unſer, das kapi-
taliſtiſche, Zeitalter weiter. Heute iſt es die Arbeiterklaſſe, die
unfrei und vom Kapitalismus abhängig iſt. Aus dieſer ihrer
ſozialen Klaſſenſtellung, ihrer unterdrückten Lage heraus ergibt
ſich der Klaſſenkampf des Proletariats mit Naturnot-
wendigkeit.

Die ganze Klaſſenlage des Proletariats iſt aber ſo, daß es bei
Führung des Klaſſenkampfes einzig und allein auf ſich ſelbſt
angewieſen iſt und die ſchließliche Befreiung der Arbeiterklaſſe
aus der kapitaliſtiſchen Lohnſklaverei nur das Werk der Ar-
beiterklaſſe ſein kannl Das Mittel zur Befreiung iſt der
Klaſſenkampf. Soll er nachhaltig und wirkſam ſein, ſo muß er
planmäßig und einheitlich geführt werden. Dieſe Aufgabe und
dieſes Ziel hat ſich die Sozialdemokratie geſteckt und auch in
ihrem Programm feſtgelegt. Das Erſte und Weſentlichſte, was
wir zu tun haben, iſt, die Arbeiter überihre Klaſſen-
lage aufzuklären, ſie in politiſchen und ge
werkſchaftlichen Organiſationen zuſammen-
zufaſſen und dem Kampfe Weg, Richtung und
Ziel zu weiſen.

Die Hauptforderung der Sozialdemokratie iſt Beſeiti-
gung der kapitaliſtiſchen und Einführung der ſoz i a
liſt i ſchen Produktion. Der Vortragende zeigte nun an
einigen Beiſpielen u. a. Eugen Richter wie ſich die ſozia-
liſtiſche Geſellſchaft, der ſogenannte „Zukunftsſtaat“, in den
Köpfen der Gegner malt und fertigte dieſe blödſinnigen Auf-
faſſungen unter großer Heiterkeit des Auditoriums humoriſtiſch
ab. Nun entſteht aber dennoch die ernſte Frage, was bezwecken
die Gegner mit ihren albernen Darſtellungen vom ſozialdemo-
kratiſchen „Zukunftsſtaat“, die ja auch im kommenden Reichs
tagswahlkampfe wieder die altbekannte Verwendung
finden werden. Jhre Abſicht iſt, das Volk vor dem „Zukunfts
ſtaat“ graulich zu machen. Das abſchreckende und entſtellte
Bild, das ſie von der ſozialiſtiſchen Geſellſchaft entwerfen, die
ſie ſich als einen „Zuchthausſtaat“ vorſtellen, iſt im Grunde
nichts anderes als ein getreues Abbild des kapitaliſtiſchen
Gegenwartsſtaates.

Aber ſelbſt die verbohrteſten Gegner haben mitunter einen
lichten Moment, wo ihnen in einer Anwandlung von Ehrlichkeit
die Tatſache aufſtößt, daß ſich die großen Reichtümer in immer
weniger Händen anſammeln, und es dämmert auch ihnen die
ſchwache Erkenntnis, daß es ſoweit kommen kann, daß ein ganzes
Volk in die Abhängigkeit weniger Millionäre und Milliardare
gerät. Der Redner zitiert als Beiſpiel einen Artikel der ultra-
montanen Köl niſchen Volkszeitung, in dem dargelegt
wird, daß das Vermögen des franzöſiſchen Rot hſchilds, das
innerhalb 90 Jahren auf 10 Milliarden angewachſen,
heute ſchon der 20. Teil des franzöſiſchen Nationalvermögens
ausmacht! Jn dem kurzen Zeitraum von nur 386 Jahren hat
es ſich von einer auf 10 Milliarden vermehrt. Der amerika
niſche Petroleumkönig und Multimillionär Rockefeller hat
ein jährliches Einkommen von 250 bis 300 Millionen Mark.
Wir können daran ungefähr ermeſſen, wohin dieſe Entwicklung,
wenn der kapitaliſtiſche Profit beſtehen bleibt, letzten Endes
führen müßte zur Herrſchaft weniger Kapitaliſten über das
ganze Volk!

Nun geht die wirtſchaftlich-kapitaliſtiſche Entwicklung dahin,
daß früher oder ſpäter die geſamte Produktion planmäßig
über die ganze Welt geregelt und organiſiert ſein wird.
Die damit verbundene Steigerung der Produktivität wird gang
von ſelbſt zur geſellſchaftlichen Produktion führen.
Die Darſtellung, die der Vortragende im einzelnen von einem
geſellſchaftlichen Zukunftsbilde gibt, will er nur als ſeine per
ſönliche Meinung aufgefaßt wiſſen. Eins aber iſt fe
halten: Die zukünftige Geſellſchaftsordnung wird herbeigefu
durch den Klaſſenkampf der Arbeiter und wird ſich auf
die Arbeit ſtützen. Sie wird aber ebenſo gewiß die Freiheit
alles deſſen bringen, was Menſchenantlitz trägt. (Lebhafter
Beifall.)

Genoſſe Hewnig gibt das Programm der weiteren fünf
Abende bekannt und weiſt darauf hin, daß dieſe Vorträge be-
ſonders für die praktiſche Verwendung im kommenden Wahl
kampfe geeignetes wichtiges und wertvolles Material bringen
werden.

Der ſtarke Beſuch auch dieſes Vortrages gab wiederum Zeug-
nis von der erfreulichen Tatſache, daß ein großer Teil der
Halleſchen Arbeiterſchaft mit Ernſt und Eifer an der Erweite-
rung und Vertiefung ſeines politiſchen Wiſſens arbeitet.

Heiterer Kunſtabend im Volkspark.
Der für dieſen Monat angeſetzte Kunſtabend des Bildungs-

ausſchuſſes findet nicht wie ſeither Dienstag ſtatt, ſondern
ſchon am Montag, den 13. Februar. Ein ganz exqui
ſites luſtiges Programm wird diesmal geboten. Solonummern
und Duette von erſten Komponiſten, wie Strauß u. a., werden
geſungen. Die mitwirkenden Künſtler bürgen für nur vor-
zügliche Ausführung der einzelnen Nummern. Der öffentliche
Vortragsabend ſällt bekanntlich in nächſter Woche aus. Es iſt
zu hoffen, daß alle Teilnehmer an dem Kurſus auch den Kunſt
abend beſuchen. Eintrittskarten ſind im Partei- und Arbeiter
ſekretariat, in allen Verkaufsſtellen des Konſumvereins, allen
Gewerkſchaftsbureaus und den bekannten Geſchäften zu haben.

Polizeiliche Beſuche
empfingen in den letzten Tagen mehrere Parteigenoſſen, die
am Sonntag, den 22. Januar, bei der Flugblattverbreitung
ſiſtiert wurden und ſpäter Strafmandate wegen angeblich
öffentlich bemerkbarer Arbeit an einem Sonntag erhielten.
Die Poliziſten zeigten eine ſehr auffallende Wißbegirde nach
dem Grunde des Widerſpruchs gegen die Strafmandate und
ſuchten glauben zu machen, daß die richterliche Entſcheidung
in dieſer Angelegenheit ja doch „keinen Zweck“ hätte.

Es ſei zur Vermeidung von Weiterungen, die durch die
polizeiliche Einmiſchung in das gerichtliche BVerfahren ent
ſtehen können, darauf hingewieſen, daß niemand auf
ſolche Anfragen Auskunft zu erteilen braucht.
Der Polizei kann zwar nicht verwehrt werden, bei den Em-
pfängern von Strafmandaten vorzuſprechen, aber keiner der
doppelt Heimgeſuchten hat nötig, über ſeine Motive zur Be
antragung richterlicher Entſcheidung Aufſchluß zu geben. Noch
weniger ſollte ſich irgend jemand veranlaßt fühlen, den Ein
ſpruch gegen das Strafmandat zurückzuziehen, da deſſen Auf
hebung nach bisheriger Rechtſprechung ſicher iſt.

Genoſſenſchaftliche Aufklärungsarbeit.
Trotz mannigfacher, nicht gerade ermutigender r nauf dem Gebiete der elementarſten genoſſenſchaftlichen Biür

dungsarbeit wird gegenwärtig von den Verwaltungen der
rößeren Konſumvereine des Halleſchen Bezirks wieder ein
erſuch zur Vertiefung des genoſſenſchaftlichen Gedankenkreiſes innerhalb der arbeitenden Bevölkerung unternommen
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And es ſcheint, als wenn dieſer Verſuch beſſere Früchte tragen
wollte, als gewohnt Für den Allgemeinen Konſum-
verein für Halle und Umgegend ſprach am Montag
abend Genoſſe Adolf von Elm in Nietleben vor recht zahl-
reicher Zuhörerſchaft über das Thema: Die Beſchlüſſe
von München, Hamburg, Kopenhagen und
Magdeburg über die Genoſſenſchafts frage.
Der zahlreiche Beſuch gerade hier war ſehr erfreulich, da
leider in dem Gebiete die genoſſenſchaftliche Zerſplitterung
noch groß iſt.

Der Vortrag iſt es wert, etwas ausführlicher wiedergegeben
zu werden. Genoſſe von Elm führte etwa aus: Jm letzten
Jahr haben ſich vier Kongreſſe mit der Genoſſenſchafts-
frage befaßt. Es iſt intereſſant, daß dieſe Tagungen, trotz
verſchiedener Bedeutung, ſich alle gleichartig zur Genoſſen-
ſchaftsfrage erklärten. Alle faßten Beſchlüſſe, die den großen
Wert des Genoſſenſchaftsweſens für die Konſumenten an-
erkennen. Ueberall wurde nicht nur der Vorteil des gemein-
ſchaftlichen Warenbezuges betont, ſondern vor allem auch der
der Eigenproduktion. Wertvoll iſt, daß auch die ideale Seite
des Genoſſenſchafteweſens Beachtung gefunden hat. So wurde
auf die durch Betätigung im Genoſſenſchaftsweſen herbei-
geführte Selbſtändigmachung der Arbeiterklaſſe hingewieſen.
Es wurde auch betont, daß durch Ausbau des Genoſſenſchafts-
weſens die Demokratiſierung des Wirtſchaftslebens
beſchleunigt werden könne. Hierin zeigt ſich der Gegenſatz zum
Zuſammenſchluß des Unternehmertums, der Produzenten, wo
der Geldbeutel, die Kapitalmacht den Ausſchlag gibt. Unſere
Organiſationen verkörpern die demokratiſche Geſtaltung der
Dinge, wobei jede Perſon eine Stimme beſitzt. Dieſer Gegen-
ſatz iſt ſehr wichtig. Je mehr unſere Organiſationen wachſen,
um ſo größer wird der Einfluß des kleinen Mannes im Wirt-
ſchaftsleben.

In den Beſchlüſſen der Arbeiterkongreſſe wird auch auf die
Sozialiſierung der Geſellſchaft n Soziali-ſierung bedeutet Vergeſellſchaftung. Die heutige Geſellſchaft
leidet an der Zerſplitterung, die dekämpft werden muß. Das

eſchieht, indem etwas Beſſeres an ihre Stelle geſetzt wird.
enden wir das auf den Handel an, ſo ſehen wir hier die

allergrößte Zerſplitterung. Da iſt es notwendig daß hier eine
Zgentraliſation angeſtrebt wird, die die Ware verbilligen muß.

ie Kleinhändler verkennen ihre eigentliche Aufgabe. Sie
gehen mit den Großen und helfen den Konſumenten, die Waren
verteuern. Das kann allerdings gar nicht anders ſein, da der
Kleinhandel immer mehr in Abhängigkeit von den Großkapita-
liſten gerät. Jn Kopenhagen beantragten die Deutſchen, der
Reſolution den Hinweis auf die preistreibenden Tendenzen
des Kapitalismus anzuhängen. Das wurde abgelehnt, weil
man dieſe Seite des Kapitals noch nicht hinreichend erkannt
zu haben glaubt. Wir in Deutſchland ſehen aber dieſe Ten-
denz ſehr ausgebildet. Die umgekehrte Seite der Sache zeigt
ſich ſtets, wenn in einem Orte ein Konſumverein gegründet
wird. Sofort pflegen die Preiſe zu ſinken. Jm größeren
Maßſtab zeigt ſich das bei der Eigenproduktion der Konſum-
vereine. Wo ſie beſteht, ſind die Preistreibereien der Kapita-
liſten lahmgelegt. Allerdings iſt möglich, daß ſie mit ihren
Ringen oder Truſts die genoſſenſchaftliche Eigenproduktion in
den Preiſen unterbieten. Aber dadurch ſind nur Leute zu
täuſchen, die den Unterſchied zwiſchen Genoſſenſchaft und Kapi-
talismus nicht kennen. Die Genoſſenſchaſt ſorgt für die All-
gemeinheit, während die kapitakiſtiſche Wirtſchaftsweiſe nur
den Einzelnen in Betracht zieht.

Es wurde in Kopenhagen auch verſucht. den Genoſſenſchaften
nach dem Muſter Belgiens politiſchen Charakter zu verleihen.
Die Deutſchen ſtehen auf dem Standpunkt, daß der Genoſſen-
ſchaft beſondere Aufgaben zukommen Die Genoſſenſcheft ſoll
nicht zerſplittern, ſondern vereinigen. Sie will die Konſa-
menten einigen, ohne Unterſchied des politiſchen Bekenntniſſes.
Nur ſo iſt ihr die Zentraliſation möglich, auf Grund deren ihre
volle Wirkſamkeit vor ſich geht. Der Hamburger internationale
Genoſſenſchaftstag hat ausdrücklich betont, daß an einem Orte
nicht verſchiedene Konſumvereine beſtehen dürfen. Wir in
Deutſchland propagieren deshalb für gleich-
artigeWirtſchaftsgebiete die Bezirkskonſum-
vereine. Je größer die Genoſſenſchaft, je leiſtungsfähiger
iſt ſie. Wir wollen nicht etwa einige größere Krämer ſchaffen,
ſondern große Organiſationen. Wir kennen die Leiſtungs-
fähigkeit der h Vereine. Jhnen ſtehen gegenüber die
belgiſchen Vereine, die auf politiſcher Grundlage zerfplittert
ſind, ebenſo die holländiſchen uſw. Ganz Belgien hat etwa
92 Millionen Umſatz in den ſozialiſtiſchen Konſumvereinen.
Soviel haben zwei große deutſche Städte allein. Die volitiſch
zerſplitterten Genoſſenſchaften Belgiens und Hollands können
kaum je an die Eigenproduktion denken. Die Genoſſenſchaft
muß das aber. Der Arbeiter iſt doch nicht allein Konſument,
ſondern auch Produzent. Auch dieſe Jntereſſen müſſen gewahrt
werden. Wollte man nur das Konſumentenintereſſe wahren,
dann könnte man dazu kommen, die Zuchthausarbeit allen an-
deren vorzuziehen, weil ſie billig iſt. Je mehr die Einſicht der
Menſchen wächſt, je mehr werden wir in der Lage ſein, auf ge-
noſſenſchaftlicher Grundlage zahlreichen Arbeitern anſtändige
Lohn und Arbeitsbedingungen zu ſchaffen.

Nun haben die ſozialiſtiſchen Kongreſſe in Kopenhagen und
Magdeburg erklärt, daß die Genoſſenſchaften wirkſame
Waffen im Klaſſenkampfe ſein können. Daraus haben die
Gegner konſtruiert, daß die Konſumvereine ſozialdemokratiſche
Organiſationen ſeien. Das iſt natürlich grundfalſch. Die Ge-
noſſenſchaften wollen nur in genoſſenſchaftlichem Geiſte wirken.
Dazu gehört, daß nicht alle genoſſenſchaftlichen Ueberſchüſſe als
Rückvergütung ausgegeben werden. Die hohen Rückver-
gütungen ſind ein Krebsſchaden an unſererBewegung. Je weniger ein Verein Rückvergütung zahlt,
um ſo mehr kann er für die Mitglieder tun. Da auch die
ſozialiſtiſchen Parteitage dagegen ihren Veſchluß gerichtet
haben, iſt es notwendig, daß überall immerwährend dagegen
angekämpft wird. Um Eigenproduktion zu treiben, ſind Kapi-
talien notwendig, die aus eigener Kraft gewonnen werden
müſſen, ſogenannte Rücklagen. Aber wir können nicht das alles
aus dem Boden ſtampfen. Wir müſſen nicht nur mit dem
Jdealismus, ſondern auch mit dem Eigennutz der Menſchen
rechnen. Jn England tauchte der Gedanke zuerſt auf, aus der
Rückvergütung einen Teil als Fonds feſtzulegen, um damit
den Kampf gegen das Kapital, gegen die Ausbeutung zu
führen. Zur Verwirklichung ſind wir noch nicht gelangt, aber
der dauernde Kampf wird uns dahin bringen. Schon entſtehen
in den Städten große kapitaliſtiſche Organiſationen, die be-
Kimmt ſind, die Genoſſenſchaften niederzuringen. Jn Magde-
burg ſehen wir das ſprechendſte Beiſpiel im Warenverein.
Um dieſer Gefahr zu begegnen, iſt die genoſſenſchaft-
liche Aufklärung nötig. Die Genoſſenſchaft ſoll nicht
nur Rückvergütung zahlen, ſondern auch für die Allgemein-
heit wirken. Sie ſoll den Arbeitern ihren Kampf gegen die
Ausl utung führen helfen. Zahllos ſind die Methoden, die die
Kapitaliſten anwenden, um die Arbeiter zu blenden und zu
täuſchen. Der Stahltruſt in Amerika z. B. gab ſeinen Ar-
beitern Aktien und Dividenden, während er ihnen auf der
anderen Seite das Zehnfache durch Verlängerung der Arbeits-

it und Lohnverkürzung wieder abnahm. Der Grundſatz derSerben iſt: Teile und herrſchel Wir ſehen ihn auf allen
ebieten angewendet. Alſo wird auch das Genoſſenſchaftliche

nicht von ihm verſchont bleiben.
Unm genoſſenſchaftliche Bildung zu verbreiten, ſind Fonds
nötig. Das haben auch die erwähnten Kongreſſe erkannt.
Was der Staat in der Volksſchule verſäumt, das müſſen wir

umachen ſuchen, indem wir genoſſenſchaftliche Bildungs-r Wir müſſen auch Notfonds in der Genoſſen-
ſchaft bilden. Der Gedanke ſtammt aus Hamburg. Die
urſprünglich J Gegner des Notfonds, die Frauen, ſind

ute begeiſterte Anhängerinnen. Aber zu ſeiner Geſtaltung
iſt ein gewiſſer Zwang nötig. Wie nützlich er wirken muß,

igt vor allem auch bei den großen Ausſperrungen und
n fen: Der Arbeiter, der einen Rüchhalt hat, iſt den

Unternehmern nicht auf Gnade und Ungnade ausgeliefert.
Man kann alſo, das zeigt das Beiſpiel des Notfonds, durch die
Genoſſenſchaft auch die Arbeiterkämpfe unterſtützen, ohne poli-
tiſch zu ſein. Das Anſammlungsprinzip hat aber auch andere
ute Seiten. Die Produktion in Hamburg iſt dort heute
chon die größte Grundbeſitzerim. Sie beſitzt auch große Eigen-

betriebe. Jeder einzelne Arbeiter, der Mitglied der Genoſſen-
ſchaft iſt, betrachtet ſich als Eigentümer dieſer Errungen-
ſchaften. Das iſt ſein Stolz. Um das überall herbeizuführen,
bedarf es der genoſſenſchaftlichen Bildung und Aufklärung.
Es muß dafür geſorgt werden, daß alle die Groſchen der
Arbeiter geſammelt, gehäuft werden, um mit ihnen Großes
zu ſchaffen.

Es iſt den Genoſſenſchaften möglich geweſen, für ihre Ar-
beiter vorbildliche Lohn- und Arbeitsbedin-gungen zu ſchaffen. Jn München ſind ſie einen Schritt
weiter gegangen. Sie haben die Gefängnisarbeit ausgeſchal-
tet. Für die Nahrungs- und Genußmittel iſt auch die Heim-
arbeit beiſeite geſetzt worden. Für die Heimarbeiter mit
ihrem furchtharen Elend geſchieht von der Geſetzgebung nichts,
obwohl viel, unendlich viel über ſie geredet worden iſt. Die
Mühlen des Geſetzes mahlen langſam, wenn für die Armen
etwas geſchehen ſoll. Da greift nur die Genoſſenſchaft ein.
Sie ſchafft auch für dieſe Armen beſſere Zuſtände in der
Produktion.

Wir müſſen nur das Gute wollen. Die Maſſen müſſen dazu
gebracht werden, durch Einheitlichkeit des Wirkens für die
Allerärmſten zu ſorgen. Der Arbeiter nur wird und kann
für den Arbeiter eintreten. Wir müſſen unſere Genoſſen-
ſchaftsbewegung vorwärts zu bilden ſuchen. Auch in Halle iſt
die Genoſſenſchaft längſt nicht auf der Höhe. Hier muß eben-
falls unermüdlich gearbeitet werden. Namentlich die Frauen
müſſen für den Genoſſenſchaftsgedanken begeiſtert werden.
Sie ſind die Kerntruppe der Genoſſenſchaft. Es muß die Zer-
ſplitterung der Genoſſenſchaftsbewegung am Orte und in der
Umgegend beſeitigt werden. Auch hier iſt etwas Großes zu
ſchaffen. Wirken alle zuſammen. dann werden wir Deutſchen
rößeres leiſten als die Engländer. Nach dieſem Ziel in derGenoſſenſchaſt ſoll unſer Blick gerichtet ſein.

Der Vortrag wurde mit lebhaftem Beifall aufgenommen.
Jn Oſendorf hatte die Verſammlung noch zahlkreicheren

Zuſpruch gefunden, als wie in Nietleben. Der Saal zum
Dreierhaus war überfüllt. Auch hier fand der Vortrag den
ſtärkſten Beifall. Es iſt zu erwarten, daß er die beſten Früchte
zeitigen wird.

In den Differenzen am Stadttheater

geht uns von deſſen Bureauchef, Herrn Lion, folgende Var-
ſtellung des Sachverhalts zu.

Die von Jhnen in Nr. 32 Jhres Blattes erwähnte ſogen.
„Ergebenheitsadreſſe“ iſt tatſächlich von 72 Mitgliedern des
Stadttheaters unterſchrieben worden. Dieſelbe hat genau
24 Stunden ausgelegen und wurde erſt dann von uns zurück-
gezogen, als Herr Geheimrat Richards davon erfuhr, und
ihm gleichzeitig von einer zweiten Adreſſe Mitteilung ge-
macht wurde, die von anderer Seite vorbereitet wurde.
Herr Geheimrat Richards bat, von jeder Ergebenheits Er-
klärung in dieſer oder jener Form abzuſehen und verſtän-
digte gleichzeitig die Herausgeber der andern Adreſſe, daß
ihm eine öffentliche Kundgebung in den Zeitungen nicht er-
wünſcht ſei. Auf Wunſch kann die Adreſſe mit den Unter-
ſchriften eingeſehen werden. Es haben ſich nach Zurück-
ziehung der Adreſſe noch eine ganze weitere Anzahl von Mit-
gliedern bereit erklärt, dieſelbe zu unterzeichnen.

Vielleicht darf ich nun, wenn man mich auch als Partei
anſehen dürſte, zu dem vielumſtrittenen Boerſchen Vertrag
Stellung nehmen und authentiſche Aufklärung geben. Dem
Ehepaar Gruſelli iſt vertraglich ein Einkommen von min-
deſtens 800 Mark pro Monat geſichert. Jnnerhalb des
Vertrages des Herrn Gruſelli ſind 12 Spielgelder a 10 Mk.
vorgeſehen, d. h. das Spielgeld iſt bei einer monatlichen
Gage von 280 Mk. für 71 Monate 91mal garantiert, wie
das bei ſämtlichen Verträgen des Soloperſonals in ähnlicher
Weiſe übkich iſt. Herr Gruſelli hat in den Vorjahren erheb-
lich öfter als 91mal geſungen, und auch beiſpielsweiſe am
Schluſſe voriger Spielzeit 51 Extrahonorare außerhalb ſeiner
vertraglich garantierten erhalten, mithin 510 Mk. mehr, als
ſeine Mindeſt- Garantie beträgt. Der Vertrag von Frau
von Boer lautet nicht auf 10mal monatlich Singen, ſondern
auf 76mal für die Spielzeit. Für dieſe 76mal Auftreten
wird Frau von Boer ein Honorar von 40 Mk. garantiert.
Für jedes doppelte Auftreten erhält die Künſtlerin außerdem
ein Extrahonorar von 20 Mk. Für jedes Auftreten vom
76. Male an ein Honorar von 10 Mk. Es iſt irrtümlich be
hauptet worden, daß, wenn Frau von Boer erkrankte, ihr ein
Honorar von 40 Mk. in Abzug gebracht würde. Das ſtimmt
zur rechneriſch, nicht tatſächlich, denn nach dem Vertrag
muß Frau von Boer mindeſtens bis Schluß der Spielzeit
ihre 76 Honorare a 40 Mk. erhalten, ſelbſt wenn ſie in der
ganzen Spielzeit nur einmal zum Singen käme. Der Ver-
trag beabſichtigt aber, und dies iſt der ſpringende Grund,
weshalb er überhaupt eingegangen wurde, Frau von Boer
für häufigeres Singen intereſſiert zu machen, und vor allem
zu verhindern, daß ſie auch aus geringen Anläſſen ab-
ſagt, wie dies leider ſo oft in den Jahren vor 1906 häufig
der Fall war. So hat in den ganzen fünf Jahren, die der
Vertrag nun beſteht, Frau von Boer trotz einiger unvermeid-
licher Abſagen nicht nur ſtets ihre ſämtlichen 76 garantierten
40-Mark-Honorgare erhalten, ſondern auch im vergangenen
Jahre 20mal überſpielt, ohne beſonderer Einnahmen durch
Mitwirkung bei den hieſigen Feſtſpielen, ohne des Benefizes
von jährlich zirka 500 Mk. zu gedenken. Nach dem Vertrag
iſt die Direktion berechtigt, den Künſtlern auf Urlaubsreiſen
zu Gaſtſpielen ihr Einkommen für die betr. Tage zu kürzen.
Trotzdem das Ehevaar Gruſelli häufig zu Gaſtſpielen nach
auswärts beurlaubt war, iſt demſelben niemals ein Abzug
gemacht worden. Es iſt auch nicht richtig, daß ein Erſatz bei
einer Abſage einer erſten Sängerin leicht zu erreichen iſt,
denn alle Künſtler, die einſpringen, wiſſen genau, daß das
Mitwirken in einem fremden Enſemble nicht leicht iſt, und
laſſen es ſich gut bezahlen. Unter 120 bis 150 Mk. pro Abend
iſt in einer erſten Geſangspartie von einer beſſeren Bühne
niemand zu bekommen.

Vielleicht ſei auch an dieſer Stelle ein Wort über die
Differenzen unter den Genoſſenſchaftsmitgliedern ſelbſt ge-
ſtattet. Der Grund hängt abſolut nicht mit der Adreſſe ſelbſt
zuſammen. Es handelt ſich vielmehr um eine Spaltung
innerhalb der hieſigen Genoſſenſchaftsmitglieder. Dieſe
Differenzen werden auf einer von 26 erſten Genoſſenſchaf
tern beantragten Verſammlung zunächſt zum Austrag kom-
men.

Damit nun unſere Leſer unterrichtet ſind, was es mit der
mehrfach erwähnten Ergebenheitsadreſſe auf ſich hat, bringen
wir hier ihren Wortlaut. Das Dokument iſt von mehreren
Seiten abgeſchrieben worden. Es lautet:

„Die unterzeichneten Mitglieder halten es nicht nur für
ihre Pflicht, ſondern handeln aus dem aufrichtigen Gefühle
allerhöchſter Wertſchätzung und Dankbarkeit,
indem ſie dieſe Zeilen dem verehrlichen Publikum der Stadt
Halle zur Kenntnis bringen. Wir bitten hiermit unſeren
hochverehrten Herrn Chef dieſe Veröffentlichung
als ein unbedingtes Vertrauensvotum gütigſt
anſehen zu wollen. Wir erkennen in ihm nicht nur einen
der ſachverſtändigſten und künſtleriſch hochſtehendſten
Theaterleiter der deutſchen ſondern verehren ihn
auch als einen wohlwollenden, fürſorglichen Chef, unter dem
ſich das Verhältnis von Arbeitgeber und Arbeitnehmer ſo
er er geſtaltet hat, daß es durch keinerlei Angriffe ge

ört werden kann.“

Unſeren Leſern brauchen wir nicht erſt zu ſagen, daß ein
derartiger Dithyrambus einfach geſchmacklos iſt. Wenn wirk-
lich dieſe Adreſſe die Unterſchrift von 72 Mitgliedern des Stadt-
theaters gefunden hat, ſo können wir das im Jntereſſe dieſer
Mitglieder nur bedauern. Da hat Herr Richards mehr Würde
bewieſen, als er die Zurückziehung dieſer höchſt durchfichtigen
Anhimmelei anordnete. Man ſollte wirklich nicht für möglich
halten, daß Männer ſo etwas vorbereitet haben könnten.
Jm übrigen aber wird nach wie vor beſtritten, trotz der Be-
hauptung des Herrn Lion, daß dieſe Ergebenheitsadreſſe am
Tage ihres Aufliegens von 72 Mitgliedern des Stadttheaters
unterſchrieben worden iſt. Tatſache iſt hingegen, und das ehrt
die betreffenden Bühnenmitglieder, daß eine Gegenerklärung,
in der die Ergebenheitsadreſſe als Byzantinismus bezeichnet
wird, trotz kurzer Zirkulationsdauer bereits mehr als 20 Unter-
ſchriſten gefunden hatte, darunter die hervorragendſten Mit-
glieder der Bühne. Ueberſchaut man die Situation und ge-
denkt vor allem der Tatſache, daß der Mitveranſtalter der Er-
gebenheitsadreſſe, Herr Lion, erſt vor verhältnismäßig kurzer
Zeit Mitglied der Bühnengenoſſenſchaft geworden iſt, ſo muß
man zu eigenartigen Schlüſſen kommen.

Zu der Schilderung des Vertrages der Frau von Boer nur
ein Wort. Daß Frau von Boer, ſelbſt wenn ſie während der
ganzen Spielzeit nur einmal zu ſingen käme, doch ihre volle
Gage erhielte, glaubt der Einſender des Artikels doch wohl
ſelbſt nicht. Da würde der Vertrag nämlich nicht nur nicht
tatſächlich, ſondern auch nicht rechneriſch ſtimmen, um
die ſubtile Begriffsbeſtimmung des Herrn Lion anzuwenden.
Jm übrigen wird an Tatſächlichem alles beſtätigt, was wir
geſagt haben. Und in der Auffaſſung über den Vertrag diffe-
rieren wir ſo miteinander, daß wir deſſen Bezeichnung als
unſozial, die Herr Lion nicht gelten laſſen will, noch ſehr zu
rückhaltend nennen.

Nationale Jngendbeglückung.
Vielſagend klingt die Meldung, daß der ſogenannte

Deutſche Jugendverband demnächſt auch in Halle
ſeinen „Sammlungsruf“ erklingen laſſen will. Gegründet
wurde dieſes innerlich widerſpruchsvolle und haltloſe Gebilde
im September vorigen Jahres zu Berlin, und zwar unter
einer Schirmherrſchaft. die die Sache von vornherein verdäch-
tig macht. Der bekannte General Keim will ſich nämlich dem
Werke der „Jugendrettung“ widmen. Wenn man ſich ver-
gegenwärtigt, welche Rolle dieſer Herr bei der Wahl 1907 und
bald nachher geſpielt hat, wird man ſagen müſſen, daß mit
ſeiner Berufung die wichtigſte Vorbedingung zur Diskredi-
tierung der Sache gegeben iſt. Daran ändert die Tatſache
nichts, daß Herrn Keim zur Einigung ſämtlicher „vaterlän-
diſcher Jugendvereine“ eine Million zur Verfügung
ſtehen wird. Mit Geld läßt ſich die Begeiſterung für eine
Sache nicht anfachen. Deshalh wird auch die Jugendarbeit
des ehemaligen Flottengenerals für die Katze ſein.

Denn die Vorbedingungen für die proletariſche Jugend-
organiſation bleiben nicht nur, ſondern mehren ſich und
werden wirkſamer. Jetzt kommen die preußiſchen Bezirks-
regierungen dahin, das ſchulpflichtige Alter der
Arbeiterkinder herabzuſetzzen, damit dieſe um ſo
früher der kapitaliſtiſchen Fron übergeben werden können. So
hat zunächſt, ſchreibt die Pädagogiſche Reform, die Re-
gierung von Arnsberg eine Verfügung erlaſſen, nach der
die Kinder bereits mit 55 Jahren in die Schule ein-
treten und mit 13 Jahren von der Schulpflicht entbunden
werden ſollen. Bekanntlich fordert die preußiſche Regierung
im Etatsvoranſchlag eine Million Mark zur Förderung der
Jugendpflege und Jugendfürſorge. „Jmmer weitere Kreiſe
der Bevölkerung“, ſo lieſt man im preußiſchen Kuktusetat,
„haben ſich von der Notwendigkeit einer umfaſſenden Pflege
der ſchulentlaſſenen männlichen Jugend überzeugt. Es wird
beabſichtigt, ein tunlichſt einheitliches Zuſammenwirken der in
dieſer Jugendpflege bereits tätigen oder für ſie zu gewinnen-
den Kräfte herbeizuführen und ihre Beſtrebungen auch ſtaat-
licherſeits durch Rat und Tat nach Möglichkeit zu fördern.“

Und in demſelben Augenblick trifft die Arnsberger Regie-
rung Vorkehrungen, das körperlich und geiſtig unentwickelte
Kind bereits mit 1310 Jahren in das Erwerbsleben hinaus-
zuſtoßen, damit es deſto früher das Opfer kapita-
liſtiſcher Gewinnſucht werde. Gegenüber einer ſolchen
ſozialen Verantwortungsloſigkeit muß man der überall ver-
tretenen Auffaſſung recht geben, daß die preußiſche Re-
gierung mit ihrer Millionen forderungweniger Jugendfürſorge als die politiſche
Abſicht verbindet, die freien ſozialdemo-
kratiſchen Jugendorganiſationen zu zer-
ſtören. Das wird ihr mit Gewalt aber niemals gelingen.
Dafür gibt es nur ein einziges Mittel, das zugleich die Vor-
bedingung ihrer Exiſtenz aufhebt, ſie überflüſſig macht: Schaf
fung von Bildungs- und Fürſorgeveranſtaltungen, die dem
Bedürfnis der ſchulentlaſſenen Jugend frei und ehrlich Rech-
nung tragen, deren Formen nicht von politiſchen Jntereſſen,
ſondern von ſozialen, pädagogiſchen und Bildungsnotwendig-
keiten beſtimmt werden.“

Und nach ſolcher prachtvollen Vorarbeit, wie ſie hier das
Hamburger Lehrerblatt ſchildert, will ein Herr Keim mit
nationalen Rattenfängerliedern die Proletarierjugend von der
Proletarierorganiſation weglocken. Er und ſeine Hinter-
männer ſollen ſich nicht auslachen laſſen. Mögen ſie getroſt
auch nach Halle kommen. Sie werden hier, wie überall, ein
elendes Fiasko erleben.

Der Prozeß gegen Paſtor Breithaupt-Mieltſchin und der
Zuſammenbruch der preußiſchen konfeſſionellen Fürſorge-
erziehung iſt das Thema eines Vortrages, den der Genoſſe
Stadtverordneter Dr. Bernſtein- Berlin morgen, Donners-
tag, abend in einer öffentlichen Verſammlung im Volkspark
halten wird. Der Genoſſe Bernſtein hat das zweifelloſe große
Verdienſt, in ſeiner Eigenſchaft als Stadtverordneter und Mit
glied der Waiſenhausdeputation, die Scheußlichkeiten des
Breithaupt und ſeiner Kumpane ans Licht der Oeffentlichkeit
gebracht zu haben und dürfte daher wohl der geeignetſte Mann
ſein, dies Thema zu behandeln. Die in dem erwähnten Pro-
zeß aufgedeckten Gemeinheiten müſſen alle Kreiſe der Bevölke
rung und hauptſächlich die Arbeiterſchaft, dieſe aber aus
doppelten Gründen, gegen das Fürſorgeſyſtem, wie es ſich in
dem Mieltſchiner Prozeß gezeigt hat, geradezu aufpeitſchen.
Wir ſagen aus doppelten Gründen. Denn erſtens kommen
doch nur Arbeiterkinder in Betracht, die der Fürſorgeerziehung
überwieſen werden. Dann aber iſt das Fürſorgegeſetz vom
Junkerparlament, dem berüchtigten Dreiklaſſenlandtag ge-
macht. Dazu kommt die Handhabung des Geſetzes durch die
verjunkerten Behörden, die bewirkt, daß es nur den Zweck hat,
dem Agrariertum, neben ſeinen vielen anderen Privilegien,
auch noch von Staats wegen billige Arbeitskräfte zu ver
ſchaffen; ein Syſtem, nicht um einen Deut beſſer als wie die
Sklaverei, auf deren angebliche Bekämpfung der chriſtliche
Staat ſich ſoviel zugute tut. Aus allen dieſen Gründen lanzy
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ein Beſuch der Verſammlung allen Arbeitern und insbeſon
dere unſeren Parteigenoſſen, die den Kampf gegen das preu-
ßiſche Dreiklaſſenwahlrecht fſühren, nur auf das dringendſte
empfohlen werden.

Die Arbeiter und Arbeiterinnen der Schokoladen und
Zuckerwareninduſtrie werden zu einer am Freitag, den
10. Februar, abends 810 Uhr, im Gaſthof Zu den drei
Königen ſliattfindenden öffentlichen Verſammlung einge-
laden. Ein näherer Bericht über Arbeitsverhältniſſe in dieſer
Jnduſtrie und im Bäckereigewerbe von Halle mußte Raum-
mangels wegen auf morgen zurückgeſtellt werden.

Mongtsbericht der Zentralbibliothek. Jm Januar hat die
Benutzung der Vibliothet erheblich zugenommen. Namentlich
die Eröffnung der Ausgabeſtelle Süd (Vallſäle, Lerchen-
feldſtraße 14) ſowie der Katalog-Nachtrag, welcher eben-
falls im Januar erſchien, brachten einen unerwarteten Zuwachs
neuer Leſer. Die Ausgabeſtellen waren an 9 (4) Wochentagen
und 4 (5) Sonntagen geöffnet. Jn dieſen Ausgabeſtunden
wurden von insgeſammt 1847 (736) Beſuchern 2266 (863)
Bücher enlliehen. (Die Zahlen in Klammern bedeuten die
Zahlen vom Januar 1910.) Die Ausgabeſtelle Nord hatte davon
1120 Veſucher und 1335 Bücher, Süd 686 Beſucher und 312
Bücher und Ammendorf 41 Leſer und 89 Bücher. Ueber die Be
nutzung der einzelnen Abteilungen gibt folgende Zuſammen-
ſtellung ein Bild. Es wurden entliehen aus:

Abteilung A. B. G. D. B. P. G. H. I. Summa:
Januar 1911: 161 160 214 37 1044 322 38 253 37 2266
Jannar 1910: 55 54 105 17 428 36 17 145 7 6863

Abteilung A: Partei und Gewer'ſchaſtéliteratur; B: Geſchich e, Biogr phien;
O: R turwiſſen chaften, Reiſebeſchreihungen; D: Religion, Priloſophte; giom ne,
Novellen; Fr. Hugendſchriften; G: Kl ſſiker, Gedichte; Sammelwerke; I: Technik,
Geſetze, Ver chiedene

Nach obiger Tabelle wurden im Januar 1911, alſo über 1490
Bände mehr entliehen als im Januar 1910. dieAbteilungen A, B und O haben in erfreulicher Weiſe Liebhaber
r und werden mit ihrer reichen Auswahl noch manchen

eſer zufriedenſtellen. Wir erſuchen die Benutzer der Vibliothek,
die Bibliotheks- Ordnung beſſer als bisher zu be
acht en. Damit wird der Kommiſſion die Arbeit bedeutend
erleichtert.

Reviſion der Quittungskarten. Die Entrichtung der Bei-
träge zur Jnvalidenverſicherung wird am Donnerstag, den
9., und Freitag, den 10. Februar 1911, Alte Promenade; Mon-
iag, den 13. Februar 1911, Mittelſtraße, Kl. Steinſtraße;
Dienstag, den 14. Februar 1911, Barfüßerſtraße; Mittwoch,
den 15. Februar 1911, Karzerplan, Rathausſtraße und Schim-
melſtraße; Freitag, den 17. Februar 1911, Brüderſtraße und
Neunhäuſer; Montag, den 20. Februar 1911, Schulſtraße,
Spiegelſtraße und An der Univerſität kontrolliert. Zu dieſem
Zwecke ſind die Quittungskarten, Aufrechnungsbeſcheinigungen,
Dienſjt- und Arbeitsbücher, Lohnliſten ſowie Krankenkaſſenaus-
weiſe, die ergeben, zu welcher Klaſſe jeder der Verſicherten
ſteuert, in den Geſchäſtsräumen, ſonſt in der Wohnung bereit
zu halten. Sowohl Arbeitgeber wie auch beſchäftigungsloſe
Verſicherte haben bei der Reviſion anweſend zu ſein. Können
ſie ſich nicht durch eine erwachſene, mit den Arbeits- und Lohn-
verhältniſſen der Verſicherten vertraute Perſon vertreten
laſſen, ſo haben ſie die Quittungskarten ſpäteſtens am Reyi-
ſionstage bis 259 Uhr vormittags im Bureau Liebenauer-
ſtraße 41 niederzulegen.

Von der Fleiſchüreis- Natierungstommiſſion am ſtädtiſchen
Schlacht und Viehhofe wurden am Montag, den 6. Februar
1911, folgende Fleiſchpreiſe ſeſtgeſtellt: Es wurden bezahlt
für 50 kg Fleiſchgewicht für Ochſen: Höchſter Preis 70,
niedrigſter Preis 66, häuſigſter Preis 69 Mk. für Bullen: Höchſter
Preis 70, niedrigſter Preis 65, häufigſter Preis 68 Mk. für Kühe:
Höchſter Preis 68, niedrigſter Preis 54 Mk. für Saugkälber:
Höchſter Preis 82, niedrigſter Preis 77, häuſigſter Preis 79 Mk.
für Lämmer und Maſthammel: Höchſter Preis 72 Mk. für Schafe:
Höchſter Preis 63, niedrigſter Preis 55, häufigſter Preis 62 Mk.
für Schweine: Höchſter Preis 64, niedrigſter Preis 59, häufigſter
Preis 62 Mk. Bei den Schweinen verſteht ſich der Preis auf
50 kg Schlacht gewicht. (Gewogen und bezahlt werden nur die
beiden Körvperhälften, einſchließlich des Schmeres unter unent-
geltlicher Zugabe des ſogenannten Krames: Geſchlinge, Magen,
Darm, Mittel und Blut.)

Stadttheater. Auf die einzige Wiederholung des Grafen
von Lnxemburg in dieſer Woche, und zwar am Donnerstag abend
ſei nochmals hingewieſen. Am Freitag geht zum letzten Male
Die Afrikanerin in Szene. Die Titelpartie ſingt Fräulein Preiß-
mann, den Vasco de Gama Herr Pawlowsky, den Nelusko Herr
van Horſt. Die muſikaliſche Leitung hat Alfred Elsmann. Um
Zeit für die Proben zu der Fuldaſchen Novität Herr und Diener
zu gewinnen, die am 15. Februar in Szene geht, wird am Sonn-
abend ein beliebtes Repertoirſtück in den Spielplan aufgenommen,
nämlich Wildenbruchs Schauſpiel Die Rabenſteinerin. Die Titel-
rolle ſpielt Fräulein Wilden. Sonntag nachmittag Alt-Heidelberg,
Fremden Vorſtellung bei ermäßigten Preiſen. Sonntag abend:
Lohengrin. Die Elſa ſingt an dieſem Abend zum erſten Male in
Halle die Kammerſängerin Frl. Nagel. Die übrige Beſetzung iſt
die bekannte. Jn Vorbereitung für Dienstag, den 14. Februar:
Margarethe mit Herrn Kammerſänger Paul Bender von der
Münchner Hofoper als Mephiſtopheles; Herr und Diener von
Ludwig Fulda. Ferner Operetten-Novität: Miß Dudelſack. Die
nächſte Aufführung von Humperdincks Königskinder kann erſt am
Donnerstag, den 16. cr., ſtattfinden.

Apollo Theater. Der Schwank Mein Bruder das'n
Luder wird nur noch dreimal aufgeführt. Ab Sonntag gelangt
der neueſte Schlager, betitelt Der brave Hermann, zur Auf-
führung. Sonntag finden zwei Vorſtellungen ſtatt, und zwar
nachmittags 4 Uhr zu kleinen Preiſen mit der Poſſe Schneider
Meck und abends 8 Uhr ſowie die folgende Tage mit dem
Schwank Der brave Hermann.

Osmünde. Einbruchsdiebſtahl. Einem armen Jnvaliden
iſt hier am Sonntag abend die Rente für einen Monot im Be-
trage von 73 Mark geſtohlen worden. Der Dieb, der die Ver-
hältniſſe des Beſtohlenen genau gekannt haben muß, drückte eine
Fenſterſcheibe zu der Wohnung ein, und zwar, damit keine Finger-
abdrücke zu ſehen kamen, nachdem er die Hand mit einem Hand-
ſchuh betleidet hatte. Der Jnvalide heißt Thielemann und iſt
Vater von drei Kindern. Er war früher in Leipzig an der Eiſen-
bahn beſchäftigt, wo ihm beide Beide abgefahren wurden.

Gerichtsſaal,
Schwurgericht.

Halle, 7. Februar.
Heute wurde verhandelt gegen den 38jährigen früheren Bahn-

ſteigſchaffner HKarl Grimm von hier und den 28jährigen
Schlafwagenaufſeher Fritz Meiſel von Berlin wegen

Betrugs, Unterſchlagung und Urkundenfälſchung.
Den Vorſitz führte wieder Landgerichtsdirektor Panſe, die

Anklage vertrat Staatsanwalt Schmidt-Gohs und als Ver
teidiger wirkten die Rechtsanwälte Kaßler und Spilling.
Beide Angeklagte ſind verheiratet und längere Zeit im Dienſt;
Meiſel iſt vorbeſtraft wegen Gewerbevergehens und wegen
Betrugs mit 50 Mark Geldſtrafe und befindet ſich ſeit Novem-
ber vorigen Jahres in Haft. Beide Angeklagte werden beſchul-
digt, fortgeſetzt in den Jahren 1909 und 1910 den Eiſenbahn-
fiskus betrogen zu bhaben, indem ſich Grimm Fahrkarten an-
eignete, dieſe dem Meiſel übergab und letzterer von dieſen Ur-
funden in gewinnſüchtiger Abſicht Gebrauch gemacht haben ſoll.
Nach der Bekanntgabe des Eröffnungsbeſchluſſes beantragte der
Staatsanwalt während der ganzen Dauer der Verhandlung
wegen Gefährdung der zffentlichen Ordnung und wegen Ge-

fährdung der Staatsſicherheit die Oeffentlichkeit auszuſchließen.
Die Verteidiger widerſprachen und das Gericht lehnte den An-
trag dann auch nach kurzer Beratung ab, da durch die öffent-
liche Verhandlung weder die öffentliche Ordnung noch die
Staatsſicherheit gefährdet werden könne.

Die begangenen Durchſtechereien zwiſchen den beiden Ange-
klagten ſollen ſich in etwa folgender Weiſe abgeſpielt haben:
Grimm war hier Stationsdiener an der Bahnſteigſperre und
wurde vor einigen Jahren mit Meiſel, der hier ein Geſchäft:

Mitteldeutſche Holzwareninduftrie“ betrieben hatte, bekannt.
Als Meiſel ſein ſelbſtändiges Geſchäft aufgegeben, wurde er
Aufſeher der internationalen Schlafwagengeſellſchaft zunächſt
für die Strecke Nürnberg-Hamburg, dann für die Strecke Berlin-
Paris. Kam Meiſel durch Halle, dann will er von Grimm
mehrere abgefahrene 7arkarteg erhalten und dieſe teils zu
Fahrten, beſonders aber zur Reklamierung des Fahrpreiſes
benutzt haben. Das Manöver ſoll in erheblichem Umfange be-
trieben worden ſein. An einem Tage ließ ſich Meiſel von
Grimm ſieben Fahrkarten zweiter und dritter Klaſſe für die
Strecke von Weimar nach Halle geben, von denen er ſofort für
drei, für vier ſpäter den Fahrpreis reklamierte. Bewerkſtelligt
wurde die Sache ſo: Meiſel benutzte zuweilen einen dienſtfreien
Tag, fuhr z. B. vierter Klaſſe nach Weimar und reklamierte
dann die Fahrpreiſe. Grimm ſoll dem Meiſel auch poſtlagernd
nach verſchiedenen Stationen Fahrkarten zugeſandt haben. Als
eſtſtehend wurde angenommen, daß Meiſel etwa 166 Mark in

Fahrpreiſen reklamiert hat. Bei den Reklamationen hat er
ſich aber auch des falſchen Namens „Kallack“ bedient, ſo daß
ſchwer feſtzuſtellen iſt, wie hoch ſich der dem Fiskus zugefügte
Schaden beziffert. Grimm beſtritt, dem Meiſel Fahrkarten
gegeben oder geſandt zu haben. Meiſel hingegen belaſtet den
Mitangeklagten Grimm mit der Behauptung, er habe die Kar-ten erhalten. Es wurde dem Angeklagten Grimm vorgehaltken,
daß er „über ſeine Verhältniſſe hinaus gelebt“ habe. Er bezog
jährlich 1560 Mark Gehalt, ſoll aber viel ausgegangen ſein und
in einem Hotel größere Summen Gelde im Skat verſpielt
haben. Meiſel habe ihm von der Beute nur 30 bis 35 Mk. ab
egeben haben. e iſt die Sache ſchließlich durch
ie auffälligen Reklamationen Meiſels, die in verſchiedenen

Verkehrsinſpektionen eingingen. Er ſpiegelte auf den Stationen
bei des Fahrpreiſes zuweilen vor, er könne die
Karten nicht abfahren laſſen, da ſeine Ehefrau, oder ſein
Dienſtmädchen krank geworden ſei uſw.

Eines Tages gleich nach der Beendigung des Dienſtes wurde
Grimm von dem hieſigen Bahnhofsvorſteher mit in das Bu-
reau genommen und einer Viſitation unterzogen. Dabei fand
man zwei Fahrkarten in ſeiner Taſche. Grimm ſagte dazu, der
Vorſteher habe die unteren Beamten manchmal „geknechtet“
und wegen Kleinigkeiten mit 5 bis 9 Mk. beſtraft. Gelegentlich
einer Hausſuchung in Grimms Wohnung wurden im Sep-
tember mehrere Fahrkarten und außerdem Briefe, in denen
Meiſel ſolche beſtellte, vorgefunden. Grimm ſoll bisweilen
auch ſelbſt alte Fahrkarten am Schalter gegen neue unter
allerlei Vorwänden umgetauſcht haben, beſonders wenn Damen
den Schalterdienſt verſahen. Eine genaue Prüfung der von
Meiſel bei den Verkehrsdirektionen eingereichten Reklama-
tionsgeſuche ergab, daß er mitunter vom gleichen Tage Fahr-
karten über Touren beigelegt hatte, die eine und dieſelbe Per-
ſon gar nicht hätte zurücklegen können. Bekanntlich werden
die Fahrkarten bei dem Durchſchreiten der Sperre infolge
Durchlochung entwertet. Dieſe Karten, die er von Grimm auf
der Endſtation erhalten haben will, ſandte Meiſel meiſtens auf
ſchnellſtem Wege von der Station, in der ſie gelöſt waren, zur
Reklamation. Manchmal bediente er ſich auch einer Bahnſteig-
karte, um durch die Sperre ungeſtört hindurch zu kommen.
Auch bei ſogen. Fahrtunterbrechungen machte er ſolche Ma-
növer. Bei ſeinen Kollegen galt Grimm als Lebemann. Einer
meinte: „Er war ein bißchen frei im Geldausgeben.“ Jm
übrigen ergab aber die weitere Beweisaufnahme, daß die
Durchſtechereien doch nicht ſo ſchlimm waren, wie
man anfänglich annahm; ein größerer Schaden als der
feſtgeſtellte, konnte nicht nachgewieſen werden. Die Taten
wurden als fortgeſetzte Handlungen angeſehen und die Ge-
ſchworenen bewilligten mildernde Umſtände. Beantragt wur-
den gegen Grimm wegen Betrugs und Unterſchlagung zwei
Jahre Gefängnis und fünf Jahre Ehrverluſt und ſofortige
Berhaftung. Der Angeklagte habe pflichtvergeſſen gehandelt
und bis zuletzt hartnäckig geleugnet. Gegen Meiſel, der ſofort
ein Geſtändnis abgelegt habe, wurden wegen Betrugs und Ur-
kundenfälſchung 154 Jahre Gefängnis beantragt. Das Urteil
lautete gegen Grimm auf ein Jahr drei Monate Gefängnis
nebſt zwei Jahren Ehrverluſt; Meiſel, der als Haupttäter be-
zeichnet wurde, erhielt ein Jahr ſechs Monate Gefängnis nebſt
ebenfalls zwei Jahren Ehrverluſt. Grimm wurde in Unter-
ſuchungshaft genommen.

Strafkammet.

Halle, 4. Februar.
Roheiten Jugendlicher beſchäftigten die heutige Sitzung in

der Sache des 18 jährigen Malers Willi Schmidt, des
17 jährigen Malerlehrlings Max Hattenrodt und des22 jährigen Tiſchlers Franz Beßler. An einem Sonntag
im Oktober v. J. fand in einem Tanzlokal in der Eichendorff
ſtraße ein Vergnügen des Vereins Thalia ſtatt. Es kam zu
Rempeleien mit Angehörigen des Athletenklubs Eiche, infolge-
deſſen der Wirt ſchon gegen 11 Uhr abends das „Vergnügen“
beenden ließ. Etwa 20 Vereinsmitglieder ſollen ſich darauf
entfernt und nach einiger Zeit vor dem Lokal Skandal gemacht
haben. Schmidt ſoll ſchon in dem Lokal die drohende Aeuße-
rung getan haben: „Heute abend gibt es noch ein Blutbad!“
Als ſich gegen 12 Uhr abends mehrere der im Lokale zurück-
gebliebenen Perſonen entfernten, ertönte der Ruf: „Nun mal
die Meſſer raus.“ Schmidt ſtach darauf einen der Heraus-
tretenden, einen Zigarrenhändler, in den Kopf, ſo daß er
niederſtürzte und dann blutüberſtrömt in das Lokal zurück-
flüchtete. Die Begleiter des Geſtochenen erhielten Stockſchläge
und Fußtritte, namentlich von Beßler und Hattenrodt. Schmidt
ſtellte ſich dann mit erhobenem Meſſer vor dem Reſtaurant
auf und rief: „Das Aas, das jetzt raustommt, ſteche ich nieder.
Schließlich entfernte ſich die wütende Menge, wobei noch
Drohungen gefallen ſein ſollen, etwa dahingehend: Man
müßte mit dem Revolver dazwiſchen geſchoſſen haben. Als
Täter wurden nur die drei Angeklagten ermittelt, die be-
ſtritten, ſich in dem Maße, wie ihnen zur Laſt gelegt wurde,
beteiligt zu haben. Mit Rückſicht auf die erheblichen Roheiten
verurteilte das Gericht aber Schmidt zu einem Jahre, Beßler
zu ſechs Monaten und Hattenrodt zu zwei Monaten Gefängnis.
Schmidt wurde ſofort in Haft genommen.

Als Verführter ſtand ein 17 jähriger Arbeiter von hier
wegen Hehlerei unter Anklage. Jn der Nacht zum 4. Auguſt
vorigen Jahres verübte der ſchon oft vorbeſtrafte 36 jährige
Arbeiter Dörſer von hier bei einem Kantinenpächter in
Planena einen Einbruchsdiebſtahl. Gr entwendete aber nur
Zigarren und Zigaretten im Werte von etwa 15 Mk. Der
verführte junge Menſch wirkte bei dem Verkauf mit und er
klärte vor Gericht, er ſei durch Dörſer um ſeine guten Vor-
ſätze, ſich zu beſſern, gebracht worden. Da der junge Menſch
aber ſchon vorbeſtraft iſt, wurde er zu einem Monat Gefängnis
verurteilt. Dörſer erhielt aber eine Zuſatzgefängnisſtrafe von
115 Jahren.

Warnung vor einem Schwindler. Seitens eines Schwindlers
wird verſucht, durch allerhand falſche Vorſpiegelungen ſein un-
wirkſames Rattengift oder ähnliches zu verkaufen. Er gibt dabei
an, für die Firma Henkel u. Eo., Düſſeldorf zu reiſen und bietet
deren Fabrikate Perſil und Henkel's BleichSoda weit unter Preis
an, um ſo beſſer ſeine Schwindeleien ausführen zu können. Obige
Angaben ſind ſelbſtredend falſch und iſt es erwünſcht, wenn bei
ten des Schwindlers die Polizei auf ihn aufmerkſam gemacht
wur

Allerlei.
Die Kirche hat einen guten Magen.

Bei der Firma Crüwell in Dortmund wird ein evan-
geliſches Geſangbuch für Atheinland und Weſtfalen hergeſtellt.
Das Buch iſt ſeit 17 Jahren im Gebrauch. Bis Schluß des vorigen
Geſchäftsjahres hat die rheiniſche weſtfäliſche Kirche für Zwecke der
Kirche und der Miſſion aus dem Vertrieb des Buches einen Rein-
gewinn von 1062746,90 Mk. erzielt. Jm letzten Geſchäftsjahre
allein erzielte die Kirche einen Reingewinn von 55827,69 Mk.
Das berichten kirchliche Blätter, iſt alſo nicht etwa eine ſozial-
demokratiſche Uebertreibung. Man erſieht aber daran, wie genau
die Kirche das Bibelwort befolgt: Sammelt nicht Schätze, die
Motten und Roſt freſſen

Ein „beſſerer“ Ehemann.
Eine Slandalaffäre ganz unerbörter Art bildet gegenwärtig
in Lodz (Rußland) das Tagesgeſpräch. Der Sohn eines der
dort lebenden reichſten Fabritanten hatte ein Mädchen zur
Frau genommen, das er als Erzieherin in der Familie eines
Jngenieurs kennen lernte. Seine Liebe war indeſſen von
kurzer Dauer, und um ſeine junge Fran los zu werden, ſpielte
er ſie Mädchenhändlern in die Arie die ſie an ein öffent-
liches Haus in Buenos Aires verſchucherten. Nach längerer
Zeit gelang es dem bedauern werten Geſchöpfe endlich, einen
Brief an die Familie des Jngenieurs zu richten, und ihr von
dem ſchändlichen Handel, dem ſie zum Opfer gefallen war,
Mitteilung zu machen. Der Jngenieur übergab den Brief der
Polizei, welche die nötigen Schritte eingeleitet hat. Was für
feine und ausgezeichnete Charaktermenſchen haben doch die
ſogenannten „gebildeten“ Stände aufzuweiſen!

Die Pejt in Ching.
Die Zahl der Todesfälle in Charbin beläuft ſich ſeit Aus

bruch der Veſt in der Eiſenbahnſtadt auf etwa 1000 Perſonen,
darunter 40 Europäer, in der Chineſenſtadt Fudsjadjan auf un
gefähr 5-6000 Chineſen. Die jetzige tägliche Sterbezifſer in der
Eiſenbahnſtadt und in der Chineſenſtadt beläuft ſich zuſammen auf
150--200 Chinefen. Jn Chagchin und Mugdan ſterben
täglich etwa 59 Chineſen. Dutzende von Peſtfällen werden aus
Dalny, Tienſin, Peking, Tſchifu und längs der Eiſenbahn Tien-
tſin--Teinanfu gemeldet. Jn Fuduhiiadan, dem Chineſenviertel
von Charbin, ſind ſeit Auftreten der Peſt 3800 Leichen verbrannt
worden. Die Verbrennung weiterer 1000 Leichen wird dadurch
zur Unmöglichkeit, weil es an genügenden Quantitäten Petroleum
mangelt.

Das geſtörte Kriegervereinsvergnügen.
Breslau, 7. Februar. Bei einem vom Kriegerverein zu

Dzieplowitz veranſtalteten Wintervergnügen erfolgte plötzlich
gegen Mitternacht vor dem Saalfenſter eine furchtbare
Detonation. Die Fenſter gingen in Trümmer. Jm Saal
ſtürzten Pauerteile herab. Der Feſtteilnehmer bemächtigte
ſich eine wilde Panik. Alles ſtürzte dem Ausgang zu. Einige
Perſonen wurden dabei verletzt. Wie der Breslauer
Generalanzeiger meldet, neigt die Behörde der Anſicht zu, daß
es ſich um einen Bubenſtreich handelt. Der Attentäter hatte
ſich offenbar eine Dynamitpatrone zu verſchaffen ge
wußt.

Große Kälte in Anatolien.
Konſtantinopel, 8. Februar. Berichte aus Anatolien be-

ſagen, daß die Kälte unerträglich iſt. Jn Caſtomuni zeigt das
Thermometer Minus 329. Euphrat und Tigris ſind zu-
gefroren. Es herrſcht große Hungersnet und Wolfsplage.
Mehrere Provinzen ſind von aller Verbindung abgeſchnitten.
Sechs Vataillone, die in Erſingian bereit ſtehen, können wegen
der Kälte nicht nach Konſtantinopel fahren.

Kleines Allerlei. Bekämpfung der Pocken. Jn Duisburg
ſind bis jetzt im ganzen 7 Perſonen von den ſchwarzen Pocken be
fallen worden. 900 Perſonen, darunter über 300 Kinder, mußten
ſich der Zwangsimpfung unterziehen. Jm ganzen ſind ſieben
Familien in Jſolierbaracken untergebracht. Der Erſte Staat s-
anwalt Richard in Köln, Vertreter des Oberſtaatsanwalts, iſt
ſeit vier Tagen verſchwunden. Man nimmt an, daß er
Selbſtmord begangen hat, da er bereits früher eine Zeitlang in
einer Heilanſtalt war.

Die Strafkammer in Frankfurt a. M. verurteilte einen
Gaſtwirt, der einem Arbeiter ſoviel Schnaps einſchenkte, daß
er am nächſten Tage an Alkoholvergiftung ſtarb, wegen fahr-
läſſiger Tötung zu einem Monat und ſeinen Kellner zueiner Woche Gefängnis. v Gladbach i. V.
wurde von mehreren Männern der Verſuch gemacht, einen
Wagen, der 270000 Mark Lohngelder von der Reichs
banknebenſtelle in Gladbach nach den fiskaliſchen Möllerſchäch-
ten bringen ſollte, zu überfallen. Die Schichtmeiſter, die
mit Revolvern bewaffnet waren, gaben mehrere Schüſſe auf
die Räuber ab, die die Flucht ergriffen. Die Verfolgung blieb
jedoch ergebnislos.

Gerſammlungsberichte.
Verband der Gemeinde- und Staatsarbeiter, Filiale Halle

a. S. Am 21. Januar fand die Generalverſammlung der Ge-

Mark, Lotalausgabe 363,38 Mk., an den Hauptvorſtand abge
ſandt 755,94 Mk., bleibt Beſtand 360,50 Mk. davon in der
Unterſtützungskaſſe 240,10 Mk. Dem Kaſſierer wurde Decharge
erteilt. Hierauf gab der Vorſitzende den Geſchäftsbericht über
das verfloſſene Jahr: Eingänge ſind zu verzeichnen W Briefe
und Druckſachen, Ausgänge 367 Briefe und Druckſachen. Mit-
glieder wurden gewonnen 88, ausgeſchieden durch Tod 5, durch
Uebertritt 19, geſtrichen reſp. ausgeſchloſſen 25, ſo daß die
jetzige Mitgliederzahl 200 männliche und 3 weibliche beträgt.
Verſammlungen wurden 13 abgehalten, davon 10 Mitglieder-
und 3 öffſentliche. Jn einer Lohnbewegung ſtanden in der
Giebichenſteiner Gasanſtalt 16 Perſonen, Erfolg 8 bis 5 Pf.,
beim Bauamt 80 Perſonen, Erfolg 1 bis 3 Pf. am Streik der
Steinſetzer und bei der Vauarbeiterausſperrung waren 14 Mit-
glieder beteiligt. Der Vorſtand wurde einſtimmig wiederge-
wählt. Zum Schluß der gut beſuchten Perſammlung wurde
noch erſucht, daß die Gemeindearbeiter ſich der Zentralbiblio-
thek anſchließen möchten. Der Anſchluß wurde auch beſchloſſen.

Generalverſammlungs-Bericht der Töpfer in Halle. Die
Jahresgeneralverſammlung fand am 21. Januar ſtatt mit fol
gender Tagesordnung: 1. Bericht und Neuwahl des Geſamt-
vorſtandes 2. Das Verhalten W Kleinmeiſter uns gegen
über 3. Verſchiedenes. Aus dem Bericht des Vorſitzenden und
des Kaſſierers iſt zu entnehmen, daß das Geſchäftsjahr viel
Arbeit hinter ſich hat, unſere Filiale ſich aber gut entwickelte.
Es wurden daher auch ſämtliche Vorſtandsmitglieder, außer
dem zweiten Vorſitzenden und dem Schriftführer, welche eine
Wiederwahl ablehnten, wiedergewählt. Beim zweiten Punkt
mußte man ſich mit der überhandnehmenden Ueberarbeit,
hauptſächlich Lichtarbeit. der Kleinmeiſter beſchäftigen. Es
wurde feſtgeſtellt, daß einige Meiſter, obwo e viel Arbeit
hatten, keine Leute einſtellten, dafür aber ſelber von früh bis
ſpät ſchufteten. Ferner wurde bekannt gegeben, daß der be
kannte Kleinmeiſter Oskar Reukauff keine hieſigen Kollegen,
welche die Verhältniſſe kennen, eingeſtellt hat, zef r aber einen
unorganiſierten und einen r Kollegen beſchäftigt. Die

noch einigeſes ſpricht nicht gerade für ſeine Perſon.o v erledigt, erfolgt Se gut be
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Nr. 34 Halle a. S., Donnerstag den 9. Februar 1911

Deutſcher Reichstag.

121. Sitzung. Dienstag, den 7. Februar 1911, nachmittags 1 Uhr.

Jn dritter Beratung wird der Geſetzentwurf betr. Reviſionen
in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten bei einem oberſten Landes-
gericht debattelos angenommen.

Es folgt die Fortſetzung der zweiten Beratung des Geſeh-
entwurfs betr. Aenderung des

Gerichtsverfalſungs- Geſetzes und der
Strafprozeßordnung.

Die Beratung beginnt bei dem von den Abgg. Albrecht und
Genoſſen (Soz.) beantragten 88 8hb, 8c, 84 nach 8 8h ſoll die
dauernde oder zeitweiſe Enthebung vom Amt und die Pen
ſionierung nur durch Zweidrittel-Mehrheit des Plenums des
Gerichts beſtehen können, dem der betreffende Richter als Mit-
glied angehört.

S 8e lautet: Der Richter iſt in ſeinen Amtsverrichtungen
von keiner Behörde abhängig. Das Recht, Entſcheidungen ves
Gerichts durch Rechtsmittel anzugreifen, ſteht keiner Ve-
hörde zu.“

g 8d lautet: „Für das Gehalt des Richters iſt ohne Rückſicht
auf ſeine Stellung ſein Dienſtalter maßgebend.“

Abg. Stadthagen (Soz.) Jn den Kreiſen der Richter
iſt eine Bewegung vorhanden, die Unabhängigkeit im Sinne
unſerer Anträge zu ſichern. Unſer S 80 will, daß nicht ein be
liebig zuſammengeſetztes Diſziplinargericht über die dauernde
oder zeitweiſe Enthebung vom Amte entſcheiden ſoll, ſondern
das Plenum des Gerichts mit zwei Drittel-Mehrheit. S S wiil
den Richter von jeder Behörde unabhängig machen, während er
heute in weitgehendem Maße von

der Verwaltungsbehörde
und von dem Vorgehen und den Anträgen der Staatsanwalt-
ſchaft abhängig iſt. Wir wollen im Gegenſatz dazu, daß der
Richter

nur vom Geſetz und von ſonſt niemandem
n iſt, deshalb verlangen wir auch, daß keine Behorde
eine Entſcheidung des Gerichts durch Rechtsmittel angreifen
darf. Dadurch wird ja die Entſcheidung des Gerichts zu einem
bloßen Vorſchlag für die Stagatsanwaltſchaft, üher den dieſe
dann noch befindet und nach Belieben ein höheres Gericht an
rufen darf. Dieſes Recht darf nur der Verletzte hapen.
Deprimierend muß es für den Richter wirken, wenn die höheren
Gerichte mit früheren Staetsanwälten heſetzt ſind. Den Schaden
hat das rechtſuchende Publikum, deſſen Rechtsſtreitigkeiten dann
nicht von unabhängigen Richtern, ſondern von abhängigen Ver-
waltungsbeamten entſchieden werden.

Unſer Antrag, W 8d, der das Gehalt lediglich nach dem Dienſt-
alter feſtſetzt, ſoll

der Streberei entgegenwirken,
dieſer Antrag entſpricht eigentlich liberalen Grundſätzen, und
u nehmen Sie wenigſtens dieſen Antrag an. (Bravo!

d. Soz.
Damit ſchließt die Debatte. Die ſozialdemokratiſchen Anträge

auf Einführung der 88 8b, 8e, 8d werden abgelehnt.
Zu S 10 begründet Abg. Dr. Müller-Meiningen (Vpt.)

einen Antrag, der das Zuziehen von Hilfsrichtern unmöglich
machen ſoll.

Staatsſekretär Dr. Lisco bittet, den Antrag abzulehnen,
da der S 10 ſich gar nicht auf Hilfsrichter bezieht.

Der Antrag wird abgeleönt.
Zu S 16 beantragen die Abgg. Albrecht und Gen., den

Satz zu ſtreichen, „die geſetzlichen Beſtimmungen über Kriegs
gerichte und Standrechte werden hiervon nicht berührt“.

Abg. Zietſch (Soz.): Der L 16 beſtimmt, daß niemand vor
ein Ausnahmegericht geſtellt werden darf und es iſt ein Wider-
ſpruch, daß bei Kriegsgerichten das nicht zutreffen ſoll. Der
Kriegszuſtand kann auch im Frieden verhängt werden, und dann
würde durch ſolche Ausnahmegerichte die Rechtsſicherheit aufs
höchſte gefährdet ſein.

Der Antrag wird abgelehnt.
Abg. Dr. Müller-Meiningen (Vpt.) begründet einen An-

trag, einen neuen J 22a einzufügen, wonach das Amt eines in

eerrreen——nSS S 2

12] Was iſt Ruhm 7 [Nachdr. verb.
Roman von Max Kretzer.

Richtig erſchien ſie auch am andern Tag in ihrem weißen
Kleidchen, das ihr Ausſehen völlig veränderte. Vorher hatte
ſie in einem Sack geſteckt, nun aber prallte alles an ihr in
zarter Rundung. Man ſah es, ſie war herausgewachſen aus
dieſem luftigen Gewebe, das oben und unten ſchon zu wenig
hatte. Alles an ihr gewann: der ſchlanke Hals, die Schultern
und die ſchon vollen Arme. Wie ſanfter Schmelz ſchimmerte
die glatte Haut unter dem durchbrochenen Stoff.i das laß ich mir gefallen, du Zauberbalg,“ rief Lorenſen
aus, der auch heute wieder zurückgebliehen war. Er ſchritt
um ſie herum, labte ſich an der köſtlichen Näackenlinie, ver
ſchlang ihre Schönheit mit dem Blick des Kenners und dachte
dabei an ſeine „Eva in Scham erglüht“, an das herrliche Ge
dankenbild, das ihn bewegte, wo er ging und ſtand.

Kempen ſah zwar dasſelbe, aber mit anderen Augen. Sie
erſchien ihm plötzlich älter, gereifter, nicht mehr ſeinem Ge-
ſchmack angemeſſen. Zum erſten Male befolgte er nicht den
Rat Lorenſens, der verwundert aufſchaute, als er ſie ſchon
am andern Tage wieder in dem „Blauen“ ſitzen ſah und nun
bemerkte, daß die Bruſtpartie am Tonmodell hübſch züchtig ge-
halten war. „Schnökerſt ſo viel an ihr herum und verbummelſt
die Zeit,“ bekam er zu hören. Und verſeſſen auf ſein Werk,
fügte Kempen noch hinzu: „Zur Taube gehört die Unſchuld,
in dir raſt wieder mal der Fleiſchbeſchauer.“ Jn Wahrheit
befürchtete er, der Blonde könnte ſie mit ſeinem Herum-
ſchnüffeln, begleitet von ſeinen dreiſten Redensarten, aufs
neue in Verlegenheit bringen und ihm die ganze Stimmung
verderben.

Betrübt über den Querkopf, deſſen Widerwillen an dieſer
Arbeit immer deutlicher wurde, machte Lorenſen ärgerlich die
Türe von draußen zu.

Dann lenkte ihn etwas von dieſem Zwiſchenfall ab, das
ihn in eine gewiſſe Gehobenheit verſetzte. Sein Profeſſor

eilke hatte ihn in aller Form zu einem Hausball geladen.Her Briefträger brachte die große, goldumränderte Karte,

durch die das Künſtlerneſt in Aufruhr geriet, denn noch nie-
mals war ein ſolches Ereignis eingetreten. Stets hatte man
zurückgezogen gelebt, wie häuslich verkapſelte m
die Familienverkehr weder kennen noch ſuchen. Trotzdem
Kempen die Nützlichkeit eines geſellſchaftlichen Verkehrs ein-
ſah, hatte er eine gewiſſe Scheu vor dem Sichaufdrängen, denn
wie alle ſtillen Geiſter, die ihre Kraft in der Einſamkeit
ſchöpfen, ließ er ſich lieber ſuchen. Aber es war bisher nie-
mand gekommen, denn in den Kunſtbuden, in denen ſie herum-
wanderten, angelte man nicht nach unbekannten Größen; es

Strafſachen erkennenden Amtsrichters und des Vorſitzenden
eines Schöffengerichts nur von einem ſtändig angeſtellten
Richter wahrgenommen werden darf. Man müſſe mit dem
Hilfsrichtertum aufräumen und dürfe Koſten hierbei nicht
ſcheuen.

Staatsſekretär Dr. Lisco erklärt ſich mit dem Endziel des
Antrages einverſtanden, doch könne er nicht angenommen wer-
den, denn bei den 686 in Preußen beſtehenden Amtsg. richten
mit nur einem Richter könne die Vertretung durch Aſſeſſoren
nicht entbehrt werden.

Abgg. Gröber (Zentr.. und Baſſermann (natl.)
unterſtützen für ihre Perſon den Antrag Müller-Meiningen.

Abgg. Wellſt ein (Zentr.) und Dr. Varenhorſt (Rpt.)
ſchließen ſich dem Staatsſekretär an.

Abg. Heine (Soz.): Nicht die Fähigkeit der Aſſeſſoren wird
bezweifelt, ſondern ihre Unabhängigkeit. Jn Ober-Schleſien
mußte ein Aſſeſſor, der als ſtellvertretender Richter mehrfach
gezwungen war, die

Unwahrheit von Ausſagen von Polizeibeamten
feſtzuſtellen, zur Anwaltſchaft übergehen, weil er keine Ausſicht
hatte, jemals Richter zu werden. Hört, hört! links.

Abg. Dr. Wagner (konſ.) hält das Mißtrauen gegen die
als Hilfsrichter beſchäftigten Aſſeſſoren für ungerechtfertigt.

Abg. v. Dziembowski-Pomian (Pole) unterſtützt den
Antrag Müller-Meiningen.

Abg. Dr. Spahn ſen. (Zentr.) bekämpft den Antrag aus den
vom Staatsſekretär angeführten Gründen.

Abg. Kirſch (Zentr.) will den Antrag dahin modiſizieren,
daß der Vorſitzende eines Schöffengerichts immer ein ſtändig
angeſtellter Richter ſein muß.

Abg. Zi et ſche (Soz.) Dieſer Antrag Kirſch wäre eine ſehr
erhebliche Verſchlechterung des Antrages Müller-Meiningen.
Die Einwände gegen den Antrag laufen im Grunde auf nichts
weiter hinaus, als auf eine Knauſerei der preußiſchen Regie-
rung. (Lebh. Zuſt. b. d. Soz.)

Staatsſekretär Dr. Lisco: Gegen eine ſolche Wendung
muß ich ganz entſchieden proteſtieren.

Damit ſchließt die Debatte.
Unter Ablehnung, des Antrages Kirſch wird der Antrag

Müller-Meiningen angenommen.
S 23 wird in der Faſſung der Kommiſſion angenommen.
S 23,2 beſtimmt, in der Kommiſſionsfaſſung, daß die bloße

Erhebung der Anklage durch die Staatsanwaltſchaft die Zu-
ſtändigkeit des Amtsgerichtes in den zur Zuſtändigkeit des
Landgerichtes gehörigen Vergehen oder Verhrechen begruündet.

Abg. Müller-Meiningen (Fortſchr. Vpt. bittet dringend
um Annahme ſeines Antrages, wonach nicht die Erhebung der
Anklage durch die Staatsanwaltſchaft genügen ſoll, um die
Zuſtändigkeit des Amtsgerichtes zu begründen, ſondern
wie bisher ein Veſchluß der Straftammer hinzutreten muß.

Abg. Heine (Soz.): Dieſe Frage iſt eine der wichtigſten
in dieſer ganzen Materie. Auf den erſten Blick möchte die
Kommiſſionsfaſſung vor dem Antrag Müller-Meiningen den
Vorzug größerer Einfachheit haben. Es iſt zurückzugeben, daß
die Ueberweiſung von Strafſachen durch die Strafkammer an
das Amtsgericht im allgemeinen zur reinen Formſache gewor-
den iſt. Aber es iſt beſſer, die Form beizubehalten und ſie
bei gunſtigerer Gelegenheit mit Jnhalt zu füllen, als ſie ohne
Erſatz zu zerbrechen. Wenn wir eine objektive, ungbhängige
Staatsanwaliſchaft hätten, ließe ſich über die Kommiſſions-
faſſung reden. Aber
die Staatsanwaltſchaft, wie ſie nun einmal iſt iſt das Gegen-

teil einer objektiven, unabhängigen Behbörde.
Darüber bei anderer Gelegenheit weitere Ausführungen, die
Gelegenheit wird ſich ja bei dieſer Beratung ſchon finden, und
das Kapitel iſt unerſchöpflich. (Sehr wahr! h. d. Soz.. Wir
werden für den Antrag Müller-Meiningen ſtimmen. Beifall
links.)

Kommiſſar des Bundesrats, Oberlandesgerichtsrat Schul z
tritt lebhaft fur die Kommiſſionsfaſſung ein und bittet drin-
gend um Ablehnung des Antrages Müller-Meiningen.

Abg. Heine (Soz.) bittet nochmals dringend um Annahme
des Antrages Müller-Meiningen. Es wäre eine

große Gefahr für alle oppoſitionellen Richtungen
und für die ſtagtshürgerliche Freiheit überhaupt, wenn es in
die Hand der Staatsanwaltſchaft gelegt

gab nur Anſchluß nach unten, nicht aber nach oben. Nun aber
ſtieg wenigſtens der eine, und der andre freute ſich darüber,
als wäre es ihm ſelbſt geſchehen.

„Hermann, glaubſt du, das kann uns nützen, ſo was bringt
uns vorwärts,“ meinte Lorenſen und griff immer wieder zu
der Karte, mit der ſich all ſeine Vorſtellungen von der ſo-
genannten großen Welt verbanden. Stets hatte die Sehnſucht
danach in ihm gebrannt mit der heimlichen Gier des Frauen-
freundes, der von dem Glanz duftender Salons träumt, die er
wie das gelobte Land bisher immer nur von weitem ſehen
konnte. Er vernahm bereits das Kniſtern der ſeidenen Klei-
der, berauſchte ſich an brillantgeſchmückten Nacken und Armen,
die ihm einen andern Reiz gehen ſollten, als die Blöße der ge-
wöhnlichen Weiber.

Kempen nickte nur, war dafür aber um ſo mehr bei der prak-
tiſchen Seite der Sache. Man mußte einen Franckanzug pum-
pen, für all das Drum und Dran ſorgen, das zu einem paten-
ten Menſchen gehörte, der kein gewöhnlicher Sterblicher war
und obendrein in der Einbildung lebte, alles werde ſich beim
Eintritt um ihn drehen.

Kempen biß die Zähne zuſammen und mächte einen tiefen
Griff in die Kaſſe, deren eigentliches Verſteck Lorenſen nie ſo
recht ergründen konnte. Als dann der Abend kam und Lorenſen
als ein zwar etwas unbeholfener aber doch ſchmucker Kerl im
Zimmer ſtand, mit jenem bangen Gefühl, das der Entdecker
einer unbekannten Welt kurz vor dem Ziel empfindet, ſtieß
Kempen krampfhaft hervor: „Na, nun kannſt du ordentlich
Süßholz raſpeln. Sprich nicht zu viel Unſinn und denk nicht
immer, du haſt Schenkmamſells vor dir.“ Dann jedoch, als er
ihm drei einzelne Markſtücke gab, damit er nicht in Verlegen-
heit komme, ermahnte er ihn, noch etwas davon mitzubringen
und ſich nicht etwa zum Schluß noch einer Caféſchlemmerei
hinzugeben.

Der Zufall wollte es, daß um dieſe Zeit Klara Munk er-
ſchien. um Kempen zu benachrichtigen, daß am andern Tage
die Sitzung ausfallen müſſe, da ſie für die Mutter einen not-
wendigen Gang zu beſorgen habe. Kempen war es recht, denn
jedenfalls würde der Freund erſt am frühen Morgen nach
Hauſe kommen und dann gebörig ſeine Naht ſchlafen. Als
ſie Lorenſen im Ballanzug ſtehen ſah, geriet ſie in kindliche Ve-
wunderung, der dann ſtilles Erſtaunen darüber folgte, wie ein
Menſch ſich raſch verändern könne. Der Friſeur hatte ihn
nachmittags gründlich zurechtgeſtutzt, ihm die blonde Mähne
ordentlich beſchnitten und geſcheitelt und das Schnurrbärtchen
kokett gewichſt und geſpitzt, ſo daß etwas Geziertes und Ge-
ſchnörkeltes an ihm entſtanden war. Sie mußte lachen, freute
ſich dann aber mit den beiden, denn, bereits eingelebt in ihre
Verhältniſſe, hatte ſie ſchon ſeit Tagen lebhaften Anteil an
dieſem Vorgang genommen.

„Ach, bringen Sie mir doch etwas mit, und wenn's auch nur

nern n

würde, ſich die

22. Jahrg.

Jnſtanz auszuſuchen, bei der ſie Anklage erheben will.
Wir kennen ja die Beeinflußbarkeit der Schöffen. (Hört, hört!
rechts.) Ja, hört, hört! Heiterkeit links.) Gewiß haben die
Schöffen nicht die Widerſtandskraft der Geſchworenen. Darum
ſucht man z. B. in BVayern, wo bekanntlich die Preßſachen vor
die Geſchworenen kommen, Preßdelikte als groben Unfug zu
friſieren, um ſie vor die bequemeren Schöffengerichte zu brin-
gen. (Hört, hörtl links.)

Abg. Baſſermann (natl.) wendet ſich gegen den Antrag
Müller-Meiningen, der in der Praxis unhaltbare Verhältniſſe
ſchaffe.

Abg. Gröber (Ztr.): Der Antrag Müller-Meiningen
geht von allzu formaliſtiſchen Geſichtspunkten aus. Der Be-
ſchluß der Strafkammer wird doch auf Antrag der Staats-
anwaltſchaft gefaßt. Die Annahme des Antrages Müller-
Meiningen würde nur die Konſervierung des vielen über-
flüſſigen Schreibieerkes bedeuten, das die Faſſung der Kom-
miſſion beſeitigen will.

Abg. Ablaß (Fortſchr. Vpt.): Jch gebe zu, daß es ſich in
den meiſten Fällen um bloße Formalitäten handeln wird.
Aber der große Grundſatz der Gleichheit beider Prozeßpar-
teien iſt doch ganz gewiß nicht ein bloßes Formalprinzip.
m Bedenken entgegenzukommen, haben wir den Eventual-

antrag geſtellt, daß wenigſtens ein beſonderer Antrag auf Zu-
ſtändigleitserklärung bei dem Amtsgericht nötig ſein ſoll.

Die Diskuſſion ſchließt.
Unter Ablehnung der Abänderungsanträge, für die Fort-
ſchrittler, Sozialdemokraten und Polen ſtimmen, wird S 23 a
in der Kommiſſionsfaſſung angenommen.

S 28,8 beſtimmt die Zuſammenſetzung der Schöffengerichte.
Abſatz 2 beſtimmt, daß bei den in S 361 Nr. 3--8 Strafgeſetz

buch aufgezählten Uebertretungen die Zuziehung von Schöffen
unterbleibt.

Die Abgg. Albrecht
Streichung dieſes Abfſatzes.

Abg. Frohme (Soz.) begründet dieſen Antrag. Ganz ge
wiß ſind unſere Laienrichter nicht ideal, ganz gewiß unter-
liegen Geſchworene und Schöffen den Stimmungen und Leiden-
ſchaften ihrer Klaſſe. wie wir oft genug erlebt haben. Aber es
bedeutet keine Abſchwächung, ſondern eine Verſtärkung des
Klaſſencharalters der Juſtiz, wenn gerade den Aermſten der
Armen gegenüber jede Garantie aufgehoben wird, wenn man
von dem unvolltommenen Syſtem der Schöffengerichte zu dem

noch unvollkommeneren Syſtem
des Einzel!richters zurückkehrt. Man ſage auch nicht, daß es ſich
um belangloſe Bagatellen handle. Es ſeien ja nur Landſtreicher
uſw., die vom Einzelrichter'ohne Zuziehung von Schöffen ab-
geurteilt werden ſollen. Aber wieviel Elend, wieviel Not
auch unverſchuldetes Elend und unverſchuldete Not bergen
ſich oft unter dem Sammelnamen der Landſtreicherei. (Sehr
wahr! b. d. Soz.) Es geht doch nicht an, dieſe

Unglücklichen noch extra
durch Entziehung der Rechtsgarantien zu beſtrafen, zumal auch
bei der Findigkeit, die in dieſer Beziehung in Deutſchland
herrſcht, ein politiſcher Mißbrauch keineswegs unbedingt aus-
geſchloſſen erſcheint. (Beifall b. d. Soz.)

Abg. Graef (Wirtſch. Vgg.) tritt für die Kommiſſions-
ſaſſung ein und beſtreitet, daß die Möglichkeit des politiſchen
Mißbrauchs gegeben ſei.

S 23,3 wird unter Ablehnung des Antrags Albrecht in der
Faſſung der Kommiſſion angenommen.

Die folgenden Paragraphen werden unverändert debatte-
los angenommen.

S 60 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, nach welchem die Landes-
juſtizverwaltung die Unterſuchungsrichter beſtellt, iſt von der
Kommiſſion unverändert gelaſſen.

Die Abgg. Albrecht und Gen. (Soz.) beantragen, die
Worte „die Landesjuſtizverwaltung“ zu erſetzen durch „das
Plenum“.

S 63 überläßt die Geſchäftsverteilung über das ganze Jahr
dem Präſidium des Gerichts.

Die Abgg. Albrecht und Gen. (Soz.) beantragen, die
Worte „das Präſidium“ zu erſetzen durch „das Plenum“.

Abg. Dr. Dahlem (Zentr.) beantragt, hinter „das Präſi-
dium“ einzuſchiebhen „in gemeinſamer Sitzung“.

h z

und Genoſſen (Soz.) beantragen

eine Blume iſt,“ bat ſie ihn. „Die feinen Damen haben ja alle
Buketts.“

„Das iſt wahr, ſo 'n bißchen räubern kannſt du,“ warf
Kempen ein, dachte dabei aber an etwas andres. „Ein Frauen-
zimmer braucht ja nicht gleich dran hängen zu bleiben.“

Lorenſen fühlte ſich bereits in der Rolle des Eroberers; er
wiegte ſich in ſeiner ſchlanken Taille, um die der Frack ihm
etwas zu eng ſaß, quälte ſich probeweiſe mit dem linken weißen
Handſchuh ab und ſagte mit einer gewiſſen Großartigkeit,
während er den Blick nicht von dem alten Mahagoniſpiegel
ließ: „Du, Hermann, das kann gefährlich werden. Vielleicht
bleibt 'ne Millioneuſe dran hängen. Das wär furchtbar echt.“

„Dann pack nur gleich mit deiner Kunſt ein,“ ziſchelte Kem-
ven zwiſchen den Zähnen. „Rückgrat gebrauchen wir, Rück-
grat, aber keine Frau!“

Lorenſen vergnügte ſich wie gewöhnlich darüber, hängte ſich
ſeinen Mantel um, erſchreckte zum Abſchied Klara ein wenig,
indem er den ebenfalls geborgten Chapeau claque faſt an ihre
Naſe ſpringen ließ, beäugelte noch einmal die ſelbſtlackierten
Stiefel und ging dann von den beſten Wünſchen begleitet.

Hempen hatte bereits ſein beſcheidenes Abendbrot auf dem
Tiſch, und als Klara ſich nun ebenfalls verabſchiedete, fragte
er autmütig, ob ſie nicht eine belegte Schnitte miteſſen wolle;
beſſer werde ſie es zu Hauſe wohl auch nicht haben. Sie zierte
ſich nicht, nahm den Hut ab und ſetzte ſich zu ihm, denn ſeitdem
ſie hier aus und ein ging, war etwas von der Ungezwungen-heit dieſer Künſtlerwirtſchaft auf ſie übergegangen. et
fühlte ſie ſich wohler als daheim, wo es weiter zu ſehen
gab als die muffige Wäſche und den lichtloſen P was nicht
angenehmer wurde durch die Scheltworte der Mutter, ſobald
die Erinnerung an vergangene Zeiten ſie ſchlecht gelaunt hatte.

Hier aber herrſchte ein freier, heitrer Ton, wehte ſozuſagen
Bildungsluft, erkannte man bereits die Vorzüge ihrer fünf-
zehn Jahre. Mit Lorenſen würde ſie gewiß nicht ſo unter vier
Augen eſſen, denn er machte zuviel zudringliche Späße, und
wenn ſeine blauen Augen ſo lange auf ihr ruhten, fühlte ſie
heiße Röte in den Wangen. Kempen jedoch hatte etwas Väter-
liches für ſie, das ſich zwar polternd äußerte, ſie aber unge-
mein ruhig ſtimmte. Oftmals, wenn ſie ſo ſtill geſeſſen, hatte
ſie Vergleiche zwiſchen den beiden angeſtellt, die ihrem früh-
zeitig entwickelten Scharfſinn alle Ehre machten. Kempen war
jedenfalls der Beſſere, feſt und zielbewußt, aber nicht der
Hübſchere. Die Sorgloſigkeit ſeines Aeußeren gefiel ihr nicht,
namentlich die Art nicht, wie er ſeinen Bart verwildern ließ.
Wohl hatte er ſchöne, klare Augen, in denen nichts Böſes
ſchlummerte, aber ſeine Knickrigkeit, die faſt an Geiz grenzte,
ſtieß ſie beſonders ab. Nein, ſie hätte ihn nicht zum Manne
haben mögen, trotzdem ſie ſich geſtehen mußte, daß er immer
ſolide bleiben würde

(Fortſetzung folgt.
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Abg. Stadthagen (Saz.): Unſere Anträge ſollen die
Unabhängigkeit der Richter ſichern, daß das notwendig iſt, be
weiſen manche Fälle der Praxis. Jch erinnere an die e
Schmidt und Havenſtein. Alexander Schmidt erklärte aus
drücklich, daß er ſeinen Abſchied genommen, weil er wider
ſeinen Wunſch aus der Strafkammer in die Zivilkammer ver-
ſehlt ſei. (Hört, hört! links.) Der Senatspräſident Havenſtein
wurde ebenfalls gegen ſeinen Wunſch aus dem Strafſenat ent-
ſernt, weil er Steifnackigkeit gegen die Polizei gezeigt hatte.
Er empfand das als Maßregelung, und die Königsberger Volks-
teitung, die ſich dieſer Auffaſſung anſchloß, wurde verurteilt.

hört! b. d. Soz.) Die Königsberger Strafkammer über-bhängigteit, ſie prokla-
mierte den Grundſatz der Hegemonie der Politik in der gufig
(Hört, hört! b. d. Soz.) Jn beiden Fällen ſtellte ſich das
Meichsgericht auf den Standpunkt der Gemaßregelten. Unſere
Anträge ſind das Minimum deſſen, was ſelbſt die Deutſche

ter nag als unumgänglich notwendig für die Unab-
it des Richterſtandes bezeichnet.

ba. Dr. Dahlem (Zenitr.) befürwortet ſeinen Antrag, der
geeignet ſei, die Bedenken zu zerſtreuen.

Stantsſekretär Dr. Lisco bittet, die Paragraphen unge-
ändert zu laſſen.

Abg. Stadthagen (Soz.): Unſere Anträge ſollen Garan-
tien ſchaffen, daß nicht Richter aus politiſchen Gründen von
iner Kammer in die andere verſetzt werden. Die Richter ſelbſt
verlangen dasſelbe. (Hört, hört! b. d. Soz.)

Abg. Heine Soz.): Die Notwendigkeit verſtärker Garan-
tien hat Stadthagen ſchlagend nachgewieſen. Die Fälle Haven-
ſtein und Schmidt ſprechen auch eine ſehr deutliche Sprache.

Hiermit ſchließt die Diskuſſion. Die Anträge Albrecht
und Gen. werden abgelehnt, bei der Abſtimmung über den
Antrag Dahlem bleibt das Bureau zweifelhaft, die Abſtim-
mung muß daher durch Hammelſvprung erfolgen; derſelbe er-
gibt 92 Stimmen gegen, 90 für den Antrag.

Das Haus iſt alſo beſchlußunfähig, der Präſident beraumt
die nächſte Sitzung auf Mittwoch Uhr an.

Fortſetzung der heutigen Ber ung.
Schluß 534 Uhr.

m
*4

Berichtigung.
Jm geſtrigen Bericht fehlt ein Abſtimmungsreſultat.
J3 ſchreibt vor, daß die Zulaſſung zur Vorbereitung für den

Juſtizdienſt nicht vom Nachweis eines „beſtimmten“ Vermögens
oder Einkommens abhängig gemacht werden darf.

Hierzu beantragen die Abgg. Albrecht und Gen.
das Wort „beſtimmten“ zu ſtreichen. Dieſer Antrag wurd
genommen.

Aus den Hachbarkreiſen.
Der Regierungspräſident gegen den Kinematographen-Unfug.

Im Regierungsbezirk Merſeburg iſt unter Zuſtimmung
des Bezirksausſchuſſes eine Polizeiverordnung erlaſſen wor-
den, die ſich gegen das Kinematographenunweſen richtet und
folgende Beſtimmungen enthält:

Zur öffentlichen kinematographiſchen Vorführung dürfen
nur ſolche Bilder gelangen, deren Darbietung von der Orts-
polizeibehörde vorher genehmigt worden iſt.

Mindeſtens drei Tage vor der Vorführung iſt zu dieſem
Zweck der Ortspolizeibehörde ein Verzeichnis vorzulegen, das
die einzelnen Bilder mit Angabe des Titels, unter denen ſie
in den Handel gebracht werden, und der Fabrik, die ſie her-
geſtellt hat, enthält.

Handelt es ſich um Bilder, die bereits von dem Polizei-
präſidenten in Berlin zur öffentlichen Vorführung
zugelaſſen ſind. und befindet ſich der Unternehmer im Beſitz
eines Nachweiſes über dieſe Genehmigung, ſo braucht dasVerzeichnis, in das eine hierauf begigliche Angabe aufzu-
nehmen iſt, erſt 24 Stunden vor der Vorführung eingereicht
werden.

Auf Verlangen iſt jedes zur öffentlichen Vorführung be
ſtimmte kinematographiſche Bild vor erfolgter Genehmigung
einem Beamten der Polizeibehörde in einem von
dieſer zu beſtimmenden Raum vorzuführen.

Das mit dem Genehmigungsvermerk verſehene Verzeichnis
iſt dem Unternehmer zurückzugeben.

Dieſes Verzeichnis, ſowie die Nachweiſe einer etwa ſchon
durch den Polizeipräſidenten in Berlin erfolgten Genehmigung
ſind während der öffentlichen Vorführung derart bereit zu
halten, daß ſie von dem revidierenden Beamten
tjederzeit eingeſehen werden können.

Die öffentliche Vorführung kinematographiſcher Bilder darf
nur unter denjenigen Titeln erfolgen, unter denen ſie in das
Verzeichnis eingetragen ſind.

Uebertretungen der Vorſchriften dieſer Polizeiverordnung
werden, ſoweit nicht weitergehende Strafbeſtimmungen An-
wendung finden, mit Geldſtrafe bis zu 60 Mk., im Unver-
mögensfalle mit entſprechender Haft beſtraft.

Es iſt jedenfalls nur zu begrüßen, wenn gegen den Unfug
in den Kinos, die nicht weniger verrohend auf die Jugend ein-
wirken, als die zu billigſten Preiſen verbreitete Schundlite-
ratur, vorgegangen wird. Ob aber gerade die Polizei-
organe geeignet ſind, als Zenſoren und Aufſichtführende zu
fungieren, iſt doch mehr als fraglich. Die Praxis, die die
Polizei in Moabit, Halle und anderswo ausgeübt hat,
ſpricht nicht für den Befähigungsnachweis, veredelnd zu wir-
ken. Die Wirkung derartiger Polizeiverordnungen wird des
halb auch mehr eine Beläſtigung der Kinematographenbeſitzer,
als eine Einſchränkung der ſchädlichen Wirkungen der kine-
matographiſchen Vorführungen ſein. Eine Beſſerung kann
lediglich durch genügende Aufklärung herbeigeführt werden.
Dazu eignet ſich aber die Polizei am allerwenigſten. Das
wird in der Hauptſache die Aufgabe der Schule und der Eltern,
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nicht zum geringſten Teil auch der Arbeiter- und Jugend-
organiſationen ſein, die gerade wegen ihrer Aufklärungsarbeit
von der Polizei beſpitzelt und unterdrückt werden.

Merſeburg. Das Gewerkſchaftskartell im Jahre
1910. Jn ſeiner vorletzten Sitzung hatte das Kartell ſeine
Neugeſtaltung vorzunehmen und zugleich einen Rückblick auf
das vergangene Jahr zu werfen. Erfreulicherweiſe haben die
Gewerkſchaften Merſeburgs faſt ohne Ausnahme einen Mit-
gliederzuwachs zu verzeichnen und ſteht feſt, daß die Bemühun-
gen des Kartells, die Arbeiter durch Bildungsbeſtrebungen
und Aufklärung heranzuziehen, auf fruchtbaren Boden ge-
fallen ſind. Aus dem Bericht des Vorſitzenden, Gen. Thieme,
war herauszuhören, daß ſich im vergangenen Jahre noch drei
Gewerkſchaften dem Kartell angeſchloſſen haben, zurzeit ſind
15 Gewerkſchaften mit rund 1200 Mitgliedern kartelliert, ſo
daß mit der dem Kartell noch fernſtehenden Organiſation der
Bauarbeiter in Merſeburg über 1500 in freien Verbänden
organiſierte Arbeiter zu verzeichnen ſind. Aus dem Bericht
des Kaſſierers war eine weſentliche Erhöhung des Kaſſenbe

ſtandes erſichtlich, was mit Freuden begrust wurde, da
Kartell ſich nicht geſcheut hatte, große Aufgaben, welche mit
ziemlichen Geldkoſten verknüpft wären, aber zur Bildung not
wendig ſind, durchzuführen. Die Bilanz iſt folgende: Ein
nahme 893,94 Mk., Ausgabe 665,20 Mk., Kaſſenbeſtand 228,65
Mark. Nachdem die Entlaſtung des Vorſitzenden und Kaſſie
rers vorgenommen worden war, wurde zur Neuwahl des Ge-
ſamtvorſtandes und der Kommiſſionen geſchritten. Als erſter
Forſgender wurde Genoſſe Röhricht, als zweiter Vorſitzen
der Genoſſe Krüger, als Kaſſierer Genoſſe Rößler undals Schriftführer Genoſſe Streller gewablit. n die ver
ſchiedenen Kommiſſionen wurden gewählt: Bibliothekskommiſ-
ſion: Gen. Dankert und Riſche; Herbergskommiſſion: Gen.
Kunze, Heilemann und Weiſe; Lokalkommiſſion: Kuhn, Riſche
und Röhricht; Arbeiterſchutzkommiſſion: Gen. Krüger; Ju
gendkommiſſion: Kath, Trümpelmann, Beine und Philippi.

Sodann wurden aus dem Kaſſenbeſtand 100 Mk. bewilligt,
welche zur Neuanſchaffung von Bibliotheksbüchern verwendet
werden. Des weiteren beſchloß das Kartell einſtimmig, ſich
an der Anſchaffung und Koſtendeckung eines Telephons zu be-
teiligen, welches im Verkehrslokal Kaiſer- Wilhelmshalle im
Bureau des Metallarbeiterverbandes, mit einem Nebenan-
ſchluß für den Wirt angebracht werden ſoll. Die Koſten tragen
zu je einem Drittel der Wirt, die Kartell- und die Parteiver-
einskaſſe.

Jn der Sitzung am 3. Februar befaßte ſich das Kartell mit
der getroffenen Spareinrichtung und da ſich Genoſſe Thieme
bereit erklärte, unter den vorliegenden Umſtänden die Einzah-
lung und Quittierung der Gelder auch weiterhin vorzunehmen.
ſo ergeht an die Gewerkſchaftsgenoſſen der Ruf: „Spart bei
eurem Gewerkſchaftskartell.“ Jm vergangenen Jahre ſind
6215 30 Mk geſpart, und vor Weihnachten den Sparern wieder
zurückgezahlt worden.

Ferner entſpann ſich eine lebhafte Debatte zum Punkt:
Lokalfrage. Alle Redner waren ſich darin einig, daß, da
uns nur die Kaiſer- Wilhelmshalle zur Verfügung ſteht, auch
die organiſierte Arbeiterſchaft nur in dieſem Lokale verkehren
ſoll, zumal Vorkehrungen getroffen worden ſind, die auf den
wirtſchaftlichen Betrieb von einſchneidender Bedeutung ſind.
Scharf verurteilt wurde der Jndifferentismus und der Hang
zur Vereinsmeierei unter der Merſeburger Arbeiterſchaft. Laßt
dieſen Kaſtengeiſt beiſeite, und ſchart euch dort zuſammen, wo
für Verbeſſerung der wirtſchaftlichen Lage die Waffen ge-
ſchmiedet werden. Die Wirte, welche ihre Lokalitäten den Ar-
beitern zu Verſammlungen verweigern und ſich hüten, ein Ar-
beiterblatt in ihrem Lokal auszuhängen, verdienen auch nicht,
daß ſich ein Teil der Arbeiter vor ihren Karren ſpannen läßt.
Hier fehlt Klaſſenbewußtſein. Nach längerer Diskuſſion wurde
dieſer Punkt bis zur nächſten Sitzung. an der alle in Frage
kommenden Jnſtanzen teilnehmen ſollen vertagt.

Die Genoſſen werden noch darauf hingewieſen, daß die
Lokalunterſtützung im Gewerkſchaftshaus Kaiſer-Wilhelms-
halle, Halleſcheſtraße 20-26, im Burcau der Metallarbeiter,
gqusgezahlt wird, ebenſo ſind alle Briefe und Sendungen dahin
zu adreſſieren, oder etwaige Beſchwerden oder andere Vor-
kommniſſe ſofort dort anzubringen, um eine glatte Erledigung
der Geſchäfte zu ermöglichen.

Merſeburg. Der Sozial demokratiſche Verein hält
morgen Donnerstag, abends *29 Uhr in der Kaiſer- Wilhelmshalle
eine Mitgliederverſammlung ab. Jn Anbetracht der Wichtigkeit
der nen wird um zahlreiches und pünktliches Erſcheinen
erſucht.

Schkenditz. Der Streit zwiſchen dem Bürger-
meiſter Schmidt und der Gemeinde Modelwitz
beſchäftigte am Dienstag in umfangreicher Weiſe nochmals die
Halleſche Strafkammer. Ueber den Sachverhalt haben wir
wiederholt berichtet. Mehrere Gemeindevertreterſitzungen in
Modelwitz beſchäftigten ſich mit der Außenbahngeſellſchaft Leip
zig und die kleinen Gemeinden wollen von den Schkeuditzern
bezw. vom Bürgermeiſter Schmidt dortſelbſt „über das Ohr ge-
hauen“ worden ſein. Am 9. Februar v. J. kam es in einen
Reſtaurant zu einem heftigen Wortwechſel, bei dem der Amts-
und Gemeindevorſteher Wilhelm Behling den Schkeuditzer
Bürgermeiſter beleidigt haben ſoll. Behling ſoll damals geſagt
haben: „Wenn Schmidt geſagt hat, er habe in der Vahn-
angelegenheit den Landrat kommiſſariſch vertreten, ſo hat er die
kleinen Gemeinden belogen und betrogen, hätte er aber
geſagt, er wäre zu der Sitzung als Jntereſſent der Schkeuditzer
erſchienen, dann hätte er allerdings die Jntereſſen der Stadt
Schkeuditz wahrgenommen.“ Behling wurde wegen dieſer
Aeußerung vom Schkeuditzer Schöffengericht zu 100 Mk. Geld-
ſtrafe verurteilt, die Halleſche Strafkammer ſetzte aber auf ein
gelegte Berufung die Strafe auf 50 Mk. herab. Auf eingelegte
Reviſion hob aber auch das Oberlandesgericht in Naumburg das
Urteil abermals auf und wies die Sache an die Strafkammer
v um zu prüfen, ob der S 193 (Wahrnehmung berechtigter
Jntereſſen) genügend gewürdigt worden ſei.

Jn der erneuten Verhandlung erklärte der Amtsvorſteher,
durch die Bahnangelegenheit ſeien die Gemeinden Modelwitz
uſw. erſt um 78 000 und dann um 90 000 Mk. geſchädigt
worden. Dadurch ſei Unzafriedenheit und Mißſtimmung gegen
den Schkeuditzer Bürgermeiſter entſtanden. Ob Angeklagter in
Beziehung auf den Bürgermeiſter die Worte „belogen und be-
trogen“ gebraucht habe, könne er nicht ſagen. Jedenfalls gebe
er aber zu, von Unwghrheiten des Bürgermeiſters geſprochen zu
haben. Zur Beweis aufnahme waren zwölf Zeugen aufgeboten,
die zum größten Teil die früheren Darſtellungen beſtätigten.
Der Landrat erklärte, dem Bürgermeiſter Schmidt nur mündlich
privatim den Auftrag erteilt zu haben, an den Sitzungen der
kleinen Gemeinden, in denen die Bahnangelegenheiten be-
ſprochen wurden, teilzunehmen. Ein anderer Zeuge hingegen
ſagte aus, der Bürgermeiſter habe einmal davon geſprochen,
einen ſchriftlichen Auftrag vom Landrat zur Wahr-
nehmung der Angelegenheit gehabt zu haben. Der Staats-
anwalt beantragte die abermalige Beſtrafung; der Angekalgte
hingegen ſeine Freiſprechung, da er in Erregung über den den
kleinen Gemeinden zugefügten Schaden von über 160 000 Mk.
gehandelt habe. Zweifelsohne habe er berechtigte Jntereſſen
wahrgenommen.

Die Strafkammer kam diesmal zur gänzlichen Frei-
ſprechung des Angetlagten mit der Begründung, der Ange-
klagte habe bei der Redewendung geglaubt, berechtigte Jnter-
eſſen wahrzunehmen, da nach ſeiner Meinung die kleinen
Gemeinden durch den Bürgermeiſter geſchädigt wurden. Die
Worte „lügen und betrügen“ müßten in dieſem Falle als l an d-
läufig angeſehen werden, und könne deshalb eine Beleidigung
auch aus der Form und den Umſtänden nach Anſicht des Ober
landesgerichts nicht gefolgert werden.

Schkeuditz Wegen des Verbrechens der Bigamie
hatten ſich vor der r Strafkammer die 28 Jahre alte
Ehefrau des Droſchkenbeſitzers Jentſch, Martha Frida
Jentſch in Leipzig und der 30 Jahre alte Schloſſer Friedrich
Karl Bach in Schkeuditz zu verantworten. Beide ſchloſſen am
10. Dezember v. J. die Ehe, obwohl, wie die Anklage annahm,
beide gewußt haben, daß ſie ſich dadurch ſtrafbar machten, weil
die Jentſch bereits verheiratet war. Die Angeklagte hatte mit
voller Abſicht ihrem Geliebten verheimlicht, daß ihre Ehe noch

ten Bee See rentzereien der Verwandten, vollen Glauben. Die Angeklagen
atten ſich in Schkeuditz bereits eine Wohnung eingericht
ie J. entnahm unter ihrem Mädchennamen Schulze le

einem Möbelhändler für ungefähr 3000 Mk. Einrichtungs-
t de in einem anderen Geſchäft entnahm t für 00

ark und in einem dritten Geſchäft fir über 400 Mk. Warm.
Dieſe Sachen bekam ſie ſämtlich ohne Anzahlung, da ſie die
Geſchäftsinhaber in den Glauben verſetzt hatte, ſie ſei ver
mögend und zahlungsfähig. Am 10. Dezember v. J. iſt die
Ehe ſtandesamtlich geſchloſſen worden. Aber zur kirchlichen
Trauung kam es nicht, weil die bereits vier Tage
ſpäter in Haft genommen wurde. Das Gericht billigte der J
mildernde Umſtände zu und verurteilte ſie wegen Bigamie
und Betrugs zu einem Jahr drei Monaten Gefäng-
ni s. Bach hingegen wurde freigeſprochen, weil ange-
nommen wurde, er habe tatſächlich geglaubt, daß die J. nicht
verheiratet war.

Kreiſchau. Oeffentliche Volksverſammlung. Am
Sonntag, den 12. Februar, nachmittags 4 Uhr, findet in
Kreiſchau eine Volksverſammlung ſtatt, in welcher Redakteur
Genoſſe v. Lojewski- Leipzig über Die neueſten politiſchen
Vorgänge in Deutſchland ſprechen wird. Die Arbeiter von
Muſchwitz, Pobles, Söheſten, Söſſen uſw. werden erſucht, hierzu
recht zahlreich zu erſcheinen. Die dortigen Parteigenoſſen
mögen recht lebhafte Agitation entfalten.

Querfurt. Ein Nachſpiel zum Koppiusprozeß
vor dem Reichsgericht. Der Schankwirt Schmidt aus
Haubitz bei Grimma, welcher in Leipzig eine Gaſtwirtſchaft be-
treibt, und der Kellner Trebs aus Querfurt waren vomSchwurgericht Leipzig wegen falſcher Anſchuldigung und Frei-
heitsberaubung zu einem Jahre Gefängnis verurteilt worden.
Sie hatten in der Abſicht, ſich eine ausgeſetzte Geldbelohnung zu
verſchaffen, wider beſſeres Wiſſen den Markthelfer En gſt be-
zichtigt, Täter des von den berüchtigten Gebrüdern Koppius an

em Dienſtmädchen Hulda Seyvfferth in der Liviaſtraße verübten
Mord hs geweſen zu ſein; Engſt hatte deshalb un-
ſchuld eiſe in m Gewahrſam und in Unter
ſuchungenaft geſeſſen. Engſt wurde ſpäter wieder freigelaſſen,
da ſich die Angaben der Angeklagten als teilweiſe erfunden er-
wieſen. Jn ihrer beim Reichs gericht anſtehenden Reviſion
rügte Schmidt Verletzung materiellen und formellen Rechts.
Der vierte Strafſenat des höchſten Gerichtshofs kam jedoch zur
Verwerfung der Reviſion.

Bitterfeld. Die Betriebsleitung der GrubeTheodor erſucht uns, folgender Erwiderung Raum zu
geben:

„Die auf der Grube Theodor für den Abraumbetrieb bis auf
weiteres feſtgeſetzte Arbeitszeit von 6 Uhr morgens bis 7 Uhr
abends läuft den geſetzlichen Beſtimmungen nicht zuwider und
iſt in den hieſigen Abraumbaggerbetrieben allgemein üblich.
Eine Anzahl unſerer Abraumleute erklärte heute auf Be-
fragen, daß ſie den durch die Ueberſtunden erworbenen Mehr-
verdienſt gern mitnehmen ind nicht entbehren möchten. Von
einer allgemeinen Unzufriedenheit kann ſonach nicht die Rede
ſein. Bis 9 Uhr abends iſt ſeit Eröffnung des Betriebes über-
haupt nur zweimal an zwei aufeinanderfolgenden Tagen aus
Anlaß eins beſonderen Falles gearbeitet worden, von den
durch Betriebsſtörungen hervorgerufenen Notarbeiten zur
Reparatur des Baggers abgeſehen. Die Behauptungen hin-
ſichtlich der Beſtrafungen ſind ſtark übertrieben; laut Straf-
regiſter und Strafkaſſenbuch datiert die letzte Strafe vom
29. Juli 1910, die vorletzte vom 15. April desſelben Jahres.
Was den behaupteten Gebrauch von Schimpfworten gegen die
Arbeiter anbelangt, ſo ſtehen wir nicht an zu erklären, daß wir
eine derartige Behandlung der Leute, auch wenn ſie aus
momentaner Erregung heraus geſchah, auf das entſchiedendſte
mißbilligen und, wenn die betreffenden Arbeiter ſich be-
ſchwerdeführend an die Betriebsleitung wenden, in dieſer Hin-
ſicht Wandel ſchaffen werden.“

Ein flüchtiger Blick auf die Erklärung beſtätigt ſämtliche
von uns angeführten Unzuträglichkeiten. die Arbeitszeit
von 6 Uhr morgens bis 7 Uhr abends den geſetzlichen Beſtim-
mungen nicht zuwiderläuft, mag richtig ſein, jedoch wird jeder
ugeben müſſen, daß eine dreizehnſtündige Arbeitszeit im

Bergwerksbetrieb viel zu lang iſt, noch dazu, wenn dazwiſchen
nur zwei halbſtündige Pauſen liegen. Wie ſchlecht die Löhne
ſind, geht daraus hervor, daß mehrere Bergleute zum Ueber-
ſtundenſchinden ezwungen ſind, um ihre Familie notdürftig
ernähren zu können. Beſtritten wird auch nicht, daß Strafen
bis zu 1,50 Mark verhängt worden ſind. Wertvoll für die Ar
beiter iſt auch die Zuſicherung der Betriebsleitung, daß ſie auf
eingelegte Beſchwerde den Schimpfereien entgegenzutreten die
Abſicht habe. Wenn die Behandlung der Grubenarbeiter eine
beſſere wird, wenn ferner die Strafen ganz verſchwinden und
ſchließlich eine Verkürzung der zu n Arbeitszeit eintritt,
dann haben unſere Zeilen ihren Zweck erfüllt.

Sangerhauſen. Achtung, Parteigenoſſen! Der für
Donnerstag, den 9. Februar, angeſetzte erſte Abend des vom Kan
didaten Genoſſen Niebuhr abzuhaltenden Vortragskurſus muß
wegen Behinderung des Referenten um eine Woche verſchoben
werden. Die zum Kurſus delegierten Genoſſen wollen ſich für
den 16. Februar bereit halten.

Leipzig. Der Reichsgerichtsrat Weller, der ſeit dem 31. Januar
vermißt wurde, iſt Montag mittag als Leiche aus der Pleiße ge
zogen worden.
e

Waſſerſtände.
bedeutet über, unter Null).

Unſtrut und Saale. Fall Wuchs
Artern, Brückenpeg. 6. Febr. 0,49 7. Febr. 0,54 (0,05
Nebra, Oberpegel 2,12 2,12Unterpegel. 1,48 m r 0,02
Weißenfels, Oberpg. 2,50 2,46 0,04Unterp. 0,48 2 43 0,08Trotha 2,10 2,08 0,02Alsleben, Oberpegel 2,51 2,50 0,01Unterpegel 1,81 I1,756 0,06Bernburg cr1,39 c I1,31 0,08Kalbe, Oberpegel 1,64 crI1,64 0,01Unterpegel 2 1,18 r 1,04 0,14

Elbe.
Dresden 6. Febr. —-0,68 7. Febr. —-0,74 0,061
Torgau 1,68 1,60 0,08Wittenberg 2,67 2,62 0,051Roßlau 2,18 2,10 0,08Barby 2,43 2,35 0,08Magdeburg 72,01 1,94 0,07

euren S Köniqin-Suppe
der Wurfel für 2-3 Teſſer 10 Pfg. eine vorzügliche legierte Suppe Kochanweisung auf jedem Warfel.
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